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Dienstvertragsordnung 
(DienstVO) 

vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl.  
Hannover 1983 S. 65) 

i.d.F der Neufassung durch die 
61. Änderung der DienstVO vom 
10. Juni 2008 (Kirchl. Amtsbl.  
Hannover 2008 S. 70)  

zuletzt geändert durch die 88. Änderung 
der DienstVO vom 18. Sept. 2017  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. …) 

 

Tarifvertrag für den  
öffentlichen Dienst  

der Länder  
(TV-L) 

vom 12. Oktober 2006  

zuletzt geändert durch den Änderungs-
tarifvertrag Nr. 9 vom 17. Febr. 2017  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. …)  

A b s c h n i t t  I    
Allgemeine Vorschriften 

Vorbemerkung:  

Die in dieser Dienstvertragsordnung verwende-
ten Personenbezeichnungen gelten für Frauen 
und Männer. 1   
 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1)  1Diese Dienstvertragsordnung ist auf alle 
privatrechtlichen Dienstverhältnisse der Mitar-
beiterinnen anzuwenden, die von Anstellungs-
trägern nach § 3 des Mitarbeitergesetzes ange-
stellt werden. 2Anstellungsträger im Sinne die-
ser Dienstvertragsordnung sind die Konföderati-
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen, die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun-
schweig, die Evangelisch-lutherische Landeskir-
che Hannovers, die Evangelisch-Lutherische 
Kirche in Oldenburg und die ihrer Aufsicht un-
terstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts.  
 
(2)  1Werden Ordinierte im privatrechtlichen 
Dienstverhältnis mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben beauftragt, die in der Regel Pfarrerin-
nen übertragen werden, so gelten für ihre 
dienstlichen Pflichten die für Pfarrerinnen gel-
tenden Vorschriften entsprechend, soweit nicht 
kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist; 
dies gilt auch für die Bemessung der Arbeitszeit 
und den Anspruch auf Urlaub. 2Die Wohnungs-
ausgleichsregelungen in § 9 Abs. 3 in Verbin-
dung mit § 35 Abs. 3 des Pfarrerbesoldungs- 
und –versorgungsgesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen sind bei 
Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen 
entsprechend anzuwenden. 3Im Übrigen richten 
sich Rechte und Pflichten von Ordinierten im 
privatrechtlichen Dienstverhältnis nach den für 
Mitarbeiterinnen im privatrechtlichen Dienstver-
hältnis sonst geltenden Bestimmungen. 
 
(3) Mit vorheriger Genehmigung der jeweils 
zuständigen obersten Behörde (§ 31 des Mitar-
beitergesetzes) können in Ausnahmefällen im 

 

A.  Allgemeiner Teil 

A b s c h n i t t  I 
Allgemeine Vorschriften  

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer (Beschäftigte), die in 
einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
stehen, der Mitglied der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) oder eines 
Mitgliedverbandes der TdL ist. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für  

...  

e) Auszubildende, Schülerinnen/Schüler, Volon-
tärinnen/Volontäre und Praktikantinnen/ 
Praktikanten,  

f) Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüs-
se nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt 
werden,  

g) Beschäftigte, die Arbeiten nach den 
§§ 260 ff. SGB III verrichten,  

h) Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer 
von Personal-Service-Agenturen, sofern de-
ren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag 
geregelt sind,  

i) geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 
Absatz 1 Nr. 2 SGB IV,  

… 
 
(3) Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht für 

a) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

b) wissenschaftliche und künstlerische Hilfs-
kräfte, 

c) studentische Hilfskräfte, 

d) Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akade-
mien und wissenschaftlichen Forschungsein-
richtungen sowie künstlerische Lehrkräfte 
an Kunst- und Musikhochschulen. 

 
Protokollerklärungen zu § 1 Abs. 2 Buchst. j: 

                                    
1)  

 Vgl. dazu:  K 13/1995 - Gleichstellung von Frauen und Männern in der Rechtssprache  
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Hinblick auf eine besondere kirchliche Aufgabe 
die Dienstvertragsbedingungen einzelvertraglich 
abweichend von den Bestimmungen dieser 
Dienstvertragsordnung vereinbart werden. 
 
(4) Diese Dienstvertragsordnung ist nicht auf 
Rechtsverhältnisse anzuwenden, die mit Perso-
nen begründet werden, deren Beschäftigung 
nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die 
vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöh-
nung, Erziehung oder aus karitativen Gründen 
beschäftigt werden.  
 
(5) Die Rechtsverhältnisse ��Erl. 1 

a) der Auszubildenden in Ausbildungsberufen 
nach dem Berufsbildungsgesetz,  

b) der Auszubildenden in Ausbildungsberufen 
nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes 
oder des Hebammengesetzes und  

c) der Praktikantinnen für den Beruf 

– der Diakonin während der praktischen 
Tätigkeit, die nach Abschluss des Fach-
hochschulstudiums der landeskirchlichen 
Anerkennung als Diakonin vorauszuge-
hen hat, 

– der Sozialarbeiterin, der Sozialpädago-
gin und der Heilpädagogin während der 
praktischen Tätigkeit, die nach Ab-
schluss des Fachhochschulstudiums der 
staatlichen Anerkennung als Sozialarbei-
terin, Sozialpädagogin oder Heilpädago-
gin vorauszugehen hat,  

– der Erzieherin und der Kinderpflegerin 
während der praktischen Tätigkeit, die 
nach den geltenden Ausbildungsordnun-
gen der staatlichen Anerkennung als Er-
zieherin/Erzieher oder Kinderpflegerin 
vorauszugehen hat, 

bestimmen sich nach einer besonderen Arbeits-
rechtsregelung. 

Erl. 1: Absatz 5 m.W.v. 1.7.2016 i.d.F. gem. § 1  
Nr. 2 der 80. Änderung der DienstVO  

 

… (Theaterpersonal) 
 
Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 3: 

1. …  

2. … 
 
(4) 1Neben den Regelungen des Allgemeinen 
Teils (§§ 1 bis 39) gelten Sonderregelungen für 
nachstehende Beschäftigtengruppen: 

a) Beschäftigte an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen (§ 40), 

... 

e) Beschäftigte als Lehrkräfte (§ 44),  

... 
2Die Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-
L. 

 

§ 2  
Anwendung tariflicher Bestimmungen 

(1) 1Auf die Dienstverhältnisse der Mitarbeite-
rinnen sind die Bestimmungen des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) vom 12. Oktober 2006 in der für das 
Land Niedersachsen jeweils geltenden Fassung 
entsprechend anzuwenden, soweit im Folgenden 
nicht etwas anderes bestimmt ist.  
2Die Bestimmungen der den TV-L ergänzenden, 
ändernden oder ersetzenden Tarifverträge sind 
in der für das Land Niedersachsen jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend anzuwenden, 
sofern sie in der Anlage 1 aufgeführt sind und 
soweit im Folgenden nicht etwas anderes be-
stimmt ist. 
 
(2) Absatz 1 gilt auch für die Dienstverhältnis-
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se der Mitarbeiterinnen, die im Sinne des § 8 
Abs. 1 Nr. 1 SGB IV – ohne Berücksichtigung 
des § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in der jeweils gel-
tenden Fassung – geringfügig beschäftigt sind, 
soweit im V. Abschnitt nicht etwas anderes ge-
regelt ist.  
 
(3) Die Vorschriften des Mitarbeitergesetzes 
über das Verfahren bei Änderungen der im Land 
Niedersachsen geltenden Bestimmungen bleiben 
unberührt. 
 
 (4) 1Der Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L) vom 12. Oktober 2006 
wird in den amtlichen Verkündungsblättern der 
beteiligten Kirchen abgedruckt; sie können auch 
auszugsweise abgedruckt werden. 
2Mit Zustimmung der Arbeits- und Dienstrechtli-
chen Kommission kann vom Abdruck abgesehen 
oder nur die Fundstelle veröffentlicht werden.  
 
(5) Die Regelungen über die Sicherung der 
Mitarbeiterinnen bei Rationalisierungsmaßnah-
men und Einschränkungen von Einrichtungen 
ergeben sich aus Anlage 6.  
 
(6) Die Regelung über die Arbeitsbedingungen 
auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informati-
ons- und Kommunikationstechnik ergibt sich aus 
Anlage 7. 
 
(7) Die Regelung für Mitarbeiterinnen, die auf 
Grund ihrer Dienstanweisung oder auf Grund 
einer Anweisung des Anstellungsträgers im Ein-
zelfall als Aufsichts- oder Betreuungsperson 
Freizeiten, Seminare, Heim- und Lageraufent-
halte durchführen, ergibt sich aus Anlage 8.  
 
(8) 1Bei den Dienstverhältnissen mit Mitarbei-
terinnen in Diakonie- und Sozialstationen kann 
von den Bestimmungen des TV-L und den zu-
sätzlichen Regelungen nach Maßgabe der Anla-
ge 3 abgewichen werden. 2Satz 1 findet auf die 
Dienstverhältnisse mit Mitarbeiterinnen in den 
Einrichtungen Jugendwerkstatt Hameln und 
Evangelisches Jugendheim Blockhaus Ahlhorn 
entsprechende Anwendung. 3Eine Dienstverein-
barung nach Satz 2 bedarf zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung durch die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission. ��Erl. 1 
 
(9)  Die Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen 
im Sozial- und Erziehungsdienst ergeben sich 
aus Anlage 9. ��Erl. 3  

Erl. 1: Sätze 2 und 3 angefügt m.W.v. 09.06.2011 
gem. § 1 der 72. Änderung der DienstVO   

Erl. 2: Abs. 9 angefügt m.W.v. 01.01.2017 gem. § 1 
Nr. 2 der 83. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Abs. 9 m.W.v. 1.1.2019 in der Fassung des 
Beschlusses der Schlichtungskommission vom 
3.11.2017 (89. Änderung der DienstVO) 

 
 

§ 3   
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Grundlegende Pflichten 

(1) 1Die Mitarbeiterin ist an Bekenntnis und 
Recht der beteiligten Kirchen gebunden. 2Sie ist 
in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Le-
bensführung dem Auftrag des Herrn verpflich-
tet, das Evangelium in Wort und Tat zu bezeu-
gen. 3Den ihr anvertrauten Dienst hat sie treu 
und gewissenhaft zu leisten und sich zu bemü-
hen, ihr fachliches Können zu erweitern. 
 
(2) 1Die Mitarbeiterin ist auch bei politischer 
Betätigung ihrem Auftrag verpflichtet; sie ist 
ihren Dienst allen Gemeindegliedern ohne Anse-
hen ihrer politischen Einstellung schuldig. 2Sie 
hat die Grenzen zu beachten, die sich hieraus 
für Art und Maß ihres politischen Handelns er-
geben. 
 
(3) Die Mitarbeiterin darf eine Körperschaft 
oder Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie 
dadurch in Widerspruch zu ihrem Auftrag tritt 
oder wenn sie durch die Unterstützung in der 
Ausübung ihres Dienstes wesentlich behindert 
wird.  
 
(4) Die Mitarbeiterin hat ihre Wohnung so zu 
nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht be-
einträchtigt wird.  
 
(5) 1Die Mitarbeiterin hat ein Führungszeugnis 
nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes 
(BZRG) vorzulegen, wenn der Anstellungsträger 
das Führungszeugnis verlangt und die Voraus-
setzungen des § 30a Absatz 1 BZRG erfüllt sind. 
2Soweit bei der Einholung des Führungszeugnis-
ses Kosten entstehen, trägt diese der Anstel-
lungsträger. ��Erl. 1  2  

Anmerkung zu § 3 Abs. 5:  ��Erl. 1 

Von der Befugnis nach Satz 1 darf nicht will-
kürlich Gebrauch gemacht werden.  

Erl. 1: Absatz 5 und Anmerkung zu Absatz 5 neu 
gefasst m.W.v. 30.12.2010 gem. § 1 Nr. 2 
der 70. Änderung der DienstVO  

 
§ 4  

Kirchlicher Dienst 

(1) Der Dienst 

1. bei der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und ihren Gliedkirchen, der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands und ihren Gliedkirchen sowie 

 

                                    
2)  

 Vgl. dazu: G 16/2010 - Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung; Vorlage eines erweiterten Führungs-
zeugnisses von privatrechtlich beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die bereits im 
kinder- und jugendnahen Bereich tätig sind  
Hinweis:   
G 12/2010 - Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung; Vorlage eines erweiterten Führungs-
zeugnisses bei der Neueinstellung 
G 9/2013 - Verhinderung sexualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen; Umsetzung des 
Schutzauftrages in der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im Zusammenhang mit 
ehrenamtlicher Tätigkeit  
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den von den Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland gebildeten Zu-
sammenschlüssen,  

2. bei den Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, die der 
Aufsicht einer Gliedkirche unterstehen, 

ist Dienst bei öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten im Sinne der Bestimmungen des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst der Länder.  
 
(2) Dem Dienst nach Absatz 1 steht eine Tätig-
keit in missionarischen, diakonischen und sons-
tigen kirchlichen Werken und Einrichtungen in-
nerhalb der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land sowie in Anstalten und Einrichtungen 
gleich, die dem Diakonischen Werk der Evange-
lischen Kirche in Deutschland angeschlossen 
sind, ohne Rücksicht auf deren Rechtsform. 
 
(3) Dem Dienst nach Absatz 1 kann eine Tätig-
keit in einer anderen christlichen Kirche sowie in 
anderen Zusammenschlüssen von Kirchen mit 
ihren Einrichtungen gleichgestellt werden.  
 

A b s c h n i t t  II    
Kirchliche Bestimmungen zum TV-L 

 

§ 5  
Dienstvertrag, Nachtrag zum 

Dienstvertrag 3 4 5 6 

§ 2  
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, 

Probezeit 

 
§ 2 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden:  

1. Der Dienstvertrag ist nach dem Muster der 
Anlage 4, ein Nachtrag zum Dienstvertrag ist 
nach dem Muster der Anlage 5 abzuschlie-
ßen. ��Erl. 1 

2. Die Anwendung dieser Dienstvertragsord-
nung ist in den Dienstverträgen zu vereinba-
ren.  

3. Wenn nach Ausbildungsbestimmungen eine 
Anerkennungszeit abzuleisten ist, darf ein 
Dienstvertrag nur für diese Zeit abgeschlos-
sen werden.  

Erl. 1: Nr. 1 Satz 2 gestrichen m.W.v. 1.1.2012 
gem. § 1 Nr. 1 der 75. Änderung der  
DienstVO 

 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abge-
schlossen. 
 
(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demsel-
ben Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, 
wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht 
in einem unmittelbaren Sachzusammenhang 
stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeits-
verhältnis. 
 
(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn 
sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können 
gesondert gekündigt werden, soweit dies ein-
zelvertraglich vereinbart ist. 
 

§ 6  
Probezeit 

 

§ 2 Abs. 4 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

(4) 1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung 
gelten als Probezeit, soweit nicht eine kürzere 

                                    
3)  

 Vgl. dazu: G 10/1996 - Abschluß und Unterzeichnung von Dienstverträgen mit Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen  

4)  
 Vgl. dazu: G 2/2003 - Abschluss von befristeten Dienstverträgen  

5)  
 Vgl. dazu: G 22/1989 Zusatzvereinbarungen in den Dienstverträgen mit Mitarbeitern, deren Planstellen 

ganz oder teilweise von außerkirchlichen Stellen finanziert werden  
6)  

 Vgl. dazu: K 8/2005 – (Verzicht auf die) Angabe der Fallgruppe in Dienstverträgen  



 

 DienstVO i.d.F. der 91. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 9 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 
     

 

  - 11 - 91. Änderung der DienstVO 
   (Bearbeitungsstand:  24. Januar 2019) 

Eine Probezeit ist auch dann nicht zu vereinba-
ren, wenn eine Mitarbeiterin im unmittelbaren 
Anschluss an eine erfolgreich abgeschlossene 
Anerkennungszeit (§ 5 Nr. 3) bei demselben 
Anstellungsträger eingestellt wird. 
 

Zeit vereinbart ist. 2Bei Übernahme von Auszu-
bildenden im unmittelbaren Anschluss an das 
Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis 
entfällt die Probezeit. 
 

§ 7  
Gelöbnis 

§ 3  
Allgemeine Arbeitsbedingungen 

§ 3 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 
1Die Mitarbeiterin hat bei Antritt des Dienstes 
das in § 7 Abs. 2 des Mitarbeitergesetzes vor-
geschriebene Gelöbnis vor der zuständigen Ver-
treterin des Anstellungsträgers abzulegen. 2Die 
Vertreterin des Anstellungsträgers nimmt hierü-
ber eine Niederschrift auf, die von ihr und der 
Mitarbeiterin zu unterschreiben ist.  
 

(1) 1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leis-
tung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß aus-
zuführen. 2Die Beschäftigten müssen sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes bekennen. 
 

§ 8  
Schweigepflicht 7 8 

 

Anstelle des § 3 Abs. 2 TV-L wird bestimmt:   
1Die Mitarbeiterin hat Verschwiegenheit über die 
ihr bei Ausübung ihres Dienstes bekannt gewor-
denen Angelegenheiten zu wahren, soweit dies 
ihrer Natur nach erforderlich oder durch Dienst-
vorschrift oder den Anstellungsträger angeord-
net ist. 2Dies gilt auch für die Zeit nach Beendi-
gung des Dienstverhältnisses.  
 

(2) …  

 

§ 9  
Belohnungen und Geschenke 

 

Anstelle des § 3 Abs. 3 TV-L wird bestimmt: 

Es finden die für die Kirchenbeamtinnen im Be-
reich der jeweiligen beteiligten Kirche geltenden 
Bestimmungen entsprechende Anwendung.  

(3) …  

 (4) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die 
Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig 
vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber 
kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die 
Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der 
Beschäftigten oder berechtigte Interessen des 
Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für Nebentä-
tigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablie-
ferungspflicht nach den Bestimmungen, die 
beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht 
werden. 
 
(5) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Ver-
anlassung berechtigt, Beschäftigte zu verpflich-
ten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen, dass sie zur Leistung der arbeitsvertraglich 
geschuldeten Tätigkeit in der Lage sind. 2Bei 
dem beauftragten Arzt kann es sich um einen 
Betriebsarzt, Personalarzt oder Amtsarzt han-
deln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf 

                                    
7)  

 Vgl. dazu:  G 1/1986 - Vernehmungen und Durchsuchungen in strafrechtlichen Verfahren  
8)  

 Vgl. dazu:  G 3/2012 – Einwilligung zur Aussage gemäß § 8 Mitarbeitergesetz im Rahmen des  
  Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung  
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einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten 
dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber. 
 
(6) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf 
Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 
2Sie können das Recht auf Einsicht auch durch 
eine/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n aus-
üben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien 
aus ihren Personalakten erhalten. 4Die Beschäf-
tigten müssen über Beschwerden und Behaup-
tungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig 
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
5Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu 
nehmen. 

§ 10  
Schadenshaftung 

 

§ 3 Abs. 7 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Es finden die für die Kirchenbeamtinnen im Be-
reich der jeweiligen beteiligten Kirche geltenden 
Bestimmungen entsprechende Anwendung.  
 

(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten 
finden die Bestimmungen, die für die Beamten 
des jeweiligen Landes jeweils gelten, entspre-
chende Anwendung. 
 

 § 4  
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, 

Personalgestellung  

 (1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet 
werden. 2Sollen Beschäftigte an eine Dienststel-
le oder einen Betrieb außerhalb des bisherigen 
Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger 
als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie 
vorher zu hören.  

Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1: 

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veran-
lasste vorübergehende Beschäftigung bei 
einer anderen Dienststelle oder einem an-
deren Betrieb desselben oder eines ande-
ren Arbeitgebers unter Fortsetzung des be-
stehenden Arbeitsverhältnisses.  

2. Versetzung ist die vom Arbeitgeber veran-
lasste, auf Dauer bestimmte Beschäftigung 
bei einer anderen Dienststelle oder einem 
anderen Betrieb desselben Arbeitgebers 
unter Fortsetzung des bestehenden Ar-
beitsverhältnisses. 

 
(2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/be-
trieblichen oder öffentlichen Interesse mit ihrer 
Zustimmung vorübergehend eine mindestens 
gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zu-
gewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur 
aus wichtigem Grund verweigert werden. 3Die 
Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unbe-
rührt. 4Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 
werden auf das Entgelt angerechnet.  

Protokollerklärung zu § 4 Absatz 2: 

Zuweisung ist – unter Fortsetzung des beste-
henden Arbeitsverhältnisses – die vorüberge-
hende Beschäftigung bei einem Dritten im In- 
und Ausland, bei dem der TV-L nicht zur An-
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wendung kommt.  
 
(3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu 
einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des 
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeits-
verhältnis die arbeitsvertraglich geschuldete 
Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen 
(Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie ge-
setzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

Protokollerklärung zu § 4 Absatz 3: 
1Personalgestellung ist – unter Fortsetzung 
des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die 
auf Dauer angelegte Beschäftigung bei einem 
Dritten 2Die Modalitäten der Personalgestel-
lung werden zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Dritten vertraglich geregelt. 

 
 § 5  

Qualifizierung  

 (1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und le-
benslanges Lernen liegen im gemeinsamen In-
teresse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 
2Qualifizierung dient der Steigerung von Effekti-
vität und Effizienz des öffentlichen Dienstes, der 
Nachwuchsförderung und der Steigerung von 
beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die 
Tarifvertragsparteien verstehen Qualifizierung 
auch als Teil der Personalentwicklung.  
 
 (2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizie-
rung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 
2Aus ihm kann für die Beschäftigten kein indivi-
dueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgelei-
tet werden. 3Es kann durch freiwillige Betriebs-
vereinbarung wahrgenommen und näher aus-
gestaltet werden. 4Entsprechendes gilt für 
Dienstvereinbarungen im Rahmen der personal-
vertretungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weiter-
gehende Mitbestimmungsrechte werden da-
durch nicht berührt. 
 
(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind 

a) die Fortentwicklung der fachlichen, metho-
dischen und sozialen Kompetenzen für die 
übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifi-
zierung), 

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen 
(Fort- und Weiterbildung), 

c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung 
(Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; 
Umschulung) und 

d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Ab-
wesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung). 

2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnah-
me wird dokumentiert und den Beschäftigten 
schriftlich bestätigt. 
 
(4) 1Beschäftigte haben – auch in den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d – Anspruch 
auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweili-
gen Führungskraft. 2In diesem wird festgestellt, 
ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 
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3Dieses Gespräch kann auch als Gruppenge-
spräch geführt werden. 4Wird nichts anderes 
geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 
 
(5) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungs-
maßnahmen gelten als Arbeitszeit. 
 
(6) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veran-
lassten Qualifizierungsmaßnahme - einschließ-
lich Reisekosten - werden grundsätzlich vom Ar-
beitgeber getragen, soweit sie nicht von Dritten 
übernommen werden. 2Ein möglicher Eigenbei-
trag wird in einer Qualifizierungsvereinbarung 
geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehalten, 
die Grundsätze einer fairen Kostenverteilung 
unter Berücksichtigung des betrieblichen und 
individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbei-
trag der Beschäftigten kann in Geld und/oder 
Zeit erfolgen. 
 
(7) 1Für eine Qualifizierungsmaßnahme nach 
Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder c kann eine 
Rückzahlungspflicht der Kosten der Qualifizie-
rungsmaßnahme in Verbindung mit der Bindung 
der/des Beschäftigen an den Arbeitgeber ver-
einbart werden. 2Dabei kann die/der Beschäftig-
te verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Auf-
wendungen oder Teile davon für eine Qualifizie-
rungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Ar-
beitsverhältnis auf Wunsch der/des Beschäftig-
ten endet. 3Dies gilt nicht, wenn die/der Be-
schäftigte nicht innerhalb von sechs Monaten 
entsprechend der erworbenen Qualifikation 
durch die Qualifizierungsmaßnahme beschäftigt 
wird, oder wenn die Beschäftigte wegen 
Schwangerschaft oder Niederkunft gekündigt 
oder einen Auflösungsvertrag geschlossen hat. 
4Die Höhe des Rückzahlungsbetrages und die 
Dauer der Bindung an den Arbeitgeber müssen 
in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
 
(8) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten kön-
nen in die Qualifizierungsplanung einbezogen 
werden. 
 
(9) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeits-
zeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so an-
geboten werden, dass ihnen eine gleichberech-
tigte Teilnahme ermöglicht wird. 
 

 
A b s c h n i t t  II   

Arbeitszeit  

§ 11  
Arbeitszeit 9 

§ 6  
Regelmäßige Arbeitszeit 

(1) Anstelle des § 6 Abs. 1 Satz 1 TV-L wird 
bestimmt:  

Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit ausschließlich der Pausen beträgt 
38,5 Stunden.  

ab 1. Jan. 2017: Sonderregelung für pädagogi-

(1) 1...*) 2Bei Wechselschichtarbeit werden die 
gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Ar-
beitszeit eingerechnet. 3Die regelmäßige Ar-
beitszeit kann auf fünf Tage, aus notwendigen 
betrieblichen/dienstlichen Gründen auch auf 
sechs Tage verteilt werden. 

                                    
9)  

 Vgl. dazu: G 30/1993 - Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen  
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sche Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen 
(vgl. Anl. 9 Nr. 3) 

-------- 
*) ebenfalls nicht abgedruckt:  

Anhang zu § 6 Abs. 1 Satz 1  
 

(1a) Abweichend von Absatz 1 beträgt die re-
gelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der Mitarbei-
terinnen, die Konfirmandenunterricht erteilen 
und in der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 4 oder in 
der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 7 der Anlage 2 
Abschnitt C eingruppiert sind, das Zweifache der 
zu leistenden Dauer des Konfirmandenunter-
richts. ��Erl. 5 
 

(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu 
legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei Be-
schäftigten, die ständig Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit zu leisten haben, sowie für die 
Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle 
ein längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.  
 

(2) § 6 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzu-
wenden:  

1. Die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche 
Arbeitszeit an einem Sonn- oder Feiertag 
ist durch eine entsprechende zusammen-
hängende Freizeit an einem Werktag der 
laufenden oder der folgenden Woche aus-
zugleichen.  

2. 1Mitarbeiterinnen, die nach ihrem Dienst-
auftrag ständig sonntags und an Feiertagen 
am Gottesdienst mitwirken oder nach ihrer 
Dienstanweisung ständig Sonntags- und 
Feiertagsdienst haben, erhalten einen 
dienstfreien Tag während der Woche. 2Fer-
ner erhalten sie unter Fortzahlung der Ver-
gütung jährlich vier dienstfreie Wochenen-
den (Sonnabend und Sonntag), davon in 
der Regel zwei im Kalenderhalbjahr.  

(3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen 
Verhältnisse zulassen, wird die/der Beschäftigte 
am 24. Dezember und am 31. Dezember unter 
Fortzahlung des Tabellenentgelts und der sons-
tigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbe-
standteile von der Arbeit freigestellt. 2Kann die 
Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/ 
dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist entspre-
chender Freizeitausgleich innerhalb von drei 
Monaten zu gewähren. 3Die regelmäßige Ar-
beitszeit vermindert sich für jeden gesetzlichen 
Feiertag, sowie für den 24. Dezember und 
31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag 
fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen 
Stunden.  

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 3 Satz 3: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeits-
zeit betrifft die Beschäftigten, die wegen des 
Dienstplans am Feiertag frei haben und des-
halb ohne diese Regelung nacharbeiten müss-
ten. 

 
(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen 
Gründen kann auf der Grundlage einer Betriebs-/ 
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Ab-
satz 1, 2 und des § 12 Arbeitszeitgesetz von 
den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abge-
wichen werden.  

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4: 

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann 
an Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeits-
zeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert wer-
den, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten 
an Sonn- und Feiertagen erreicht werden. 

 
(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen be-
gründeter betrieblicher/dienstlicher Notwendig-
keiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, 
Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie –
 bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsver-
traglicher Regelung oder mit ihrer Zustim-
mung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, 
Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 
 
(6) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 
45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb 
eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzli-
chen Arbeitsstunden werden im Rahmen des 
nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen. 
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(7) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rah-
menzeit von bis zu zwölf Stunden eingeführt 
werden. 2Die innerhalb der täglichen Rahmen-
zeit geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden 
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 
festgelegten Zeitraums ausgeglichen. 
 
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ 
und nicht bei Wechselschicht- und Schichtar-
beit. 
 
(9) Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/ 
der ein Personalvertretungsgesetz Anwendung 
findet, kann eine Regelung nach den Absät-
zen 4, 6 und 7 in einem landesbezirklichen Ta-
rifvertrag getroffen werden, wenn eine Dienst-
vereinbarung nicht einvernehmlich zustande 
kommt und der Arbeitgeber ein Letztentschei-
dungsrecht hat. 
 
(10) 1In Verwaltungen und Betrieben, in denen 
auf Grund spezieller Aufgaben (zum Beispiel 
Ausgrabungen, Expeditionen, Schifffahrt) oder 
saisonbedingt erheblich verstärkte Tätigkeiten 
anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regel-
mäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in 
einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen ver-
längert werden. 2In diesem Fall muss durch 
Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeit-
raums nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender 
Zeitausgleich durchgeführt werden. 3Die Sät-
ze 1 und 2 gelten nicht für Beschäftigte gemäß 
§§ 41 bis 43. 
 

(3) Anstelle des § 6 Abs. 11 TV-L wird be-
stimmt: 

Bei Dienstreisen wird die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort 
und die Zeit der Hin- und Rückreise zum und 
vom Geschäftsort einschließlich der erforderli-
chen Wartezeiten als Arbeitszeit berücksichtigt, 
höchstens für jeden Tag bis zu elf Stunden. 
��Erl. 4  
 

(11) …  
 

(4) Die Dienstumfänge für Kirchenmusikerin-
nen in den Entgeltgruppen 2 bis 6 werden nach 
der folgenden Tabelle berechnet: ��Erl. 1  

 

Organistendienst   

1. Hauptgottesdienst  .................... 3,25 Std.  

2.  Kindergottesdienst vor oder 
nach einem Hauptgottes-
dienst   ................................... 1,25 Std.  

3. Werktagsgottesdienst oder  
-andacht  ................................ 2,00 Std. 

4. Wochenschlussgottesdienst 
(von etwa einer Stunde  
 Dauer)  .................................. 2,75 Std. 
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Chorleiterdienst   

5.  Chorprobe mit einem mehr-
stimmigen Chor (mindestens 
90 Minuten)  ............................ 3,25 Std. 

6.  Chorleitung in einem Gottes-
dienst  .................................... 3,25 Std. 

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 Nummer 5:  ��Erl. 2 

Dauert die Chorprobe eines Kinder- oder Ju-
gendchores weniger als 90 Minuten, wird der 
Dienstumfang nach Nummer 5 entsprechend 
anteilig berechnet.  

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 Nummer 6:  ��Erl. 2 

Ist die Chorleiterin im selben Gottesdienst 
auch als Organistin eingesetzt, werden für die 
Chorleitung – neben dem Dienstumfang für 
den Organistendienst – lediglich 1,50 Stunden 
als Dienstumfang berücksichtigt.  

 

Vorsängerdienst  

7.  Leitung eines liturgischen 
Chores und des Gemeinde-
gesangs im Gottesdienst  
einschließlich kurzer 
Ansingprobe  ........................... 2,00 Std. 

 

Organistendienst bei Amtshandlungen  

8.  Amtshandlungen mit einer 
Dauer von bis zu 45 Minuten  ..... 2,00 Std. 

9.  Amtshandlungen mit einer 
Dauer von mehr als 45 Minu-
ten  ........................................ 3,25 Std.  

 

 

(5) Für die Berechnung der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit nach Absatz 4 gilt: 
 ��Erl. 1, 3  

Die Gesamtzahl der für die einzelnen Dienstar-
ten im Kalenderjahr regelmäßig anfallenden 
Dienste wird mit der entsprechenden Stunden-
zahl multipliziert. Die ermittelten Ergebnisse für 
die verschiedenen Dienste werden zusammen-
gezählt. Das Gesamtergebnis wird durch die 
Zahl 52 geteilt. Das Ergebnis ist die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit.  
 

 

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 und 5: 

Begriffsbestimmungen:  

1.  Organistendienst  

 

Ausführung selbstständiger Orgelmusik, d. h. 
Vorspiele, Intonationen, Orgelchoräle, Nach-
spiele, Begleitung des Gemeindegesanges bei 
Gottesdiensten und Amtshandlungen; Beglei-
tung von Chor-, Sologesang oder Instrumen-
talmusik; Pflege der Orgel nach den geltenden 
Bestimmungen (einschließlich Stimmen von 
Zungenpfeifen); Betreuung des Inventars; 
Teilnahme an dienstlichen Besprechungen und 
Arbeitsgemeinschaften.  

2.  Chorleiterdienst 
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Regelmäßige Probenarbeit mit einem mehr-
stimmigen Chor, Posaunenchor oder einer In-
strumentalgruppe, Einsatz der Chöre und 
Gruppen bei Gottesdiensten und Gemeinde-
veranstaltungen, ggf. im diakonischen Dienst; 
Kontaktpflege mit den Chormitgliedern; Be-
treuung des Inventars; Teilnahme an dienstli-
chen Besprechungen und Arbeitsgemeinschaf-
ten. 

3.  Vorsängerdienst  

Regelmäßige Probenarbeit mit dem liturgi-
schen Chor, Leitung des liturgischen Chores 
und des Gemeindegesanges im Gottesdienst 
einschließlich Ansingproben vor den Gottes-
diensten; Singarbeit mit Gemeindegruppen; 
Kontaktpflege mit Chormitgliedern; Betreuung 
des Inventars; Teilnahme an dienstlichen Be-
sprechungen und Arbeitsgemeinschaften.  

Übt der Vorsänger den Dienst regelmäßig oh-
ne Mitwirkung eines Organisten aus, so gilt 
dies auch dann als Vorsängerdienst, wenn der 
Vorsänger keinen liturgischen Chor leitet. 

Erl. 1: Absätze 4 und 5 angefügt m.W.v. 1.7.2010 
gem. § 1 Nr. 2 der 68. Änderung der 
DienstVO  

Erl. 2: Anmerkungen zu Absatz 4 Nrn. 4 und 5 ein-
gefügt m.W.v. 28.06.2013 gem. § 1 Nr. 1 
Buchst. a der 76. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Absatz 5 Satz 1 ergänzt m.W.v. 28.06.2013 
gem. § 1 Nr. 1 Buchst. b der 76. Änderung 
der DienstVO  

Erl. 4: Absatz 3 m.W.v. ergänzt durch § 1 Nr. 3  
der 80. Änderung der DienstVO  

Erl. 5: Absatz 1a m.W.v. 1.1.2016 eingefügt durch 
§ 1 Nr. 1 der 85. Änderung der DienstVO 

 § 7  
Sonderformen der Arbeit 

 (1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach 
einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechsel-
schichten vorsieht, bei denen Beschäftigte 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines 
Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen 
werden. 2Wechselschichten sind wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei 
Tag und Nacht, werktags, sonntags und feier-
tags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind Ar-
beitsschichten, die mindestens zwei Stunden 
Nachtarbeit umfassen. 
 
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Arbeitszeit um min-
destens zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und die inner-
halb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stun-
den geleistet wird. 
 
(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, 
die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom 
Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im 
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Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die 
sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Ar-
beitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereit-
schaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobil-
telefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind. 
 
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr 
und 6 Uhr. 
 
(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die 
Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten 
(§ 6 Absatz 1 Satz 1) leisten. 
 
(7) Überstunden sind die auf Anordnung des 
Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeits-
zeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1) für die 
Woche dienstplanmäßig beziehungsweise be-
triebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hin-
ausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden 
Kalenderwoche ausgeglichen werden. 
 
(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Ar-
beitsstunden Überstunden, die 

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeit-
korridors nach § 6 Absatz 6 über 45 Stun-
den oder über die vereinbarte Obergrenze 
hinaus, 

b) im Falle der Einführung einer täglichen 
Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb 
der Rahmenzeit, 

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der 
im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstun-
den, die bezogen auf die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus 
nicht ausgeglichen werden, 

angeordnet worden sind. 
 

§ 12  
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit, 

Überstunden 

§ 8  
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

§ 8 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den: 

1. Anstelle des § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a 
und Abs. 2 TV-L wird bestimmt:  
1Überstunden sind grundsätzlich durch ent-
sprechende Arbeitsbefreiung auszugleichen; 
die Arbeitsbefreiung ist möglichst bis zum 
Ende des nächsten Kalendermonats, spätes-
tens bis zum Ende des dritten Kalendermo-
nats nach Ableistung der Überstunden zu er-
teilen. 2Dabei beträgt die Arbeitsbefreiung 
für jede geleistete Überstunde eineinviertel 

(1) 1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt 
für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschlä-
ge. 2Die Zeitzuschläge betragen - auch bei Teil-
zeitbeschäftigten - je Stunde 

a) …  
für Überstunden 

- in den Entgeltgruppen 1  
bis 9   30 v.H., 

- in den Entgeltgruppen 10  
bis 15   15 v.H.,  
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Stunden. 3Für die Zeit, in der Überstunden 
ausgeglichen werden, werden das Tabellen-
entgelt und die sonstigen, in Monatsbeträ-
gen festgelegten Entgeltbestandteile weiter-
gezahlt. 4Ist in besonderen Ausnahmefällen 
ein Ausgleich durch Arbeitsbefreiung nicht 
möglich, so erhält die Mitarbeiterin je Stun-
de den auf eine Stunde entfallenden Anteil 
des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe, höchstens jedoch nach 
der Stufe 4, zuzüglich des Zeitzuschlags 
nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a TV-L.  
5Auf einem nach § 10 TV-L eingerichteten 
Arbeitszeitkonto werden die Überstunden 
gemäß Satz 2 berücksichtigt.  

 
2. § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f TV-L ist nur 

auf Mitarbeiterinnen im ambulanten Pflege-
dienst, auf Mitarbeiterinnen in Heimen und 
auf Mitarbeiterinnen in Dienststellen mit re-
gelmäßigem Schichtbetrieb anzuwenden, die 
Arbeit an Sonn- und Feiertagen leisten und 
für die die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 
Nr. 2 nicht angewandt werden können.  

 
 
(Nr. 3: siehe unten) 

b) für Nachtarbeit  ............................. 20 v.H.,

c) für Sonntagsarbeit  ........................ 25 v.H.,

d) bei Feiertagsarbeit 

- ohne Freizeitausgleich ............... 135 v.H.,

- mit Freizeitausgleich .................... 35 v.H.,

e) für Arbeit am 24. Dezember  
und am 31. Dezember jeweils  
ab 6 Uhr ....................................... 35 v.H., 

f) für Arbeit an Samstagen von  
13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht 
im Rahmen von Wechselschicht-  
oder Schichtarbeit anfällt, ............... 20 v.H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des 
Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Ent-
geltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeit-
zuschlägen nach Satz 2 Buchstabe c bis f wird 
nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf 
Wunsch der Beschäftigten können, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die 
betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulas-
sen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlä-
ge entsprechend dem jeweiligen Vomhundert-
satz einer Stunde in Zeit umgewandelt 
(faktorisiert) und ausgeglichen werden. 5Dies 
gilt entsprechend für Überstunden als solche.  
 

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1: 

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für 
die tatsächliche Arbeitsleistung nach der je-
weiligen Entgeltgruppe und der individuellen 
Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 

 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe d: 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan be-
sonders ausgewiesen und bezeichnet werden. 
2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, 
werden als Entgelt einschließlich des Zeitzu-
schlags und des auf den Feiertag entfallenden 
Tabellenentgelts höchstens 235 v.H. gezahlt.  

 
(s. § 12 Nr. 1 DienstVO) (2) ...  

 

 
(3) 1Für Beschäftigte der Entgeltgruppen 15 
und 15 Ü bei obersten Landesbehörden sind 
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Mehrarbeit und Überstunden durch das Tabel-
lenentgelt abgegolten. 2Beschäftigte der Ent-
geltgruppen 13, 13 Ü und 14 bei obersten Lan-
desbehörden erhalten nur dann ein Überstun-
denentgelt, wenn die Leistung der Mehrarbeit 
oder der  Überstunden für sämtliche Beschäftig-
te der Behörde angeordnet ist; im Übrigen ist 
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleis-
tete Arbeit dieser Beschäftigten durch das Ta-
bellenentgelt abgegolten. 3Satz 1 gilt auch für 
Leiterinnen/Leiter von Dienststellen und deren 
ständige Vertreterinnen/-Vertreter, die in die 
Entgeltgruppen 14 und 15 und 15 Ü eingrup-
piert sind. 4DIe Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Beschäftigte der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien und Hansestadt Hamburg sowie des Lan-
des Berlin.  
 
(4) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden 
sind und die aus betrieblichen/dienstlichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 
Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Frei-
zeit ausgeglichen werden, erhält die/der Be-
schäftigte je Stunde 100 v.H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenent-
gelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 
 

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 4 Satz 1: 

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht 
die Stunden gemeint, die im Rahmen von 
Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokoller-
klärung zu Abschnitt II anfallen, es sei denn, 
sie sind angeordnet worden. 

 
3. Für Mitarbeiterinnen, denen die Aufgaben 

der Krankenhausseelsorge übertragen sind, 
wird bestimmt: ��Erl. 1  

a) Anstelle des § 8 Abs. 5 Sätze 1 bis 4 TV-
L  wird bestimmt:  

Für eine angeordnete Rufbereitschaft 
werden der Mitarbeiterin je angefangene 
Stunde der Rufbereitschaft 7,5 Minuten 
als Arbeitszeit angerechnet. 

b) § 8 Abs. 5 Sätze 5 bis 8 TV-L ist mit fol-
gender Maßgabe anzuwenden:  

Soweit auf das Entgelt für Überstunden 
und etwaige Zeitzuschläge verwiesen 
wird, findet § 8 TV-L nach den Maßga-
ben des § 12 DienstVO Anwendung. 

c) Im Übrigen finden die Vorschriften des 
§ 6 TV-L in Verbindung mit § 11 
DienstVO, des § 7 TV-L und des § 8 TV-L 
in Verbindung mit § 12 DienstVO An-
wendung. 

Erl. 1: Nummer 3 angefügt m.W.v. … gem. § 1 Nr. 1 
der 87. Änderung der DienstVO  

 

(5) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche 
Pauschale je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für eine 
Rufbereitschaft von mindestens zwölf Stunden 
wird für die Tage Montag bis Freitag das Zwei-
fache, für Samstag, Sonntag sowie für Feierta-
ge das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts 
nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 
3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale 
nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereit-
schaft beginnt. 4Für Rufbereitschaften von we-
niger als zwölf Stunden werden für jede ange-
fangene Stunde 12,5 v.H. des tariflichen Stun-
denentgelts nach der Entgelttabelle gezahlt. 
5Die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme in-
nerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz 
außerhalb des Aufenthaltsorts im Sinne des § 7 
Absatz 4 einschließlich der hierfür erforderlichen 
Wegezeiten wird auf eine volle Stunde gerundet 
und mit dem Entgelt für Überstunden sowie 
etwaiger Zeitzuschläge nach Absatz 1 bezahlt. 
6Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbe-
reitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 
Absatz 4 telefonisch (zum Beispiel in Form einer 
Auskunft) oder mittels technischer Einrichtun-
gen erbracht, wird abweichend von Satz 5 die 
Summe dieser Arbeitsleistungen am Ende des 
Rufbereitschaftsdienstes auf die nächsten vollen 
30 oder 60 Minuten gerundet und mit dem Ent-
gelt für Überstunden sowie etwaiger Zeitzu-
schläge nach Absatz 1 bezahlt; dauert der Ruf-
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bereitschaftsdienst länger als 24 Stunden (zum 
Beispiel an Wochenenden), erfolgt die Aufrun-
dung nach jeweils 24 Stunden. 7Absatz 1 Satz 4 
gilt entsprechend, soweit die Buchung auf das 
Arbeitszeitkonto nach § 10 Absatz 3 Satz 2 zu-
lässig ist. 8Für die Zeit der Rufbereitschaft wer-
den Zeitzuschläge nicht gezahlt. 
 

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 5: 

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, 
für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf 
den Tag des Beginns der Rufbereitschaft ab-
zustellen. 

 
(6) 1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird 
durch besonderen Tarifvertrag geregelt. 2Bis 
zum Inkrafttreten einer Regelung nach Satz 1 
gelten die in dem jeweiligen Betrieb/der jeweili-
gen Verwaltung/Dienststelle am 31. Oktober 
2006 jeweils geltenden Bestimmungen fort. 
3Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die 
betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulas-
sen (Absatz 1 Satz 4), im Einvernehmen mit 
der/dem Beschäftigten im Verhältnis 1:1 in 
Freizeit (faktorisiert) abgegolten werden. 4Wei-
tere Faktorisierungsregelungen können in einer 
einvernehmlichen Dienst- oder Betriebsverein-
barung getroffen werden. 

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 6: 

Unabhängig von den Vorgaben des Absatzes 6 
kann der Arbeitgeber einen Freizeitausgleich 
anordnen, wenn dies zur Einhaltung der Vor-
schriften des Arbeitszeitgesetzes erforderlich 
ist. 

 
(7) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschicht-
arbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzu-
lage von 105 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die 
nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, er-
halten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro 
pro Stunde. 
 
(8) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit 
leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 Euro 
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzula-
ge von 0,24 Euro pro Stunde. 
 

 § 9  
Bereitschaftszeiten 

 (1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in 
denen sich die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz 
oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimm-
ten Stelle zur Verfügung halten muss, um im 
Bedarfsfall die Arbeit selbständig, gegebenen-
falls auch auf Anordnung, aufzunehmen; in ih-
nen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 
2Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig 
und in nicht unerheblichem Umfang Bereit-
schaftszeiten fallen, gelten folgende Regelun-
gen:  

a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als 
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tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende 
der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen. 

c) Die Summe aus den faktorisierten Bereit-
schaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die 
Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 nicht über-
schreiten. 

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereit-
schaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stun-
den wöchentlich nicht überschreiten.  

3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur 
vorübergehend angelegte Organisationsmaß-
nahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht 
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten an-
fallen. 

§ 13  
Bereitschaftszeiten 

 

§ 9 Abs. 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Das Wort „Personalvertretungsgesetzes” wird 
durch das Wort „Mitarbeitervertretungsgeset-
zes” ersetzt.  

(2) 1Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im 
Geltungsbereich eines Personalvertretungsge-
setzes einer einvernehmlichen Dienstvereinba-
rung. 2§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend.  

 (3) 1Für Hausmeisterinnen/Hausmeister und 
für Beschäftigte im Rettungsdienst und in Ret-
tungsdienstleitstellen, in deren Tätigkeit regel-
mäßig und in nicht unerheblichem Umfang Be-
reitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 entspre-
chend; Absatz 2 findet keine Anwendung. 2Für 
Beschäftigte im Rettungsdienst und in Ret-
tungsdienstleitstellen beträgt in diesem Fall die 
zulässige tägliche Höchstarbeitszeit zwölf Stun-
den zuzüglich der gesetzlichen Pausen. 

Protokollerklärung zu § 9 Absatz 1 und 2: 

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- 
und Schichtarbeit.  

 
§ 14  

Arbeitszeitkonto 10 
§ 10  

Arbeitszeitkonto 

§ 10 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Satz 2 findet keine Anwendung.  
 

(1) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2... 
3Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) 
oder eine Rahmenzeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart 
wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten. 
 
(2) 1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird 
festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen 
Betrieb/in der ganzen Verwaltung oder Teilen 
davon eingerichtet wird. 2Alle Beschäftigten der 
Betriebs-/Verwaltungsteile, für die ein Arbeits-
zeitkonto eingerichtet wird, werden von den 
Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst. 
 
(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, 
die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 fest-
gelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als 
Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Frei-

                                    
10)  

 Vgl. dazu: G 6/2015 - Einrichten und Führen von Arbeitszeitkonten gem. § 10 TV-L  
i. V. m. § 14 DienstVO  
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zeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 
Satz 5 und Absatz 4 sowie in Zeit umgewandel-
te Zuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht 
werden. 2Weitere Kontingente (zum Beispiel Ruf-
bereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) kön-
nen durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zur Bu-
chung freigegeben werden. 3Die/Der Beschäftigte 
entscheidet für einen in der Betriebs-/Dienst-
vereinbarung festgelegten Zeitraum, welche der 
in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 genannten 
Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht wer-
den. 
 
(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten 
und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs 
vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 
Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitgut-
habens nicht ein. 
 
(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind 
insbesondere folgende Regelungen zu treffen: 

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 
40 Stunden) und das höchstzulässige Zeit-
guthaben (bis zu einem Vielfachen von 
40 Stunden), die innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraums anfallen dürfen;  

b) Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben 
oder für den Abbau von Zeitschulden durch 
die/den Beschäftigten; 

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeit-
guthaben zu bestimmten Zeiten (zum Bei-
spiel an so genannten Brückentagen) vorzu-
sehen; 

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen be-
reits genehmigten Freizeitausgleich kurzfris-
tig widerruft. 

 
(6) 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Be-
schäftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos 
vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Betriebs-/ 
Personalrat zu beteiligen und – bei Insolvenzfä-
higkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur 
Insolvenzsicherung zu treffen. 
 

 § 11  
Teilzeitbeschäftigung 

 (1) 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine 
geringere als die vertraglich festgelegte Arbeits-
zeit vereinbart werden, wenn sie 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebe-
dürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringen-
de dienstliche beziehungsweise betriebliche 
Belange nicht entgegenstehen.  
2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf 
Antrag auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie 
kann verlängert werden; der Antrag ist spätes-
tens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten 
Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestal-
tung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im 
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Rahmen der dienstlichen beziehungsweise be-
trieblichen Möglichkeiten der besonderen per-
sönlichen Situation der/des Beschäftigten nach 
Satz 1 Rechnung zu tragen. 
 
(2) Beschäftigte, die in anderen als den in 
Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäf-
tigung vereinbaren wollen, können von ihrem 
Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die 
Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem 
Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Vereinba-
rung zu gelangen. 
 
(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren 
Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbart worden, sollen sie bei späterer 
Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei glei-
cher Eignung im Rahmen der dienstlichen be-
ziehungsweise betrieblichen Möglichkeiten be-
vorzugt berücksichtigt werden. 

Protokollerklärung zu Abschnitt II: 
1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der 
jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte un-
abhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkor-
ridor und Rahmenzeit (§ 6 Absatz 6 und 7) 
möglich; dies gilt nicht bei Schicht- und 
Wechselschichtarbeit. 2In den Gleitzeitrege-
lungen kann auf Vereinbarungen nach § 10 
verzichtet werden. 3Sie dürfen keine Regelun-
gen nach § 6 Absatz 4 enthalten. 4Bei In-
krafttreten dieses Tarifvertrages bestehende 
Gleitzeitregelungen bleiben unberührt. 

 
 

A b s c h n i t t  III   
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leis-

tungen 

§ 15  
Eingruppierung 

��Erl. 1 

§ 12  
Eingruppierung 

1. Besondere Regelung für Lehrkräfte  
(vgl. § 3 TV EntgO-L) 

2. ab 1. Jan. 2017: Sonderregelung für päda-
gogische Fachkräfte in Kindertageseinrich-
tungen (vgl. Anl. 9 Nr. 4) 

1. Die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen 
richtet sich nach der Anlage 2, soweit diese 
kircheneigene Tätigkeitsmerkmale vorsieht. 

 
2. Die Tätigkeitsmerkmale für Logopäden des 

Teils II Abschnitt 10.6 der Anlage A zum TV-
L sind auch auf die Dienstverhältnisse der 
Sprachtherapeuten anzuwenden. 

 
3. Die Protokollerklärung Nr. 5 zu Teil II Ab-

schnitt 20.6 der Anlage A zum TV-L ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass als schwie-
rige fachliche Tätigkeit auch die fürsorge-
risch-bewahrende Tätigkeit gilt. 

 
4. Mitarbeiterinnen, die in der Entgeltgruppe 9 

Fallgruppe 1 des Allgemeinen Teils der Ent-
geltordnung zum TV-L (Anlage A zum TV-L) 

(1) 1Die Eingruppierung der/des Beschäftigten 
richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung (Anlage A). 2Die/Der Beschäf-
tigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in 
der sie/er eingruppiert ist. 3Die/Der Beschäftig-
te ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren 
Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm 
nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit 
entspricht. 4Die gesamte auszuübende Tätigkeit 
entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Ent-
geltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte 
Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genom-
men die Anforderungen eines Tätigkeitsmerk-
mals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser 
Entgeltgruppe erfüllen. 5Kann die Erfüllung ei-
ner Anforderung in der Regel erst bei der Be-
trachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt 
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eingruppiert sind, erhalten eine Entgeltgrup-
penzulage gemäß Anlage F zum TV-L Ab-
schnitt I Nr. 5. ��Erl. 2  

 
Übergangsregelung zu Nummer 4  ��Erl. 2  
(§ 2 der 87. Änderung der DienstVO):  

(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die am 
1. August 2017 infolge eines Eingruppierungs-
vorgangs nach dem 31. Dezember 2011 (Ein-
stellung, Umgruppierung aufgrund einer ver-
änderten Tätigkeit) in der Entgeltgruppe 9 
Fallgruppe 1 des Allgemeinen Teils der Ent-
geltordnung zum TV-L (Anlage A zum TV-L) 
eingruppiert sind, haben ab dem 1. August 
2017 Anspruch auf die Entgeltgruppenzulage 
gemäß § 1 [Anm.: = § 15 Nr. 4 DienstVO]. 

(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die am 
1. August 2017 in die Entgeltgruppe 9 TV-L  

- gemäß § 4 ARR-Ü-Konf in Verbindung mit 
Anlage 2 zur ARR-Ü-Konf übergeleitet 
sind oder 

- gemäß § 15 Absatz 7 ARR-Ü-Konf in Ver-
bindung mit Anlage 3 zur ARR-Ü-Konf 
(Übergangsrecht) eingruppiert sind, 

erhalten die Entgeltgruppenzulage gemäß 
§ 1 [Anm.: = § 15 Nr. 4 DienstVO] auf An-
trag. 

(3) 1Der Antrag nach Absatz 2 kann nur bis 
zum 31. Juli 2018 gestellt werden (Aus-
schlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2017 
zurück. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Au-
gust 2017, beginnt die Frist von einem Jahr 
mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der 
Antrag wirkt auf den 1. August 2017 zurück.  

(4) 1Mit dem Antrag nach Absatz 2 ist der Mit-
arbeiter oder die Mitarbeiterin in der Entgelt-
gruppe 9 Fallgruppe 1 des Allgemeinen Teils 
der Entgeltordnung zum TV-L (Anlage A zum 
TV-L) eingruppiert. 2Damit entfallen sämtliche 
Besitzstände nach den §§ 4 bis 9 ARR-Ü-Konf. 
3Der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin erhält 
das Tabellenentgelt der Stufe, die am 31. Juli 
2017 erreicht worden ist; die in dieser Stufe 
verbrachte Zeit wird auf die Stufenlaufzeit an-
gerechnet. 4Der Mitarbeiter oder die Mitarbei-
terin, die am 31. Juli 2017 ein Tabellenentgelt 
aus einer individuellen Endstufe erhalten hat, 
erhält das Tabellenentgelt der Stufe 5.  

Erl. 1: § 15 m.W.v. 1.1.2012 i.d.F. nach § 1 Nr. 3 
der 75. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: Nr. 4 angefügt m.W.v. 1.8.2017 gem. § 1 
Nr. 2 der 87. Änderung der DienstVO 

 

werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind 
diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob 
diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusam-
men zu beurteilen. 6Werden in einem Tätig-
keitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, 
gilt das in Satz 4 bestimmte Maß, ebenfalls be-
zogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, 
für jede Anforderung. 7Ist in einem Tätigkeits-
merkmal ein von Satz 4 oder 6 abweichendes 
zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 8Ist in ei-
nem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine 
Voraussetzung in der Person der/des Beschäf-
tigten bestimmt, muss auch diese Anforderung 
erfüllt sein.  
 
Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 1: 

1. 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (ein-
schließlich Zusammenhangsarbeiten), die, be-
zogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschäf-
tigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung 
abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. 
unterschriftsreife Bearbeitung eines Akten-
vorgangs, eines Widerspruchs oder eines An-
trags, Betreuung bzw. Pflege einer Person oder 
Personengruppe, Fertigung einer Bauzeich-
nung, Erstellung eines EKG, Durchführung ei-
ner Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsar-
beit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als 
solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich 
der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten 
werden.  

2. Eine Anforderung im Sinne der Sätze 4 und 5 
ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal ge-
forderte Herausheben der Tätigkeit aus einer 
niedrigeren Entgeltgruppe.  

 

 (2) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten 
ist im Arbeitsvertrag anzugeben. 
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§ 15a  
Besondere Regelungen für die Ein-

gruppierung der Kirchenmusikerinnen 
��Erl. 1 

 

(1) Mitarbeiterinnen im kirchenmusikalischen 
Dienst, die in ihrem Dienstverhältnis am 1. Juli 
2010 in die Anlage 2 Abschnitt A übergeleitet 
wurden, erhalten ihr Entgelt nach den Maßga-
ben der Absätze 2 bis 5. ��Erl. 2 
 
(2) 1Mitarbeiterinnen nach Absatz 1, die einer 
niedrigeren Entgeltgruppe als der bisherigen 
zugeordnet werden, erhalten eine dynamische 
Besitzstandszulage, so lange die Tätigkeit aus-
geübt wird. 2Die Besitzstandszulage bemisst 
sich nach dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem bisherigen und dem neuen Tabellenentgelt. 
3Die Besitzstandszulage vermindert sich ab dem 
1. Juli 2010 bei jedem Stufenaufstieg um die 
Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen der 
bisherigen und der neuen Stufe sowie bei all-
gemeinen Entgeltanpassungen um die Hälfte 
des Erhöhungsbetrages des für die jeweilige 
Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatzes. 
 
(3) 1Mitarbeiterinnen, die vor dem 1. Januar 
2009 eingruppiert wurden, erhalten mindestens 
ihr bisheriges Tabellenentgelt einschließlich 
eventueller Zulagen als Besitzstand unverändert 
weiter. 2Die Beträge nehmen an allgemeinen 
Entgeltanpassungen teil. 3Ausstehende Stufen-
aufstiege nach den §§ 16 und 17 TV-L  bleiben 
unberührt.  
 
(4) 1Werden Mitarbeiterinnen ab dem 1. Juli 
2010 in einer höheren als der bisherigen Ent-
geltgruppe eingruppiert, entfallen zum Zeit-
punkt der Höhergruppierung alle als Besitzstand 
gewährten Zulagen. 2Liegt das neue Tabellen-
entgelt unter dem bisherigen Entgelt, so erhal-
ten die Mitarbeiterinnen eine statische persönli-
che Zulage. 3Die persönliche Zulage bemisst 
sich nach der Differenz zwischen dem auf Grund 
der neuen Eingruppierung maßgeblichen neuen 
Tabellenentgelt gemäß § 17 Abs. 4 TV-L zuzüg-
lich etwaiger Zulagen nach Anlage 2 und dem 
bisherigen Tabellenentgelt zuzüglich der bislang 
als Besitzstandszulage gezahlten Zulagen. 4Die 
persönliche Zulage reduziert sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen jeweils um die Hälfte 
des Erhöhungsbetrages.  

Anmerkung zu § 15a Absatz 4 Satz 1: 

Zulagen im Sinne dieser Arbeitsrechtsregelung 
sind Funktionszulagen, nach den Bestimmun-
gen der Anlage 1 Sparte D Abschnitt I bis III 
der DienstVO-1983 und Vergütungsgruppenzu-
lagen nach § 9 ARR-Ü-Konf.  

Anmerkung zu § 15a Absatz 4 Satz 2: 

Das neue Tabellenentgelt umfasst auch den 
Garantiebetrag gem. § 17 Abs. 4 Satz 2 TV-L.  

 
(5) Übertarifliche Eingruppierungen bleiben 
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von den Regelungen der Absätze 1 bis 4 unbe-
rührt. 

Erl. 1: § 15a eingefügt m.W.v. 1.7.2010 gem. § 1 
Nr. 3 der 68. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: Absatz 1 m.W.v. 1.1.2012 i.d.F. gem. § 1 
Nr. 3 der 76. Änderung der DienstVO  

 § 13  
Eingruppierung in besonderen Fällen 

Keine Anwendung für Lehrkräfte 
(vgl. § 4 TV EntgO-L) 

 1Ist der/dem Beschäftigten eine andere, höher-
wertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat 
sich aber die ihr/ihm übertragene Tätigkeit 
(§ 12 Absatz 1 Satz 3) nicht nur vorübergehend 
derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerk-
malen einer höheren als ihrer/seiner bisherigen 
Entgeltgruppe entspricht (§ 12 Absatz 1 Satz 4 
bis 8), und hat die/der Beschäftigte die höher-
wertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate 
lang ausgeübt, ist sie/er mit Beginn des darauf-
folgenden Kalendermonats in der höheren Ent-
geltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegen-
den sechs Kalendermonate gilt § 14 sinngemäß. 
3Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen 
Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Ar-
beitsunfähigkeit oder Vorbereitung auf eine 
Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht 
mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, 
wird die Unterbrechungszeit in die Frist von 
sechs Monaten eingerechnet. 4Bei einer länge-
ren Unterbrechung oder bei einer Unterbre-
chung aus anderen Gründen beginnt die Frist 
nach der Beendigung der Unterbrechung von 
neuem. 5Wird der/dem Beschäftigten vor Ablauf 
der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zuge-
wiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer/sei-
ner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt 
§ 14 sinngemäß. 
 

 § 14  
Vorübergehende Übertragung  
einer höherwertigen Tätigkeit  

Besondere Regelung für Lehrkräfte 
(vgl. § 5 TV EntgO-L) 

 (1) Wird Beschäftigten vorübergehend eine 
andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig-
keitsmerkmalen einer höheren Entgeltgruppe 
entspricht, und wurde diese Tätigkeit mindes-
tens einen Monat ausgeübt, erhalten sie für die 
Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage 
rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertra-
gung der Tätigkeit. 
 
(2) 1Durch landesbezirklichen Tarifvertrag 
kann für bestimmte Tätigkeiten festgelegt wer-
den, dass die Voraussetzung für die Zahlung 
einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist, 
wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit 
mindestens drei Arbeitstage angedauert hat. 
2Die Beschäftigten müssen dann ab dem ersten 
Tag der Vertretung in Anspruch genommen 
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worden sein. 
 
(3) 1Die persönliche Zulage bemisst sich für 
Beschäftigte in den Entgeltgruppen 9 bis 14 aus 
dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der 
sich für die/den Beschäftigte/n bei dauerhafter 
Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 
ergeben hätte. 2Für Beschäftigte, die in eine der 
Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, be-
trägt die Zulage 4,5 v.H. des individuellen Ta-
bellenentgelts der/des Beschäftigten; bei vor-
übergehender Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit über mehr als eine Entgeltgruppe gilt 
Satz 1 entsprechend.  
 

 § 15  
Tabellenentgelt 

 (1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein 
Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, 
und nach der für sie/ihn geltenden Stufe. 
 
(2) Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den 
Anlagen B und C festgelegt.  

ab 1. Jan. 2017:  Sonderregelung für pädago-
gische Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 5) 

 
(3) 1Im Rahmen von landesbezirklichen Rege-
lungen können für an- und ungelernte Tätigkei-
ten in von Outsourcing und/oder Privatisierung 
bedrohten Bereichen in den Entgeltgruppen 1 
bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis 
zu einer dort vereinbarten Untergrenze vorge-
nommen werden. 2Die Untergrenze muss im 
Rahmen der Spannbreite des Entgelts der Ent-
geltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt 
durch Anwendungsvereinbarung.  
 

 § 16  
Stufen der Entgelttabelle 

ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des 
Abs. 1 für pädagogische Fachkräfte in Kinder-
tageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 6 DienstVO) 

 

(1) 1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen 
fünf Stufen und die Entgeltgruppen 2 bis 8 
sechs Stufen.  
Satz 1 ab. 1. Jan. 2018:  

1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen jeweils 
sechs Stufen.    
2Die Abweichungen von Satz 1 sind in den je-
weiligen Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltord-
nung geregelt. 

zu § 16 Abs. 1 Satz 2: 
Besondere Regelung für Lehrkräfte 

(vgl. § 6 Abs. 1 TV EntgO-L) 
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§ 16  
Stufen der Entgelttabelle,  

Einzelentgelt für Amtshandlungen  
und Vertretungsentgelt für  

Kirchenmusikerinnen 

  

ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des Abs. 1 
für pädagogische Fachkräfte in Kindertages-
einrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 6)  

ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des 
Abs. 2 für pädagogische Fachkräfte in Kinder-
tageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 6 DienstVO) 

(1) § 16 Abs. 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

1. Das Datum „31. Januar 2010” wird durch das 
Datum „31. März 2012” ersetzt.  

2. Ein Dienstverhältnis zu einem Anstellungs-
träger im Geltungsbereich dieser Dienstver-
tragsordnung (§ 1 Abs. 1 Satz 2) ist ein 
Dienstverhältnis zum selben Arbeitgeber im 
Sinne des § 16 Abs. 2 Satz 2 TV-L. 11  

3. Bei einer Einstellung nach dem 31. Dezem-
ber 2015 in die Entgeltgruppe 10 Fallgrup-
pe 2b oder Fallgruppe 2c der Anlage 2 Ab-
schnitt C DienstVO ist die im vorhergehenden 
Arbeitsverhältnis vor dem 1. Januar 2016 
verbrachte Zeit als einschlägige Berufserfah-
rung im Sinne des § 16 Abs. 2 Satz 2 und 3 
TV-L zu berücksichtigen, soweit im vorher-
gehenden Arbeitsverhältnis bei Anwendung 
der Anlage 2 Abschnitt C in der ab 1. Januar 
2016 geltenden Fassung ein Tätigkeitsmerk-
mal der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 2b und 
Fallgruppe 2c erfüllt gewesen wäre. ��Erl. 7  

 
Niederschriftserklärung der Arbeits- und Dienst-

rechtlichen Kommission zu § 16 Absatz 2 TV-L: 
��Erl.  5 

In der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommis-
sion besteht Einigkeit, dass in den Fällen, in de-
nen sich bei einem Tätigkeitsmerkmal durch das 
Inkrafttreten der Entgeltordnungen zur 
DienstVO und zum TV-L eine höhere Entgelt-
gruppenzuordnung ergibt, die bisher in diesem 
Tätigkeitsmerkmal verbrachte Zeit der Berufstä-
tigkeit, einschlägige Berufserfahrung im Sinne 
des § 16 Absatz 2 TV-L ist.  

(2) 1Bei der Einstellung werden die Beschäftig-
ten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine ein-
schlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügen 
Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem Jahr aus einem 
vorherigen befristeten oder unbefristeten Ar-
beitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt 
die Stufenzuordnung unter Anrechnung der 
Zeiten der einschlägigen Berufserfahrung aus 
diesem vorherigen Arbeitsverhältnis. 3Ist die 
einschlägige Berufserfahrung von mindestens 
einem Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu einem 
anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt 
die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise 
– bei Einstellung nach dem 31. Januar 2010 
und Vorliegen einer einschlägigen Berufserfah-
rung von mindestens drei Jahren – in Stufe 3. 
4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbe-
darfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätig-
keit ganz oder teilweise für die Stufenzuord-
nung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für 
die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist. 

zu § 16 Abs. 2 Satz 2: 
Besondere Regelung für Lehrkräfte  
gem. § 44 Nr. 2a i.d.F.  
gem. § 6 Abs. 2 TV EntgO-L 
(vgl. § 6 Abs. 2 TV EntgO-L) 

Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2: 

1. Einschlägige Berufserfahrung ist eine be-
rufliche Erfahrung in der übertragenen 
oder einer auf die Aufgabe bezogen ent-
sprechenden Tätigkeit.  

2. Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag 
über die vorläufige Weitergeltung der Re-
gelungen für die Praktikantinnen/Prak-
tikanten beziehungsweise nach dem Tarif-
vertrag über die Regelung der Arbeitsbe-
dingungen der Praktikantinnen/Praktikan-
ten der Länder gilt grundsätzlich als Er-
werb einschlägiger Berufserfahrung. 

3. Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne 
des Satzes 2 besteht, wenn zwischen dem 
Ende des vorherigen und dem Beginn des 
neuen Arbeitsverhältnisses ein Zeitraum 
von längstens sechs Monaten liegt; bei 
Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftlern ab 
der Entgeltgruppe 13 verlängert sich der 
Zeitraum auf längstens zwölf Monate. 

                                    
11)  

 Vgl. dazu: G 8/2010 - Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle nach § 16 TV-L bei Neueinstellung  
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4. Sofern für die Tätigkeit eine besondere 
Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 
gilt, erfolgt in den Fällen des Satzes 3 die 
Einstellung in Stufe 3 bei Vorliegen einer 
einschlägigen Berufserfahrung von mindes-
tens sechs Jahren.  

 
ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des Abs. 2 
für pädagogische Fachkräfte in Kindertages-
einrichtungen (vgl. Anl. 9 Nr. 6 DienstVO)  

(2) Anstelle des § 16 Abs. 2a TV-L wird be-
stimmt: ��Erl. 1  

Der Anstellungsträger kann bei der Einstellung 
von Mitarbeiterinnen im unmittelbaren An-
schluss an ein Arbeitsverhältnis im kirchlichen 
Dienst (§ 4) oder im öffentlichen Dienst die 
beim vorherigen Arbeitgeber nach den Regelun-
gen der DienstVO, der ARR-Ü-Konf, des TV-L, 
des TVÜ-Länder, eines vergleichbaren Tarifver-
trages oder einer vergleichbaren Arbeitsrechts-
regelung erworbene Stufe bei der Stufenzuord-
nung ganz oder teilweise berücksichtigen; § 16 
Abs. 2 Satz 4 TV-L bleibt unberührt.  

(2a)  …  
 

 ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des 
Abs. 3 für pädagogische Fachkräfte in Kinder-
tageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 6 DienstVO) 

(3) 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils 
nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit 
von ihrer Leistung gemäß § 17 Absatz 2 – nach 
folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätig-
keit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ih-
rem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit): 

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,  

- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 

- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und  

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5 bei den 
Entgeltgruppen 2 bis 8.  
ab 1. Jan. 2018: 
Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

2Die Abweichungen von Satz 1 sind in den je-
weiligen Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltord-
nung geregelt. 

zu § 16 Abs. 3 Satz 1: 
Besondere Regelung für Lehrkräfte  

gem. § 44 Nr. 2a i.d.F.  
gem. § 6 Abs. 2 TV EntgO-L 
(vgl. § 6 Abs. 2 TV EntgO-L) 

 
zu § 16 Abs. 3 Satz 2: 

Besondere Regelung für Lehrkräfte 
(vgl. § 6 Abs. 1 TV EntgO-L) 
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 ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des 
Abs. 4 für pädagogische Fachkräfte in Kinder-
tageseinrichtungen (vgl. Anl. 9 Nr. 6 
DienstVO) 

(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 
2Einstellungen erfolgen zwingend in der Stufe 2 
(Eingangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird 
nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe 
erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt unberührt. 
 

(3) § 16 Absatz 5 Satz 1 TV-L ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass ein bis zu drei Stufen 
höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg ge-
währt werden kann. ��Erl. 4  12 
 

(5) 1Zur regionalen Differenzierung, zur De-
ckung des Personalbedarfs, zur Bindung von 
qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich 
höherer Lebenshaltungskosten kann Beschäftig-
ten abweichend von der tarifvertraglichen Ein-
stufung ein bis zu zwei Stufen höheres Entgelt 
ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 
2Beschäftigte mit einem Entgelt der Endstufe 
können bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusätzlich 
erhalten. 3Die Zulage kann befristet werden. 
4Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich. 

ab 1. Jan. 2017:  keine Anwendung des Abs. 4 
für pädagogische Fachkräfte in Kindertages-
einrichtungen (vgl. Anl. 9 Nr. 6 DienstVO) 

(4) 1Für die Dienstverhältnisse mit Kirchenmu-
sikerinnen über Amtshandlungen und Vertre-
tungen findet § 16 TV-L keine Anwendung. 2Die 
Kirchenmusikerin erhält ein Einzelentgelt. ��Erl. 2 

3Das Einzelentgelt bemisst sich nach ��Erl. 6 

1. dem auf eine Stunde entfallenden Anteils 
des Tabellenentgelts  

a) der Entgeltgruppe 13 Stufe 2 für Kirchen-
musikerinnen mit A-Kirchenmusikprüfung, 

b) der Entgeltgruppe 11 Stufe 2 für Kirchen-
musikerinnen mit B-Kirchenmusikprüfung, 

c) der Entgeltgruppe 6 Stufe 3 für Kirchen-
musikerinnen mit C-Kirchenmusikprüfung,   

d) der Entgeltgruppe 4 Stufe 2 für Kirchen-
musikerinnen mit D-Kirchenmusikprüfung, 

e) der Entgeltgruppe 2 Stufe 1 für Kirchen-
musikerinnen ohne Kirchenmusikprüfung, 

höchstens jedoch der Entgeltgruppe, die der 
jeweiligen Stellenbewertung entspricht (A-, 
B- oder C-Stelle), und  

2. dem jeweiligen Dienstumfang gemäß § 11 
Absatz 4.  

 

 

(5) 1Auf Dienstverhältnisse, die auf nicht mehr 
als sechs Wochen befristet sind, findet § 16 TV-
L keine Anwendung. 2Die Mitarbeiterinnen erhal-
ten ein Entgelt nach der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. ��Erl. 3 

 

vgl. Anl. 9 Nr. 4a für Einstellungen von pä-
dagogischen Fachkräften in Kindertagesein-
richtungen  

Erl. 1: Absatz 2 angefügt m.W.v. 29.10.2009 gem.  

 

                                    
12

  vgl. dazu: G 8/2010 – Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle nach § 16 TV-L bei Neueinstellung 



 

 DienstVO i.d.F. der 91. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 9 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 
     

 

  - 33 - 91. Änderung der DienstVO 
   (Bearbeitungsstand:  24. Januar 2019) 

§ 1 Nr. 2 der 66. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Absatz 4 als seinerzeitiger Abs. 3 angefügt 
m.W.v. 30.12.2009 gem. § 1 Nr. 2 und Para-
grafenbezeichnung geändert gem. § 1 Nr. 1 
der 67. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Absatz 5 als Absatz 4 angefügt m.W.v. 
1.8.2010 gem. § 1 der 69. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 4: neuer Absatz 3 eingefügt m.W.v. 27.7.2012 
gem. § 1 Nr. 4 der 75. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 5: Niederschriftserklärung der ADK zu § 16 TV-L 

Erl. 6: Absatz 4 Satz 3 m.W.v. 28.6.2013 i.d.F. gem. 
§ 1 Nr. 4 der 76. Änderung der DienstVO  

Erl. 7: Absatz 1 Nr. 3 m.W.v. 1.1.2016 angefügt 
durch § 1 Nr. 1 der 79. Änderung der 
DienstVO  

 

§ 16a  
Übergangsregelungen zur Anwendung des 
Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L 

vom 17. Februar 2017  

 

��Erl. 1  

(1) Im Zusammenhang mit der Einführung von 
Entgeltgruppenzulagen für Mitarbeiterinnen im 
Sozial- und Erziehungsdienst zum 1. Januar 
2017 (§ 1 Nrn. 15 bis 17 des Änderungstarifver-
trages Nr. 9 zum TV-L) gilt folgende Übergangs-
regelung:   

Mitarbeiterinnen im Sinne von § 22a Absatz 2 
ARR-Ü-Konf, die einen Antrag nach § 22a Ab-
satz 3 ARR-Ü-Konf nicht gestellt haben, erhalten 
eine Entgeltgruppenzulage im Sinne von Anlage 
F Abschnitt I Nrn. 12 bis 14 zum TV-L, wenn sie 
bei Anwendung von § 12 TV-L nach einer der in 
§ 1 Nrn. 15 bis 17 des Änderungstarifvertrages 
Nr. 9 zum TV-L aufgeführten Fallgruppen des 
Teils II Abschnitt 20 der Entgeltordnung zum 
TV-L eingruppiert wären.  
 
(2) Im Zusammenhang mit der Einführung der 
Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9 bis 15 (Anlage 
B zum TV-L) und KR 9a bis KR 11a (Anlage C 
zum TV-L) zum 1. Januar 2018 gelten folgende 
Übergangsregelungen:  

a) 1Für am 1. Januar 2018 vorhandene Mitar-
beiterinnen der Entgeltgruppen 9 bis 15 
(Anlage B zum TV-L) bzw. der Entgeltgrup-
pen KR 9a bis KR 11a (Anlage C zum TV-L) 
wird die bis zum 31. Dezember 2017 in Stu-
fe 5 bzw. in der individuellen Endstufe zu-
rückgelegte Zeit angerechnet. 2Ist das Ta-
bellenentgelt der Stufe 6 niedriger als der 
bisherige Betrag der individuellen Endstufe, 
werden die Mitarbeiterinnen erneut einer in-
dividuellen Endstufe unter Beibehaltung der 
bisherigen Entgelthöhe zugeordnet; § 6 Ab-
satz 4 Sätze 2, 3 und 6 ARR-Ü-Konf gelten 
entsprechend.  

b) 1Für am 1. Januar 2018 vorhandene Mitar-
beiterinnen der Entgeltgruppe 9 mit einer 
besonderen Stufenlaufzeit von fünf Jahren in 
Stufe 2 oder von sieben Jahren in Stufe 3 
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wird die bis zum 31. Dezember 2017 in Stu-
fe 4 bzw. in der individuellen Endstufe zu-
rückgelegte Zeit angerechnet. 2Ist das Ta-
bellenentgelt der Stufe 4 zuzüglich des Er-
höhungsbetrages nach Anlage B zum TV-L 
niedriger als der bisherige Betrag der indivi-
duellen Endstufe, verbleiben die Mitarbeite-
rinnen in ihrer individuellen Endstufe unter 
Beibehaltung der bisherigen Entgelthöhe; § 
6 Absatz 4 Sätze 2, 3 und 6 ARR-Ü-Konf 
gelten entsprechend. 

 

Erl. 1: § 16a eingefügt m.W.v. 1.1.2017 gem.  
§ 1 Nr. 2 der 88. Änderung der DienstVO 

 
§ 17  

Allgemeine Regelungen zu den Stufen 
§ 17  

Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

 

(1) Die Beschäftigten erhalten das Tabellen-
entgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des 
Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird. 
 

(1) § 17 Abs. 2 TV-L findet keine Anwendung. 
 

(2) ... 
 

(2) (aufgehoben) ��Erl. 1 

 
(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tä-
tigkeit im Sinne des § 16 Absatz 3 Satz 1 ste-
hen gleich: 

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 
bis zu 39 Wochen, 

c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der 
Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein 
dienstliches beziehungsweise betriebliches 
Interesse anerkannt hat, 

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von 
weniger als einem Monat im Kalenderjahr, 

f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer 
von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit sowie Zeiten ei-
ner Unterbrechung bei Beschäftigten, die für 
eine jahreszeitlich begrenzte regelmäßig wie-
derkehrende Tätigkeit in einem Beschäftigungs-
verhältnis stehen (Saisonbeschäftigte), sind 
unschädlich; sie werden aber nicht auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet.  
3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jah-
ren erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der 
vor der Unterbrechung erreichten Stufe voran-
geht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neu-
einstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem 
Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Be-
schäftigte mit einer kürzeren als der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit eines entspre-
chenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren, 
werden voll angerechnet. 
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 ab 1. Jan. 2017:  anstelle des § 17 Abs. 4 TV-
L findet für pädagogische Fachkräfte in Kin-
dertageseinrichtungen § 17 Abs. 4 TVöD-V 
Anwendung,  
(vgl. Anl. 9 Nr. 7 Abs. 1 DienstVO) 

(3) (aufgehoben)  ��Erl. 2  

jetzt als Sonderregelung für pädagogische  
Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen, 
Inkrafttreten am 1. Jan. 2017   
(vgl. Anl. 9 Nr. 7 Abs. 2 DienstVO)  

Erl. 1: Absatz 2 aufgehoben m.W.v. 1.3.2015 gem. 
§ 1 Nr. 2 der 82. Änderung der DienstVO 

Erl. 2 Absatz 3 aufgehoben m.W.v. 1.1.2017 gem. 
§ 1 Nr. 4 der 83. Änderung der DienstVO  

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Ent-
geltgruppe werden die Beschäftigten derjenigen 
Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bis-
heriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens 
jedoch der Stufe 2; bei Eingruppierung über 
mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuord-
nung zu den Stufen so vorgenommen, als ob 
faktisch eine Eingruppierung in jede der einzel-
nen Entgeltgruppen stattgefunden hätte. 2Be-
trägt der Unterschiedsbetrag zwischen dem der-
zeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenent-
gelt nach Satz 1 weniger als 25 Euro in den 
Entgeltgruppen 2 bis 8 beziehungsweise weniger 
als 50 Euro in den Entgeltgruppen 9 bis 15, so 
erhält die/ der Beschäftigte während der betref-
fenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschieds-
betrags einen Garantiebetrag von monatlich 
25 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) beziehungswei-
se 50 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15); steht der/ 
dem Beschäftigten neben dem bisherigen und/ 
oder neuen Tabellenentgelt eine Entgeltgrup-
penzulage oder eine Besitzstandszulage nach 
§ 9 oder § 17 Absatz 5 Satz 2 TVÜ-Länder zu, 
wird für die Anwendung des Halbsatzes 1 die 
Entgeltgruppenzulage bzw. Besitzstandszulage 
dem jeweiligen Tabellenentgelt hinzugerechnet 
und anschließend der Unterschiedsbetrag ermit-
telt. 3Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgelt-
gruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppie-
rung. 4Bei einer Eingruppierung in eine niedri-
gere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der 
in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe 
zuzuordnen. 5Die/Der Beschäftigte erhält vom 
Beginn des Monats an, in dem die Veränderung 
wirksam wird, das entsprechende Tabellenent-
gelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, gegebe-
nenfalls einschließlich des Garantiebetrags. 

 
Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 
2. Halbsatz: 

Besondere Regelung für Lehrkräfte 
(vgl. § 7 TV EntgO-L) 

 Für Lehrkräfte im Sinne von Nr. 4 der Vorbe-
merkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung 
als „Erfüller” gilt die Höhergruppierung von 
der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13 
nicht als „Eingruppierung über mehr als eine 
Entgeltgruppe”. 

 
 Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 2: 

1Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen 
Entgeltanpassungen teil. 2Sie betragen  

a) in den Entgeltgruppen 2 bis 8  
-  31,34 Euro ab 1. Januar 2017, 
-  32,08 Euro ab 1. Januar 2018,  
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b) in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
-  62,66 Euro ab 1. Januar 2017, 
-  64,13 Euro ab 1. Januar 2018. 

 
 § 18  

(aufgehoben) 
 

§ 18  
Inselzulage 

��Erl. 1 

§ 19  
Erschwerniszuschläge 

§ 19 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den: 

Mitarbeiterinnen, die auf Nordseeinseln tätig 
sind, erhalten eine Inselzulage entsprechend der 
jeweiligen Regelung im Pfarrerbesoldungsrecht. 

Erl. 1: gem. § 1 Nr. 3 der 66. Änderung der 
DienstVO wurde der bisherige § 18 - Leis-
tungsentgelt – m.W.v. 1.9.2009 gestrichen,  
gem. Nr. 4 wurde der bisherige § 19 neuer 
§ 18. 

 

(1) 1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten 
gezahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse 
beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, 
die mit dem Berufs- oder Tätigkeitsbild verbun-
den sind, das der Eingruppierung zugrunde 
liegt. 
 
(2) Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne 
des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich nur 
bei Arbeiten 

a) mit besonderer Gefährdung, 

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeein-
wirkung, 

c) mit besonders starker Schmutz- oder 
Staubbelastung, 

d) mit besonders starker Strahlenexposition 
oder 

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten 
Umständen. 

 
(3) Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht ge-
währt, soweit der außergewöhnlichen Er-
schwernis durch geeignete Vorkehrungen, ins-
besondere zum Arbeitsschutz, ausreichend 
Rechnung getragen wird. 

(4) 1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 
15 v.H. – in besonderen Fällen auch abwei-
chend – des auf eine Stunde entfallenden An-
teils des monatlichen Tabellenentgelts der Stu-
fe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitbeschäftigte 
erhalten Erschwerniszuschläge, die nach Stun-
den bemessen werden, in voller Höhe; sofern 
sie pauschaliert gezahlt werden, gilt dagegen 
§ 24 Absatz 2.  
 
(5) 1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die 
Höhe der Zuschläge werden tarifvertraglich ver-
einbart. 2Bis zum Inkrafttreten eines entspre-
chenden Tarifvertrages gelten die bisherigen 
tarifvertraglichen Regelungen fort. 
 

 § 19a 
Zulagen  

(hier nicht abgedruckt) 
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§ 19  
Jahressonderzahlung 

� Erl. 1 

ab 1. Jan. 2017:  Sonderregelung  
für pädagogische Fachkräfte in  

Kindertageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 8)  

§ 20  
Jahressonderzahlung 

ab 1. Jan. 2017:  Sonderregelung  
für pädagogische Fachkräfte in  

Kindertageseinrichtungen  
(vgl. Anl. 9 Nr. 8) 

 (1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Ar-
beitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 
 

(1) § 20 Abs. 2 TV-L ist mit folgenden Maßga-
ben anzuwenden: � Erl. 2 

1. Die Jahressonderzahlung beträgt bei Mitar-
beiterinnen in den Entgeltgruppen 

E 1 bis E 8 83 v.H. 

E 9 bis E 11 68 v.H. 

E 12 bis E 13 38 v.H. 

E 14 bis E 15  23 v.H. 

2. Nummer 1 gilt nicht für Mitarbeiterinnen, die 
unter den Geltungsbereich  des § 44 TV-L) 
fallen. � Erl. 3   

(2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Be-
schäftigten in den Entgeltgruppen 

 Tarifgebiet 
West 

Tarifgebiet 
Ost 

E 1 bis E 8 95 v.H. … 

E 9 bis E 11 80 v.H. … 

E 12 bis E 13 50 v.H. … 

E 14 bis E 15  35 v.H. … 

der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. 2Für 
die Anwendung des Satzes 1 werden Beschäf-
tigte der Entgeltgruppe 13 Ü bei einem Bezug 
des Tabellenentgelts aus den Stufen 2 und 3 
der Entgeltgruppe 13, im Übrigen der Entgelt-
gruppe 14 zugeordnet.  
 

 (3) 1Bemessungsgrundlage im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 ist das monatliche Entgelt, das 
den Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, 
August und September durchschnittlich gezahlt 
wird; unberücksichtigt bleiben hierbei das zu-
sätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahl-
te Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan 
vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstunden), 
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprä-
mien. 2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei Be-
schäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 
31. August begonnen hat, tritt an die Stelle des 
Bemessungszeitraums der erste volle Kalen-
dermonat des Arbeitsverhältnisses; anstelle des 
Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 
1. September tritt die Entgeltgruppe des Ein-
stellungstages. 4In den Fällen, in denen im Ka-
lenderjahr der Geburt des Kindes während des 
Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädli-
che Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, be-
misst sich die Jahressonderzahlung nach dem 
Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit. 

Protokollerklärung zu § 20 Absatz 3: 
1Bei der Berechnung des durchschnittlich ge-
zahlten monatlichen Entgelts werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate addiert und 
durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Än-
derung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im 
Bemessungszeitraum nicht für alle Kalender-
tage Entgelt gezahlt worden, werden die ge-
zahlten Entgelte der drei Monate addiert, 
durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt 
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geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. 
3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss ge-
zahlt worden ist, bleiben hierbei unberück-
sichtigt. 4Besteht während des Bemessungs-
zeitraums an weniger als 30 Kalendertagen 
Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalender-
monat, in dem für alle Kalendertage Anspruch 
auf Entgelt bestand, maßgeblich. 

 
(2) 1Bei der Anwendung des § 20 Abs. 4 TV-L 
gelten Zeiten, die in einem unmittelbar vorher-
gehenden Dienstverhältnis im Geltungsbereich 
der Dienstvertragsordnung verbracht wurden, 
als Zeit des am 1. Dezember bestehenden Ar-
beitsverhältnisses (§ 20 Abs. 1 TV-L). 2Mehrere 
Dienstverhältnisse im Sinne des Satzes 1 sind 
zusammenzurechnen, sofern sie jeweils ohne 
Unterbrechung vorhergegangen sind. � Erl. 2 

Erl. 1: • m.W.v. 1.9.2009 wurde bisheriger § 19 
(Inselzulage) neuer § 18 (§ 1 Nr. 4 der  
66. Änderung der DienstVO)  

• m.W.v. 1.1.2011 wird neuer § 19 (Jahres-
sonderzahlung) eingefügt (gem. § 1 Nr. 5 
der 66. Änderung der DienstVO)   

Erl. 2: m.W.v. 1.9.2014 gemäß § 1 Nr. 1 der 
78. Änderung der DienstVO: 
•  bisheriger einziger Absatz wird Absatz 1,  
•  Absatz 2 wird angefügt  

Erl. 3: m.W.v. 1.4.2016 gemäß § 1 Nr. 5 der 
80. Änderung der DienstVO: 
•  bisheriger Text wird Nummer 1  
•  Nummer 2 wird angefügt  

 

(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 
vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Ka-
lendermonat, in dem Beschäftigte keinen An-
spruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Ent-
gelts nach § 21 haben. 2Die Verminderung un-
terbleibt für Kalendermonate, für die Beschäf-
tigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst, wenn sie diesen vor dem 1. De-
zember beendet und die Beschäftigung un-
verzüglich wieder aufgenommen haben,  

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz,  

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das 
Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt 
der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden 
hat.  

3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalen-
dermonate, in denen Beschäftigten Kranken-
geldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der 
Höhe des zustehenden Krankengelds oder einer 
entsprechenden gesetzlichen Leistung ein Kran-
kengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist.  
 
(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem 
Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu 
einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 
 

zu § 20 Abs. 6 TV-L keine besondere Regelung 
durch die DienstVO;  

aber LKA Hannover: 
Auslegung der Vertrauensschutzregelung für 
den Geltungsbereich der DienstVO: 
„bis zum 11. Juni 2008”    

(6) 1Beschäftigte, die bis zum 20. Mai 2006 
Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten 
die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das 
Arbeitsverhältnis wegen Rentenbezugs vor dem 
1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an 
die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß 
Absatz 3 die letzten drei Kalendermonate vor 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses.  
 

 § 21  
Bemessungsgrundlage für die  

Entgeltfortzahlung 

 1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 22 
Absatz 1, § 26 und § 27 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen 
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 
2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbe-
standteile werden als Durchschnitt auf Basis der 
letzten drei vollen Kalendermonate, die dem 
maßgebenden Ereignis für die Entgeltfortzah-
lung vorhergehen (Berechnungszeitraum), ge-
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zahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusätz-
lich gezahlte Entgelt für Überstunden und Mehr-
arbeit (mit Ausnahme der im Dienstplan vorge-
sehenen Mehrarbeits- oder Überstunden sowie 
etwaiger Überstundenpauschalen), Leistungs-
entgelte, Jahressonderzahlungen sowie beson-
dere Zahlungen nach § 23. 

Protokollerklärungen zu § 21 Satz 2 und 3: 

1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durch-
schnittsberechnung nach Satz 2 sind Kalen-
dermonate, in denen an allen Kalendertagen 
das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat das 
Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalen-
dermonate bestanden, sind die vollen Kalen-
dermonate, in denen das Arbeitsverhältnis be-
standen hat, zugrunde zu legen. 3Bei Ände-
rungen der individuellen Arbeitszeit werden 
die nach der Arbeitszeitänderung liegenden 
vollen Kalendermonate zu Grunde gelegt. 

2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 
1/65 aus der Summe der zu berücksichtigen-
den Entgeltbestandteile, die für den Berech-
nungszeitraum zugestanden haben, wenn die 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit durch-
schnittlich auf fünf Tage verteilt ist. 
2Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit 
zu Beginn des Berechnungszeitraums. 3Bei ei-
ner abweichenden Verteilung der Arbeitszeit 
ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 
und 2 zu ermitteln. 4Sofern während des Be-
rechnungszeitraums bereits Fortzahlungstat-
bestände vorlagen, bleiben bei der Ermittlung 
des Durchschnitts nach Satz 2 die für diese 
Ausfalltage auf Basis des Tagesdurchschnitts 
zustehenden Beträge sowie die Ausfalltage 
selbst unberücksichtigt.  

3. 1Liegt zwischen der Begründung des Arbeits-
verhältnisses oder der Änderung der individu-
ellen Arbeitszeit und dem maßgeblichen Er-
eignis für die Entgeltfortzahlung kein voller 
Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt an-
hand der konkreten individuellen Daten zu 
ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu be-
rücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für 
diesen Zeitraum zu gestanden haben, durch 
die Zahl der tatsächlich in diesem Zeitraum 
erbrachten Arbeitstage zu teilen.  

� Erl. 1 

Erl. 1: § 19a m.W.v. 1.3.2015 aufgehoben gem.  
§ 1 Nr. 3 der 82. Änderung der DienstVO 

 

4. 1Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer 
allgemeinen Entgeltanpassung ein, sind die 
berücksichtigungsfähigen Entgeltbestandteile, 
die vor der Entgeltanpassung zustanden, um 
90 v.H. des Vomhundertsatzes für die allge-
meine Entgeltanpassung zu erhöhen. 2Der Er-
höhungssatz beträgt für  

- vor dem 1. Januar 2017 zustehende Ent-
geltbestandteile 1,98 v.H. und 

- vor dem 1. Januar 2018 zustehende Ent-
geltbestandteile 2,12 v.H. 
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 § 22  
Entgelt im Krankheitsfall 

 (1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, 
erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen 
das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter Arbeitsun-
fähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschulde-
te Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 
und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung im Sin-
ne von § 3 Absatz 2, § 3a und § 9 Entgeltfort-
zahlungsgesetz.  

Protokollerklärung zu § 22 Absatz 1 Satz 1: 

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt wurde. 

(2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Ab-
satz 1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, 
für die ihnen Krankengeld oder entsprechende 
gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen 
Krankengeldzuschuss in Höhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen den tatsächlichen Bar-
leistungen des Sozialleistungsträgers und dem 
Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die ge-
setzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne 
des § 21; bei freiwillig in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherten Beschäftigten ist 
dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversi-
cherungsbeitrag abzüglich Arbeitgeberzuschuss 
zu berücksichtigen. 3Bei Beschäftigten, die in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versiche-
rungsfrei oder die von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit 
sind, sind bei der Berechnung des Krankengeld-
zuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde zu 
legen, die ihnen als Pflichtversicherte in der ge-
setzlichen Krankenversicherung zustünden.  
 

 
Protokollerklärung zu § 22 Absatz 2: 

Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a 
Entgeltfortzahlungsgesetz stehen den tatsäch-
lichen Barleistungen des Sozialversicherungs-
trägers das Krankengeld nach § 44a SGB V 
oder die tatsächlichen Leistungen des privaten 
Krankenversicherungsträgers oder des Beihil-
feträgers gleich.  

 
(3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer 
Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3) 

a) von mehr als einem Jahr längstens bis zum 
Ende der 13. Woche und  

b) von mehr als drei Jahren längstens bis zum 
Ende der 39. Woche  

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge 
derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für 
die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die 
Beschäftigungszeit, die im Laufe der krankheits-
bedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 
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3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Ent-
gelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 ins-
gesamt längstens bis zum Ende der in Absatz 3 
Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei 
jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch 
mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende 
Anspruch. 
 
(4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über 
das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus ge-
zahlt; § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt un-
berührt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem nicht 
über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an 
Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare 
Leistung auf Grund eigener Versicherung aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung oder aus einer sonstigen Versorgungsein-
richtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln 
der Beschäftigten finanziert ist. 3Überzahlter 
Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlun-
gen gelten als Vorschuss auf die in demselben 
Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; 
die Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit 
auf den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber 
kann von der Rückforderung des Teils des über-
zahlten Betrags, der nicht durch die für den 
Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge 
im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, 
absehen, es sei denn, die/der Beschäftigte hat 
dem Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbe-
scheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 
 

 § 23  
Besondere Zahlungen 

 (1) 1Einen Anspruch auf vermögenswirksame 
Leistungen nach Maßgabe des Vermögensbil-
dungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung 
haben Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis 
voraussichtlich mindestens sechs Monate dau-
ert. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die vermö-
genswirksame Leistung für jeden vollen Kalen-
dermonat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht 
frühestens für den Kalendermonat, in dem die/ 
der Beschäftigte dem Arbeitgeber die erforderli-
chen Angaben schriftlich mitteilt, und für die 
beiden vorangegangenen Monate desselben Ka-
lenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht 
Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Ar-
beitgeber ein. 4Die vermögenswirksame Leis-
tung wird nur für Kalendermonate gewährt, für 
die den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgelt-
fortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 
5Für Zeiten, für die Krankengeldzuschuss zu-
steht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil 
des Krankengeldzuschusses. 6Die vermögens-
wirksame Leistung ist kein zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt.  

§ 20  
Besondere Zahlungen 

 

(1) Anstelle des § 23 Abs. 2 TV-L wird be-
stimmt:  

a) 1Die Mitarbeiterin erhält bei Vollendung 

(2) ... 
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einer Beschäftigungszeit von 10 Jahren ei-
ne Treueleistung in Form eines zusätzlichen 
Erholungsurlaubs in Höhe von 2 Arbeits-
tagen. 2Bei der Vollendung einer Beschäfti-
gungszeit von jeweils weiteren 10 Jahren 
erhöht sich der zusätzliche Erholungsurlaub 
nach Satz 1 um jeweils 2 Arbeitstage. 3Die 
Vorschriften über den Erholungsurlaub 
(§ 22 DienstVO in Verbindung mit § 26 TV-
L) finden entsprechende Anwendung. 4Der 
zusätzliche Erholungsurlaub nach den Sät-
zen 1 bis 3 beträgt mindestens einen Ar-
beitstag. ��Erl. 3 

b) 1Beschäftigungszeit im Sinne des Absat-
zes 1 sind die in einem Dienstverhältnis bei 
einem Anstellungsträger im Geltungsbe-
reich dieser Dienstvertragsordnung (§ 1 
Abs. 1 Satz 2) zurückgelegten Zeiten, auch 
wenn sie unterbrochen sind. 2Unberück-
sichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs 
gemäß § 28 TV-L, es sei denn, der Anstel-
lungsträger hat vor Antritt des Sonderur-
laubs schriftlich ein dienstliches oder be-
triebliches Interesse anerkannt.  

 
(2) Der zusätzliche Erholungsurlaub nach Ab-
satz 1 bleibt bei der Berechnung des Gesamtur-
laubs im Sinne des § 27 Absatz 4 TV-L unbe-
rücksichtigt. ��Erl. 1 
 
��Erl. 2 

Erl. 1: Absatz 2 eingefügt m.W.v. 1.1.2009 durch  
§ 1 Nr. 1 der 65. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: bisheriger Absatz 3 aufgehoben m.W.v. 
1.1.2017 gem. § 1 Nr. 5 der 83. Änderung 
der DienstVO 

 

(3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Ar-
beitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehe-
gattin/dem Ehegatten oder den Kindern ein 
Sterbegeld gewährt; der Ehegattin/dem Ehegat-
ten steht die Lebenspartnerin/der Lebenspart-
ner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
gleich. 2Als Sterbegeld wird für die restlichen 
Tage des Sterbemonats und – in einer Summe 
– für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt 
der/des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des 
Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt 
den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Ar-
beitgeber zum Erlöschen; die Zahlung auf das 
Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. 
 
(4) Für die Erstattung von Reise- und Um-
zugskosten sowie Trennungsgeld finden die 
Bestimmungen, die für die Beamtinnen und 
Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten, ent-
sprechende Anwendung.  
 

 § 24  
Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

 (1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellen-
entgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist 
der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht 
ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt ist. 
2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats 
(Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf 
ein von der/dem Beschäftigten benanntes Konto 
innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag 
oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorher-
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gehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, 
gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahl-
tag. 4Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbe-
trägen festgelegt sind, sowie der Tagesdurch-
schnitt nach § 21 sind am Zahltag des zweiten 
Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, 
fällig.  

Protokollerklärungen zu § 24 Absatz 1: 

1. Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die 
für eine kostenfreie beziehungsweise kos-
tengünstigere Überweisung in einen ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union 
erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig 
mit, so tragen sie die dadurch entstehen-
den zusätzlichen Überweisungskosten.  

2. Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. ei-
nes jeden Monats für den laufenden Monat 
zahlen, können sie jeweils im Dezember 
eines Kalenderjahres den Zahltag vom 
15. auf den letzten Tag des Monats gemäß 
Absatz 1 Satz 1 verschieben. 

 
(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich 
etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbe-
schäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle 
sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, 
der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßi-
gen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäf-
tigter entspricht. 
 

 

(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellen-
entgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 
nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird 
nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeit-
raum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines 
Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für 
jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebs-
übliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde ent-
fallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der 
sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Ent-  

Hinweis:   Errechnung des Wertes 4,348 

 365,25 Tage   = 52,179 Wochen 
     7 Tage  

  52,179 Wochen = 4,348 Wo./Monat  
     12 Monate 

geltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des 
auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in 
Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandtei-
le durch das 4,348-fache der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 und ent-
sprechende Sonderregelungen) zu teilen.  
 

 (4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträ-
gen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 
0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weni-
ger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischenrech-
nungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen 
gerundet. 3Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln 
zu runden. 
 
(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zu-
lage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Ab-
satz 3 entsprechend. 
 
(6) Einzelvertraglich können neben dem Ta-
bellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile 
(zum Beispiel Zeitzuschläge, Erschwerniszu-
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schläge, Überstundenentgelte) pauschaliert 
werden.  
 

§ 21  
Zusätzliche Alters- und Hinter-

bliebenenversorgung  

§ 25  
Betriebliche Altersversorgung 

 
Anstelle des § 25 TV-L wird bestimmt:  …  

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung der Mitarbeiterinnen richtet sich nach 
dem Recht der beteiligten Kirchen. 13 14 15 16 17 

18 19 20  

 

§ 21a  
Eigenbeteiligung an der Alters-  
und Hinterbliebenenversorgung  
in der Evangelisch-lutherischen  

Landeskirche Hannovers 
��Erl. 1  

 

(1) Die Mitarbeiterin beteiligt sich an dem vom 
Anstellungsträger zu entrichtenden Pflichtbei-
trag zur zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversicherung bei der Zusatzversorgungskas-
se der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers mit einem Eigenanteil am Pflichtbei-
trag in Höhe von 50 v. H. des  4 v. H. ihres zu-
satzversorgungsfähigen Entgelts übersteigenden 
Betrags, höchstens jedoch bis zu einem Pflicht-
beitrag von insgesamt 6 v. H. ihres zusatzver-
sorgungsfähigen Entgelts.  
 
(2) Der Anstellungsträger hat die Beiträge zur 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenensiche-
rung einschließlich der Beteiligung der Mitarbei-
terin abzuführen. Die Beteiligung der Mitarbeite-
rin wird vom Anstellungsträger vom Arbeitsent-
gelt einbehalten. Die Beteiligung der Mitarbeite-
rin erfolgt für jeden Kalendermonat, für den die 
Mitarbeiterin einen Anspruch auf Bezüge (Ent-
gelt, sonstige Zuwendungen, Krankenbezüge) 
oder einen Anspruch auf Krankengeldzuschuss – 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleis-
tungen des Sozialversicherungsträgers nicht 
gezahlt wird – hat.  
 
(3) Der Mitarbeiterin wird unter Bezugnahme 
auf § 30e Abs. 2 BetrAVG das Recht, nach § 1b 
Abs. 5 Nr. 2 BetrAVG die Versicherung nach 

 

                                    
12)  

 Vgl. dazu: G 26/1970 – Durchführung der Zusatzversorgung  
13)  

 Vgl. dazu: G 30/1971 – Durchführung der Zusatzversorgung  
14)  

 Vgl. dazu: G 26/1975 – Durchführung der Zusatzversorgung (Pauschalierung der Lohnsteuer)  
15)  

 Vgl. dazu: G 4/1990 – Durchführung der Zusatzversorgung (Pauschalierung der Lohnsteuer)  
16)  

 Vgl. dazu: G 8/1996 – Zusatzversorgung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgrund 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

17)  
 Vgl. dazu: G 4/1997 – Zusatzversicherungspflicht für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in Förde-

rungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz oder nach 
einem entsprechenden öffentlichen Programm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beschäftigt 
werden  

18)  
 Vgl. dazu: G 9/1997 – Zusatzversorgung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgrund 

der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts  
19)  

 Vgl. dazu: G 8/1987 – Versicherungspflicht in der Zusatzversicherung 
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Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis 
mit eigenen Beiträgen fortzusetzen, nicht einge-
räumt.  
 
(4) Der Anspruch der Mitarbeiterin nach § 1 
Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz in Verbindung mit 
§ 1a Abs. 3 BetrAVG zu verlangen, dass die 
Voraussetzungen für eine Förderung nach den 
§§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, ist aus-
geschlossen.  
 
(5)  Der Anspruch der Mitarbeiterin nach § 1 
Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in Ver-
bindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortfüh-
rung der Versicherung mit eigenen Beiträgen in 
entgeltlosen Zeiten während eines bestehenden 
Beschäftigungsverhältnisses ist für die Pflicht-
versicherung ausgeschlossen. 

Erl. 1: § 21a eingefügt m.W.v. 1.1.2017 durch § 1 
Nr. 4 der 82. Änderung der DienstVO 

 
§ 21b  

Eigenbeteiligung an der Alters-  
und Hinterbliebenenversorgung  
in der Evangelisch-lutherischen  
Landeskirche in Braunschweig  

��Erl. 1 

 

(1) Die zur zusätzlichen Alters- und Hinterblie-
benenversicherung bei der Evangelischen Zu-
satzversorgungskasse (EZVK) festgesetzten Bei-
träge in Höhe eines bestimmten Vomhundert-
satzes des zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelts der Mitarbeiterinnen führen die Anstel-
lungsträger – einschließlich des von der Mitar-
beiterin zu tragenden Anteils – an die EZVK ab. 
Die jeweilige Höhe und der zulässige Höchstbe-
trag des von der Mitarbeiterin zu tragenden An-
teils ergeben sich aus der Satzung der EZVK in 
ihrer jeweiligen Fassung. Die Anteile der Mitar-
beiterinnen behalten die Anstellungsträger von 
deren Entgelten ein.  
 
(2) Soweit die EZVK für die Pflichtversicherung 
Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren von höch-
stens 4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts erhebt, tragen diese die Anstellungs-
träger alleine. Darüber hinausgehende Beiträge 
zur Pflichtversicherung werden unter der Vo-
raussetzung satzungsrechtlicher Zulässigkeit 
seitens der EZVK von der Mitarbeiterin und dem 
Anstellungsträger je zur Hälfte getragen. Die 
Pflicht der Beteiligung der Mitarbeiterin an dem 
Beitrag entfällt jedoch, sofern dieser 6 v. H. des 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts über-
steigt. In Anwendung von Absatz 1 behalten die 
Finanzierungsanteile der Mitarbeiterinnen die 
Anstellungsträger von deren Entgelten ein und 
leisten sie an die EZVK nach Maßgabe ihrer Sat-
zung.  
 
(3) Die Beteiligung der Mitarbeiterin nach Ab-
satz 2 erfolgt für jeden Kalendermonat, für den 
die Mitarbeiterin Ansprüche auf Bezüge (Ar-
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beitsentgelt, Urlaubsentgelt, Entgeltfortzahlung 
während Krankheit) oder einen Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss – auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers nicht gezahlt wird – hat.  
 
(4) Der Mitarbeiterin wird unter Bezugnahme 
auf § 30e Abs. 2 BetrAVG das Recht, bei einer 
Beteiligung nach Absatz 2 gemäß § 1 Abs. 2 
Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in Verbindung 
mit § 1b Abs. 5 Nr. 2 BetrAVG die Versicherung 
nach Ausscheiden aus dem Beschäftigungsver-
hältnis mit eigenen Beiträgen fortzusetzen, nicht 
eingeräumt. Der Anspruch der Mitarbeiterin ge-
mäß § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG 
in Verbindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fort-
führung der Versicherung mit eigenen Beiträgen 
in entgeltlosen Zeiten während eines bestehen-
den Beschäftigungsverhältnisses ist für die 
Pflichtversicherung ausgeschlossen.  
 
(5) Die Mitarbeiterin kann hinsichtlich einer Be-
teiligung nach Absatz 2 gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 4 
zweiter Halbsatz BetrAVG in Verbindung mit 
§ 1a Abs. 3 BetrAVG verlangen, dass die Vor-
aussetzungen für eine Förderung nach den 
§§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, sofern 
die Satzung der EZVK diese Möglichkeit vor-
sieht. Anderenfalls ist dieser Anspruch ausge-
schlossen. 

Erl. 1: § 21b eingefügt m.W.v. 1.1.2017 durch § 1 
Nr. 5 der 82. Änderung der DienstVO 

 
A b s c h n i t t  IV   

Urlaub und Arbeitsbefreiung 

§ 26  
Erholungsurlaub 

 (1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr 
Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzah-
lung des Entgelts (§ 21). 2Bei Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in 
jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. 3Arbeits-
tage sind alle Kalendertage, an denen die Be-
schäftigten dienstplanmäßig oder betriebsüblich 
zu arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, mit 
Ausnahme der auf Arbeitstage fallenden gesetz-
lichen Feiertage, für die kein Freizeitausgleich 
gewährt wird. 4Bei einer anderen Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in 
der Woche erhöht oder vermindert sich der Ur-
laubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der 
Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der min-
destens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er 
auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruch-
teile von weniger als einem halben Urlaubstag 
bleiben unberücksichtigt. 6Der Erholungsurlaub 
muss im laufenden Kalenderjahr gewährt wer-
den; er kann auch in Teilen genommen werden. 

Protokollerklärung zu § 26 Absatz 1 Satz 6: 

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhän-
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gend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubs-
teil von zwei Wochen Dauer angestrebt wer-
den. 
 

§ 22  
Erholungsurlaub 

(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz 
mit folgenden Maßgaben: 

§§ 26 und 27 TV-L sind mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: ��Erl. 1  

Anstelle des § 26 Abs. 2 Buchstabe a TV-L wird 
bestimmt: 

Die für die Kirchenbeamtinnen im Bereich der 
jeweiligen beteiligten Kirche geltenden Bestim-
mungen sind entsprechend anzuwenden. 21)  

 

 

a) … 

Erl. 1: § 22 m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 2 
der 78. Änderung der DienstVO  

 

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis 
im Laufe eines Jahres, steht als Erholungs-
urlaub für jeden vollen Monat des Arbeits-
verhältnisses ein Zwölftel des Urlaubsan-
spruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundes-
urlaubsgesetz bleibt unberührt.  

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert 
sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schließlich eines etwaigen tariflichen Zu-
satzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat 
um ein Zwölftel.  

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu 
dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt. 

 
 § 27  

Zusatzurlaub 

 (1) 1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs 
gelten die für die Beamten des jeweiligen Lan-
des jeweils maßgebenden Bestimmungen für 
Grund und Dauer sinngemäß. 2Die beamten-
rechtlichen Bestimmungen gelten nicht für den 
Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit, Schicht-
arbeit und Nachtarbeit. 
 
(2) Beschäftigte, die ständig Wechselschicht-
arbeit nach § 7 Absatz 1 oder ständig Schicht-
arbeit nach § 7 Absatz 2 leisten und denen die 
Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 
Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zu-
satzurlaub 

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zu-
sammenhängende Monate und 

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhän-
gende Monate. 

 
(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit (zum Beispiel ständige Ver-
treter) erhalten Beschäftigte, denen die Zulage 
nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Absatz 8 Satz 2 
zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für 

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie über-

                                    
21) vgl. dazu:  • § § 38 Abs. 4 Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD – 

  (http://www.kirchenrecht-evlka.de; Nr. 430 A) 
• § 1 Urlaubsverordnung für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen – KBESUrlVO – 
  (http://www.kirchenrecht-evlka.de; Nr. 430-6)  
• § 8 Nds. Erholungsurlaubsverordnung – NEUrlVO - 
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wiegend Wechselschichtarbeit geleistet ha-
ben, und 

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie über-
wiegend Schichtarbeit geleistet haben. 

 
(4) 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag 
und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme 
von § 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt 
sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamtur-
laub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 
35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist 
für Zusatzurlaub nach den Absätzen 2 und 3 
hierzu nicht anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, 
die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt 
abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 
36 Arbeitstagen; maßgebend für die Berech-
nung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das 
im Laufe des Kalenderjahres vollendet wird. 
 
(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von 
Absatz 2 Buchstabe b entsprechend. 

Protokollerklärung zu § 27 Absatz 2 und 3: 
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich 
nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, 
sobald die Voraussetzungen nach Absatz 2 
oder 3 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob 
ständige Wechselschichtarbeit oder ständige 
Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung 
durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, be-
zahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den 
Grenzen des § 22 unschädlich. 

 
 § 28  

Sonderurlaub 

 Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung 
des Entgelts Sonderurlaub erhalten. 
 

§ 23  
Arbeitsbefreiung 

§ 29  
Arbeitsbefreiung 

§ 29 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den:  

(1) 1Nur die nachstehend aufgeführten Anläs-
se gelten als Fälle nach § 616 BGB, in denen 
Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts in 
dem angegebenen Ausmaß von der Arbeit frei-
gestellt werden:  

a) Niederkunft der Ehefrau/ 
der Lebenspartnerin im 
Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes  

ein Arbeits-
tag, 

b) Tod der Ehegattin/des 
Ehegatten, Lebenspartne-
rin/des Lebenspartners im 
Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes, eines 
Kindes oder Elternteils 

zwei Arbeits-
tage, 

c) Umzug aus dienstlichem 
oder betrieblichem Grund 
an einen anderen Ort 

ein Arbeits-
tag,  
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1. § 29 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

Buchstabe d findet keine Anwendung. ��Erl. 1 

d) ... (Arbeitsjubiläum)  

e) schwere Erkrankung   

 aa) einer/eines Angehö-
rigen, soweit sie/ er 
in demselben Haus-
halt lebt,  

ein Arbeitstag 
im Kalender-
jahr,  

 bb) eines Kindes, das 
das 12. Lebensjahr 
noch nicht vollendet 
hat, wenn im lau-
fenden Kalenderjahr 
kein Anspruch nach 
§ 45 SGB V besteht 
oder bestanden hat,  

bis zu vier 
Arbeitstage  
Kalenderjahr, 

 cc) einer Betreuungs-
person, wenn Be-
schäftigte deshalb 
die Betreuung ihres 
Kindes, das das 
8. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat 
oder wegen körper-
licher, geistiger 
oder seelischer Be-
hinderung dauernd 
pflegebedürftig ist, 
übernehmen müs-
sen,  

bis zu vier 
Arbeitstage  
Kalenderjahr. 

 2Eine Freistellung nach Buchstabe e er-
folgt nur, soweit eine andere Person zur 
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur 
Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in 
den Fällen der Doppelbuchstaben aa und 
bb die Notwendigkeit der Anwesenheit 
der/des Beschäftigten zur vorläufigen 
Pflege bescheinigt. 3Die Freistellung darf 
insgesamt fünf Arbeitstage im Kalender-
jahr nicht überschreiten.  

f) Ärztliche Behandlung von 
Beschäftigten, wenn diese 
während der Arbeitszeit 
erfolgen muss,  

erforderliche 
nachgewiese-
ne Abwesen-
heitszeit ein-
schließlich er-
forderlicher 
Wegezeiten. 
 

 

 
(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerli-
cher Pflichten nach deutschem Recht besteht 
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, 
wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorge-
schrieben ist und soweit die Pflichten nicht au-
ßerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach 
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden kön-
nen; soweit die Beschäftigten Anspruch auf Er-
satz des Entgelts geltend machen können, be-
steht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 
2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Er-
satzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen 
der Kostenträger. 3Die Beschäftigten haben den 
Ersatzanspruch geltend zu machen und die er-
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haltenen Beträge an den Arbeitgeber abzufüh-
ren.  
 
(3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen drin-
genden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen ge-
währen. 2In begründeten Fällen kann bei Ver-
zicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefrei-
ung gewährt werden, wenn die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.  

Protokollerklärung zu § 29 Absatz 3 Satz 2: 

Zu den „begründeten Fällen“ können auch 
solche Anlässe gehören, für die kein Anspruch 
auf Arbeitsbefreiung besteht (zum Beispiel 
Umzug aus persönlichen Gründen). 

 
2. § 29 Abs. 4 TV-L ist mit folgender Maßgabe 

anzuwenden:  

Absatz 4 gilt für die gewählten Vertreterin-
nen der Vorstände der in der Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission vertretenen 
beruflichen Vereinigungen entsprechend. 

3. Die Mitarbeiterin erhält auch Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts zur Er-
füllung allgemeiner Pflichten nach dem 
Recht der beteiligten Kirchen  

a) zur Ausübung kirchlicher öffentlicher Eh-
renämter,  

b) zur Ausübung des kirchlichen Wahl- und 
Stimmrechts und zur Beteiligung an 
kirchlichen Wahlausschüssen.  

4. Die Mitarbeiterin kann zur Ausübung kirch-
licher Aufgaben im Rahmen einer genehmig-
ten unentgeltlichen Nebentätigkeit und in 
sonstigen begründeten Fällen, z. B. zur Teil-
nahme am Deutschen Evangelischen Kir-
chentag, an Veranstaltungen beruflicher 
Vereinigungen oder zur beruflichen Fortbil-
dung, unter Fortzahlung des Entgelts die er-
forderliche Arbeitsbefreiung erhalten.  

5. 1Die Mitarbeiterin erhält ferner Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des Entgelts für 
einen Arbeitstag  

a) bei ihrer kirchlichen Trauung,  

b) bei der Taufe, bei der Konfirmation, bei 
einer entsprechenden kirchlichen Feier 
und bei der kirchlichen Trauung ihres 
Kindes.  

2Fällt der Anlass der Freistellung auf einen 
arbeitsfreien Tag, entfällt der Anspruch auf 
Arbeitsbefreiung.  

6. Die Mitarbeiterin erhält ferner Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts für je-
weils zwei Arbeitstage beim Tode eines El-
ternteils des Ehegatten, eines Großeltern-
teils, eines Stiefelternteils, eines Bruders 
oder einer Schwester.  

Erl. 1: •  bisheriger Buchst. a aufgehoben 
•  bisheriger Buchst. b wird einziger Text 

(4) 1Auf Antrag kann den gewählten Vertrete-
rinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, der 
Landesbezirksvorstände, der Landesbezirks-
fachbereichsvorstände, der Bundesfachbe-
reichsvorstände, der Bundesfachgruppenvor-
stände sowie des Gewerkschaftsrates bezie-
hungsweise entsprechender Gremien anderer 
vertragsschließender Gewerkschaften zur Teil-
nahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu 
acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des 
Entgelts erteilt werden; dringende dienstliche 
oder betriebliche Interessen dürfen der Arbeits-
befreiung nicht entgegenstehen. 2Zur Teilnahme 
an Tarifverhandlungen mit der TdL oder ihren 
Mitgliedern kann auf Anfordern einer der ver-
tragsschließenden Gewerkschaften Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des Entgelts ohne 
zeitliche Begrenzung erteilt werden. 
 
(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- 
und von Berufsbildungsausschüssen nach dem 
Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in 
Organen von Sozialversicherungsträgern kann 
den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Entgelts gewährt werden, sofern nicht 
dringende dienstliche oder betriebliche Interes-
sen entgegenstehen. 
 
(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 5 werden 
das Tabellenentgelt sowie die sonstigen Ent-
geltbestandteile, die in Monatsbeträgen festge-
legt sind, weitergezahlt. 
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m.W.v. 1.1.2017 gem. § 1 Nr. 6 der 
83. Änderung der DienstVO  

 
A b s c h n i t t  V   

Befristung und Beendigung des Arbeits-
verhältnisses 

§ 30  
Befristete Arbeitsverträge  

 (1) 1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig 
auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungsge-
setzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften 
über die Befristung von Arbeitsverträgen. 2Für 
Beschäftigte, auf welche die Regelungen des 
Tarifgebiets West Anwendung finden und deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Renten-
versicherung der Angestellten unterlegen hätte, 
gelten die Besonderheiten in den Absätzen 2 
bis 5; dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für 
welche die §§ 57a ff. Hochschulrahmengesetz 
beziehungsweise gesetzliche Nachfolgeregelun-
gen unmittelbar oder entsprechend gelten. 
 
(2) 1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge 
mit sachlichem Grund sind nur zulässig, wenn 
die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre 
nicht übersteigt; weitergehende Regelungen im 
Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz 
bleiben unberührt. 2Beschäftigte mit einem Ar-
beitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung 
von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berück-
sichtigen, wenn die sachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
(3) 1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachli-
chen Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht 
unterschreiten; die Vertragsdauer muss min-
destens sechs Monate betragen. 2Vor Ablauf des 
Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, 
ob eine unbefristete oder befristete Weiterbe-
schäftigung möglich ist. 
 
(4) 1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne 
sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wo-
chen und bei befristeten Arbeitsverträgen mit 
sachlichem Grund die ersten sechs Monate als 
Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der 
Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen 
zum Monatsschluss gekündigt werden. 
 
(5) 1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf 
der Probezeit ist nur zulässig, wenn die Ver-
tragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. 
2Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündi-
gungsfrist in einem oder mehreren aneinander 
gereihten Arbeitsverhältnissen bei demselben 
Arbeitgeber 

von insgesamt mehr als  
sechs Monaten vier Wochen,  

von insgesamt mehr als  
einem Jahr sechs Wochen  

zum Schluss eines 
Kalendermonats, 

von insgesamt mehr als  
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zwei Jahren drei Monate, 

von insgesamt mehr als  
drei Jahren vier Monate  

zum Schluss eines 
Kalenderviertel-
jahres. 

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist un-
schädlich, es sei denn, dass das Ausscheiden 
von der/dem Beschäftigten verschuldet oder 
veranlasst war. 4Die Unterbrechungszeit bleibt 
unberücksichtigt.  

Protokollerklärung zu § 30 Absatz 5: 

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeits-
verhältnissen führen weitere vereinbarte Pro-
bezeiten nicht zu einer Verkürzung der Kündi-
gungsfrist. 

 
(6) Die §§ 31 und 32 bleiben von den Rege-
lungen der Absätze 3 bis 5 unberührt.  
 

 § 31  
Führung auf Probe  

 (1) 1Führungspositionen können als befristetes 
Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser 
Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige 
Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 
3Die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben 
unberührt. 
 
(2) Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit 
demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäf-
tigten vorübergehend eine Führungsposition bis 
zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer 
übertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten 
wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage 
in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Höhergruppierung 
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden 
Tabellenentgelt gewährt. 3Nach Fristablauf en-
det die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die 
Führungsfunktion auf Dauer übertragen; an-
sonsten erhält die/der Beschäftigte eine der 
bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätig-
keit.  
 

 § 32  
Führung auf Zeit 

 (1) 1Führungspositionen können als befristetes 
Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren 
vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen 
des Arbeitsvertrages sind zulässig: 

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchs-
tens zweimalige Verlängerung bis zu einer 
Gesamtdauer von acht Jahren, 

b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreima-
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lige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer 
von zwölf Jahren. 

3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchsta-
be a bei demselben Arbeitgeber können auf die 
Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte an-
gerechnet werden. 4Die allgemeinen Vorschrif-
ten über die Probezeit (§ 2 Absatz 4) und die 
beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt. 
 
(2) Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit 
demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäf-
tigten vorübergehend eine Führungsposition bis 
zu den in Absatz 1 genannten Fristen übertra-
gen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für 
die Dauer der Übertragung eine Zulage gewährt 
in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Höhergruppierung 
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden 
Tabellenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags von 
75 v.H. des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, die der 
übertragenen Funktion entspricht, zur nächst-
höheren Entgeltgruppe nach § 17 Absatz 4 
Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhält die/der 
Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung 
entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag und die 
Zulage entfallen. 
 

 § 33  
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne 

Kündigung 

 (1) Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündi-
gung 

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Be-
schäftigte das gesetzlich festgelegte Alter 
zum Erreichen der Regelaltersrente vollen-
det hat, 

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen 
(Auflösungsvertrag). 

 
(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit 
Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines 
Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) 
zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte 
voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die/ 
Der Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der 
Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu 
unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der 
Zustellung des Rentenbescheids, endet das Ar-
beitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbe-
ginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine 
nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung 
des Integrationsamtes noch nicht vor, endet 
das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der 
Zustellung des Zustimmungsbescheids des In-
tegrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet 
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nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenver-
sicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt 
wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis 
für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit 
gewährt wird; beginnt die Rente rückwirkend, 
ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag 
des Monats, der auf den Monat der Zustellung 
des Rentenbescheids folgt. 
 
(3)  Im Falle teilweiser Erwerbsminderung en-
det beziehungsweise ruht das Arbeitsverhältnis 
nicht, wenn die/der Beschäftigte nach ihrem/ 
seinem vom Rentenversicherungsträger festge-
stellten Leistungsvermögen auf ihrem/seinem 
bisherigen oder einem anderen geeigneten und 
freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden 
könnte, soweit dringende dienstliche bezie-
hungsweise betriebliche Gründe nicht entge-
genstehen und die/der Beschäftigte innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbe-
scheids ihre/seine Weiterbeschäftigung schrift-
lich beantragt.  
 
(4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft 
den Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersren-
te nach § 236, § 236a oder § 236b SGB VI oder 
ist sie/er nicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung versichert, so tritt an die Stelle des 
Rentenbescheids das Gutachten einer Amtsärz-
tin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 
Absatz 5 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das 
Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ab-
lauf des Monats, in dem der/dem Beschäftigten 
das Gutachten bekannt gegeben worden ist. 

§ 24  
Beendigung des Dienstverhältnisses 

ohne Kündigung     
��Erl. 1 

 

§ 33 Abs. 5 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Eines Kündigungsgrundes bedarf es nicht.  

Erl. 1: § 24 i.d.F. nach § 1 Nr. 1 der 71. Änderung 
der DienstVO 

 

(5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen 
Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe a 
geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein 
neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. 
2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer 
Frist von vier Wochen zum Monatsende gekün-
digt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts an-
deres vereinbart ist. 
 

§ 25  
Beschäftigungszeit, Kündigung des 

Dienstverhältnisses 

§ 34  
Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

1. § 34 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzu-
wenden: ��Erl. 1 

a) § 33 Absatz 5 TV-L gilt entsprechend 
für die Dienstverhältnisse, die mit Mit-
arbeiterinnen begründet werden, die 
das gesetzlich festgelegte Alter zum 
Erreichen einer abschlagsfreien Regel-
altersrente vollendet haben. ��Erl. 2 

 

(1) 1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende 
des sechsten Monats seit Beginn des Arbeits-
verhältnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. 
2Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei 
einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 
und 2)  

bis zu einem Jahr  ein Monat zum  
Monatsschluss, 

von mehr als einem Jahr  6 Wochen, 

von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 

von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 

von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 
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von mindestens 12 Jahren 6 Monate 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
 

b) In § 34 Absatz 2 TV-L wird das Datum 
„31. Oktober 2006” durch das Datum 
„31. Dezember 2008” ersetzt. 

 

(2) 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die 
das 40. Lebensjahr vollendet haben und unter 
die Regelungen des Tarifgebiets West fallen, 
können nach einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 
Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch 
den Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund 
gekündigt werden. 2Soweit Beschäftigte nach 
den bis zum 31. Oktober 2006 geltenden Tarif-
regelungen unkündbar waren, bleiben sie un-
kündbar. 
 

2. Anstelle von § 34 Absatz 3 TV-L wird fol-
gender Absatz 3 eingefügt: 

(3) 1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die 
bei einem Anstellungsträger im Geltungs-
bereich der Dienstvertragsordnung (§ 1 
Abs. 1 Satz 2) im Arbeitsverhältnis zurück-
gelegt wurde, auch wenn sie unterbrochen 
ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines 
Sonderurlaubs gemäß § 28 TV-L, es sei 
denn, der Anstellungsträger hat vor Antritt 
des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstli-
ches oder betriebliches Interesse aner-
kannt.  

Erl. 1: Nr. 1 neu gefasst m.W.v. 16.08.2011 gem. 
§ 1 Nr. 2 der 71. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Nr. 1 Buchst. a m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach  
§ 1 Nr. 3 der 78. Änderung der DienstVO 

(3)  … 

 § 35  
Zeugnis 

 (1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
haben die Beschäftigten Anspruch auf ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer 
Tätigkeit; es muss sich auch auf Führung und 
Leistung erstrecken (Endzeugnis). 
 
(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte 
auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 
 
(3) Bei bevorstehender Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses können die Beschäftigten ein 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit ver-
langen (vorläufiges Zeugnis). 
 
(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 
sind unverzüglich auszustellen. 
 

 
A b s c h n i t t  VI   

Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 26  
Anwendung weiterer Tarifverträge 

§ 36  
Anwendung weiterer Tarifverträge 

Anstelle des § 36 TV-L wird bestimmt: 

Auf die Dienstverhältnisse nach dieser Dienst-
vertragsordnung finden die in Anlage 1 aufge-
führten Tarifverträge und Tarifvertragsregelun-
gen Anwendung, soweit in dieser Dienstver-

…  
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tragsordnung nicht etwas anderes bestimmt ist.  
 

§ 27  
Ausschlussfrist 

§ 37  
Ausschlussfrist 

§ 37 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Die Ausschlussfrist beträgt ein Jahr. 
 

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis ver-
fallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit 
von den Beschäftigten oder vom Arbeitgeber 
schriftlich geltend gemacht werden. 2Für den-
selben Sachverhalt reicht die einmalige Gel-
tendmachung des Anspruchs auch für später 
fällige Leistungen aus. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus ei-
nem Sozialplan. 
 

 § 38  
Begriffsbestimmungen 

 (1) Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West 
Bezug genommen wird, gilt Folgendes:  

a) Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gel-
ten für die Beschäftigen, deren Arbeitsver-
hältnis in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet begründet worden 
ist und bei denen der Bezug des Arbeitsver-
hältnisses zu diesem Gebiet fortbesteht.  

b) Für die übrigen Beschäftigten gelten die 
Regelungen für das Tarifgebiet West. 

c) … 
 
(2) Sofern auf die Begriffe "Betrieb", "betrieb-
lich" oder "Betriebspartei" Bezug genommen 
wird, gilt die Regelung für Verwaltungen sowie 
für Parteien nach dem Personalvertretungsrecht 
entsprechend; es sei denn, es ist etwas anderes 
bestimmt. 
 
(3) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung 
liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle 
vor. 
 
(4) Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Be-
schäftigte, die ausweislich einer Bescheinigung 
des beauftragten Arztes (§ 3 Absatz 5) nicht 
mehr in der Lage sind, auf Dauer die vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang 
zu erbringen, ohne deswegen zugleich teilweise 
oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im 
Sinne des SGB VI zu sein. 
 
(5) 1Die Regelungen für Angestellte finden 
Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit 
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversiche-
rung der Angestellten unterlegen hätte. 2Die 
Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter fin-
den Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätig-
keit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversi-
cherung der Arbeiter unterlegen hätte. 
 

 § 38a  
… (Theaterpersonal)  
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 § 39  
Inkrafttreten, Laufzeit 

…  
 

 
B.  Sonderregelungen 

 
§ 40 

… (Beschäftigte an Hochschulen und  
Forschungseinrichtungen)  

 
 

§ 41 
… (Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken) 

 
§ 42 

… (Ärztinnen und Ärzte außerhalb von  
Universitätskliniken)  

 
§ 43 

… (nichtärztliche Beschäftigte in Universitäts-
kliniken und Krankenhäusern) 

 
 § 44 

Sonderregelungen für Beschäftigte als 
Lehrkräfte 

Nr. 1  
Zu § 1 - Geltungsbereich 

 1Diese Sonderregelungen gelten für Beschäftig-
te als Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen 
und berufsbildenden Schulen (zum Beispiel Be-
rufs-, Berufsfach- und Fachschulen). 2Sie gelten 
nicht für Lehrkräfte an Schulen und Einrichtun-
gen der Verwaltung, die der Ausbildung oder 
Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes dienen, sowie an Krankenpflegeschu-
len und ähnlichen der Ausbildung dienenden 
Einrichtungen.  

Protokollerklärung: 

Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderregelungen 
sind Personen, bei denen die Vermittlung von 
Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines 
Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 

 
Nr. 2  

Zu Abschnitt II - Arbeitszeit 

1Die §§ 6 bis 10 finden keine Anwendung. 2Es 
gelten die Bestimmungen für die entsprechen-
den Beamten in der jeweils geltenden Fassung. 
3Sind entsprechende Beamte nicht vorhanden, 
so ist die Arbeitszeit im Arbeitsvertrag zu re-
geln.  
 

(§ 27a aufgehoben)  ��Erl. 1  

Erl. 1: § 27a aufgehoben m.W.v. 1.3.2017 gem. § 1 
Nr. 1 der 88. Änderung der DienstVO  

Nr. 2a  
Zu Abschnitt III – Eingruppierung,  
Entgelt und sonstige Leistungen – 

Die §§ 12 bis 14, 16 und 17 finden Anwendung 
nach Maßgabe der §§ 3 bis 7 des Tarifvertrages 
über die Eingruppierung und die Entgeltordnung 
für Lehrkräfte der Länder (TV EntgO-L) in der 
jeweils geltenden Fassung. 
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 Nr. 3  
Zu Abschnitt IV - Urlaub und  

Arbeitsbefreiung  

 (1) 1Der Urlaub ist in den Schulferien zu neh-
men. 2Wird die Lehrkraft während der Schulfe-
rien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, 
so hat sie dies unverzüglich anzuzeigen. 3Die 
Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien 
oder, wenn die Krankheit länger dauert, nach 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Ar-
beitsleistung zur Verfügung zu stellen.  
 
(2) 1Für eine Inanspruchnahme der Lehrkraft 
während der den Urlaub in den Schulferien 
übersteigenden Zeit gelten die Bestimmungen 
für die entsprechenden Beamten. 2Sind ent-
sprechende Beamte nicht vorhanden, regeln 
dies die Betriebsparteien. 
 

 Nr. 4  
Zu Abschnitt V - Befristung und Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses 

 Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, mit Ablauf des Schulhalbjah-
res (31. Januar beziehungsweise 31. Juli), in 
dem die Lehrkraft das gesetzlich festgelegte 
Alter zum Erreichen der Regelaltersrente voll-
endet hat.  

 
§ 45 

… (Beschäftigte an Theatern und Bühnen) 

§ 46 
… (Beschäftigte auf Schiffen und  

schwimmenden Geräten) 

§ 47 
… (Beschäftigte im Justizvollzugsdienst …) 

§ 48 
… (Beschäftigte im forstlichen Außendienst) 

§ 49 
… (Beschäftigte in landwirtschaft- 

lichen … Betrieben) 

§ 50 
… (… Baden-Württemberg) 

A b s c h n i t t  III    
Kirchliche Bestimmungen zu sonstigen  

Tarifverträgen 

§ 28  
Pkw-Fahrer-TV-L  

 

Der Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (Pkw-
Fahrer-TV-L) vom 12. Oktober 2006 ist mit fol-
gender Maßgabe anzuwenden: 

In den §§ 8 und 9 PKW-Fahrer-TV-L werden 
jeweils das Datum „31. Oktober 2006” durch 
das Datum „31. Dezember 2008” und das Da-
tum „1. November 2006” durch das Datum 
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„1. Januar 2009” ersetzt. 
 

§ 28a  
TV-L EntgO-L 

��Erl. 1 
Der Tarifvertrag über die Eingruppierung und 
die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der Länder 
(TV EntgO-L) vom 28. März 2015 ist mit folgen-
den Maßgaben anzuwenden: 
 
(1) Anstelle des § 2 Absatz 2 TV EntgO-L wird 
bestimmt:  

Für die Überleitung der am 31. März 2016 vor-
handenen Lehrkräfte in die Entgeltordnung 
Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt die 
Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen und zur Regelung 
des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf).  
 
(2)  § 6 Absatz 2 TV EntgO-L ist mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden:  

a) Die Nummern 2  und 3 sind mit folgender 
Maßgabe anzuwenden:  

Das Datum „1. August 2015” wird jeweils 
durch das Datum „1. April 2016” ersetzt.  

b) Nummer 4 TV EntgO-L ist mit folgender 
Maßgabe anzuwenden:  

Das Datum „1. März 2009” wird durch das 
Datum „1. September 2009” ersetzt und 
das Datum „1. August 2015” durch das Da-
tum 1. April 2016”. 

Erl. 1: § 28a m.W.v. 1.4.2016 eingefügt durch  
§ 1 Nr. 7 der 80. Änderung der DienstVO 

 

 
Link zum TV EntgO-L 

 

A b s c h n i t t  IV    
Ergänzende kirchliche Bestimmungen 

§ 29  
Abweichende Regelungen vom Arbeits-

zeitgesetz 

 

In Schulen mit Internatsbetrieb können Dienst-
vereinbarungen nach § 37 Mitarbeitervertre-
tungsgesetz geschlossen werden, die von den 
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abweichen-
de Regelungen im Sinne des § 7 Abs. 4 und des 
§ 12 Arbeitszeitgesetz vorsehen.  
 

 

§ 30  
Außerordentliche Kündigung 

 

Ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 BGB liegt 
insbesondere auch dann vor, wenn eine der An-
stellungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Mitarbeitergesetzes weggefallen ist. 
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§ 31  
Entgeltumwandlung  22 

 

(1) Der Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung 
für die Beschäftigten der Länder (TV-EntgeltU-L 
vom 12. Oktober 2006 findet keine Anwendung. 
 
(2) 1Die Mitarbeiterin kann verlangen, dass 
nach § 1a des Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung die Umwandlung 
von Entgelt in betriebliche Altersversorgung 
durchgeführt wird, sofern die gesetzlichen 
Höchstgrenzen nicht bereits durch Arbeitgeber-
beiträge zur Zusatzversorgung ausgeschöpft 
sind.  

2Die Entgeltumwandlung wird  

–  für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche 
Hannovers bei einem von der Mitarbeiterin 
gewählten Anbieter, ��Erl. 1  

–  für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche in 
Braunschweig bei der Kirchlichen Zusatzver-
sorgungskasse Darmstadt und  

–  für den Bereich der Ev.-Luth. Kirche in Olden-
burg bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder oder bei der Kirchlichen Zu-
satzversorgungskasse Darmstadt 

durchgeführt.  

3Im Einzelfall kann zwischen der Mitarbeiterin 
und dem Anstellungsträger mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde vereinbart werden, 
dass die Entgeltumwandlung bei einer anderen 
Kasse oder Einrichtung erfolgt.  

4Die Einzelheiten der Entgeltumwandlung be-
stimmen sich nach den jeweiligen Bestimmun-
gen der Versorgungseinrichtungen oder nach 
einer Rahmenvereinbarung zwischen der betei-
ligten Kirche und der Versorgungseinrichtung in 
der gültigen Fassung.  

Erl. 1: erste Strichaufzählung m.W.v. 16.08.2011 
neu gefasst gem. § 1 Nr. 3 der 71. Änderung 
der DienstVO 

 

 

A b s c h n i t t  V    
Geringfügig beschäftigte Mitarbeiterinnen 

§ 32  
Anzeige- und Nachweispflichten 

 

Anstelle des § 5 Abs. 1 Satz 2 Entgeltfortzah-
lungsgesetz wird bestimmt: 

Die Mitarbeiterin hat eine Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer auf Verlangen 
durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen. 
 

 

§ 33  
Fahrtkostenzuschuss 

 

1Der geringfügig beschäftigten Mitarbeiterin, die  

                                    
20)  

 Vgl. dazu: G 4/2003 – Entgeltumwandlung für privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
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außerhalb des näheren Bereiches ihrer Dienst-
stätte wohnt, kann ein Zuschuss zu den Fahrt-
kosten zwischen Wohnung und Dienststätte ge-
währt werden, wenn das Entgelt in einem unan-
gemessenen Verhältnis zu den Fahrtkosten 
steht. 2Der Zuschuss soll den Betrag nicht über-
steigen, der bei Benutzung der niedrigsten Klas-
se eines regelmäßig verkehrenden Beförde-
rungsmittels entsteht. 3Ist die Benutzung eines 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 
nicht möglich oder mit einem unangemessenen 
Zeitaufwand verbunden, so kann bei der Be-
rechnung des Zuschusses ausnahmsweise eine 
Wegstreckenentschädigung nach den Bestim-
mungen der beteiligten Kirchen zugrunde gelegt 
werden. 
 

A b s c h n i t t  VI    
Notlage 

§ 34  
Notlagenregelung 

 

(1) Wird der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission im Verfahren gemäß § 23 des Mit-
arbeitergesetzes ein Entwurf eines Kirchenge-
setzes vorgelegt, durch das eine Regelung im 
Sinne des § 9 Abs. 3 des Mitarbeitergesetzes 
getroffen werden soll, so stellt die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission ausdrücklich fest, 
ob sie anerkennt, dass anders als durch die be-
absichtigte Regelung die sachgerechte Erfüllung 
notwendiger kirchlicher Aufgaben nicht gewähr-
leistet werden kann. 
 
(2) 1Teilt der Rat oder eine der zuständigen 
obersten Behörden der Arbeits- und Dienst-
rechtlichen Kommission mit, dass eine kirchen-
gesetzliche Regelung im Sinne des § 9 Abs. 3 
des Mitarbeitergesetzes getroffen worden ist, so 
tritt die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommis-
sion unverzüglich zusammen und berät über die 
Auswirkung dieser Änderung der DienstVO auf 
das Entgelt der Mitarbeiterinnen, auf deren 
Dienstverhältnisse diese Dienstvertragsordnung 
anzuwenden ist. 2Für das Verfahren gilt § 26 
des Mitarbeitergesetzes entsprechend mit der 
Maßgabe, dass eine erneute Verhandlung nach 
§ 26 Abs. 5 des Mitarbeitergesetzes entfällt, 
wenn die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommis-
sion in dem Verfahren nach § 23 des Mitarbei-
tergesetzes die Notwendigkeit von Maßnahmen 
im Sinne des § 9 Abs. 3 des Mitarbeitergesetzes 
anerkannt hat. 
 
(3) 1Hat die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission den in § 26 Abs. 4 des Mitarbeiter-
gesetzes genannten Stellen nicht innerhalb von 
sechs Wochen einen Beschluss über die Auswir-
kung der kirchengesetzlichen Regelung auf das 
Entgelt mitgeteilt, so kann der Rat oder eine der 
zuständigen obersten Behörden die Schlich-
tungskommission anrufen. 2Die Frist nach 
Satz 1 beginnt mit dem Zugang der Mitteilung 
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nach Absatz 2 Satz 1 beim Vorsitzenden der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission, 
jedoch nicht vor Verkündung der kirchengesetz-
lichen Regelung. 
 
(4) Für ein Schlichtungsverfahren nach den Ab-
sätzen 2 und 3 gelten die Vorschriften des Mit-
arbeitergesetzes entsprechend mit der Maßga-
be, dass die Schlichtungskommission spätestens 
innerhalb eines Monats nach Einleitung des Ver-
fahrens zusammentritt.  
 

A b s c h n i t t  VII    
Übergangs- und Schlussbestimmungen  

§ 35  
Anwendung der AVR-EKD  

��Erl. 1 

 

(1) Auf die Dienstverhältnisse der Mitarbeite-
rinnen in Altenheimen, Vollzeitheimen und Kran-
kenanstalten können für die Dauer dieses 
Dienstverhältnisses die Arbeitsvertragsricht-
linien des Diakonischen Werkes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (AVR-EKD) weiter-
hin in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung fin-
den, wenn die AVR-EKD am Tage vor dem In-
krafttreten der Dienstvertragsordnung in dieser 
Einrichtung angewandt worden sind und das 
Dienstverhältnis vor dem 1. November 2010 
begründet wurde.  
 
(2) § 34 findet auch auf die Dienstverhältnisse 
nach Absatz 1 Anwendung. 

Erl. 1: neuer § 35 eingefügt m.W.v. 1.1.2009 gem. 
§ 1 Nr. 4 der 70. Änderung der DienstVO 

 

 

§ 36  
Inkrafttreten 

��Erl. 1 
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Anlagen zum TV-L  

hier nicht abgedruckt 

A n l a g e n  zur DienstVO   

Anlage 1 Anwendung von Tarifverträgen  

Anlage 2 Entgeltordnung zur DienstVO – Kircheneigene Tätigkeitsmerkmale – 

Anlage 3 Ordnung zur Sicherung von Arbeitsplätzen im Bereich von Diakonie- und Sozial-
stationen  

Anlage 4 Dienstvertrag für Mitarbeiterinnen (Muster) 

Anlage 5 Nachtrag zum Dienstvertrag für Mitarbeiterinnen (Muster) 

Anlage 6 Ordnung zur Sicherung der Mitarbeiterinnen bei Rationalisierungsmaßnahmen und 
Einschränkungen von Einrichtungen 

Anlage 7 Regelung über die Arbeitsbedingungen auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik 

Anlage 8 Regelung für Mitarbeiterinnen, die auf Grund ihrer Dienstanweisung oder auf 
Grund einer Anweisung des Anstellungsträgers im Einzelfall als Aufsichts- oder Be-
treuungsperson Freizeiten, Seminare, Heim- und Lageraufenthalte durchführen 

Anlage 9 Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen, die als pädagogische Fachkräfte in Tages-
einrichtungen für Kinder eingesetzt sind 

 

Anlage 1 

(zu §§ 2 und 26) 
Anwendung von Tarifverträgen 

1. Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 12. Oktober 2006 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. 109) 

1.1 Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 13. März 2008 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 10) ��Erl. 1 

1.2 Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 1. März 2009 ohne die Anlagen A 1 und A 2 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
S. 242) ��Erl. 3 

1.2.1 Anlage A 1 zum Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 
6a) ��Erl. 2 

1.2.2 Anlage A 2 zum Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 7a) 
��Erl. 2 

1.3 Änderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 10. März 2011 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) ��Erl. 4 

1.4 Änderungstarifvertrag Nr. 4 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 2. Januar 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 138, Anlage 1) ��Erl. 5 

1.5 Änderungstarifvertrag Nr. 5 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 23. August 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S.98) ��Erl. 6 

1.6 Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 12. Dezember 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 199) ��Erl. 7 

1.7 Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 9. März 2013 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 199) ��Erl. 7 

1.8 Änderungstarifvertrag Nr. 8 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 28. März 2015 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 63) 
– für den Bereich der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers mit Ausnahme 
der ab 1. März 2016 geltenden Entgelttabellen und Entgeltsätze der Anlagen B bis F –  
��Erl. 8, 11 

1.9 Änderungstarifvertrag Nr. 9 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-
L) vom 17. Februar 2017 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. …) nach den Maßgaben der fol-
genden Nrn. 1.9.1 bis 1.9.4: ��Erl. 14 
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1.9.1 (Änderungen zum 1. Januar 2017)  
§ 1 Nrn. 1 bis 3, 5 bis 11 und 13 bis 23 des Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L 
vom 17. Februar 2017  

1.9.2 (Änderungen zum 1. März 2017)  
§ 1 Nrn. 4 und 12 des Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 2017 

1.9.3 (Änderungen zum 1. Januar 2018)  
§ 2 des Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 2017 

1.9.4 (Änderungen zum 1. Oktober 2018)  
§ 3 des Änderungstarifvertrages Nr. 9 zum TV-L vom 17. Februar 2017 

2. Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-
Fahrer-TV-L) vom 12. Oktober 2006 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 109) 

2.1 Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 1. März 2009 ohne die Anlagen 1a 
und 1b (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) ��Erl. 3 

2.1.1 Anlage 1a zum Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingun-
gen der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 8) ��Erl. 2 

2.1.2 Anlage 1b zum Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingun-
gen der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 9) ��Erl. 2 

2.2 Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 10. März 2011 (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover S. 242) ��Erl. 4 

2.3 Änderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 12. Dezember 2012 (Kirchl. Amts-
blatt Hannover S. 199) ��Erl. 7 

2.4 Änderungstarifvertrag Nr. 4 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 9. März 2013 (Kirchl. Amtsblatt Han-
nover S. 199) ��Erl. 7 

2.5 Änderungstarifvertrag Nr. 5 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (TV-L) vom 28. März 2015 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 63) 
  
– für den Bereich der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers mit Ausnahme 
der ab 1. März 2016 geltenden Entgelttabellen der Anlagen 1 bis 3 – ��Erl. 8, 11 

2.6 Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftfahrer der Länder (TV-L) vom 17. Februar 2017 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 
…) ��Erl. 14 

3. §§ 5, 6 ,7 bis 10 des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte (Länder) vom 17. Mai 
1982 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer neuen Entgeltordnung)  

4. Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT vom 11. 
Januar 1962 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Er-
schwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L)   

5. Tarifvertrag über die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTL II (TVZ zum MTL) vom 9. Oktober 
1963 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen Neuregelung der Erschwerniszu-
schläge gemäß § 19 TV-L)  

6. Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998, zuletzt ge-
ändert durch den  § 2 Nr. III des Änderungstarifvertrages Nr. 2 vom 12. März 2003 

7. Tarifvertrag des Landes Niedersachsen vom 25. Januar 1990 über die Arbeitsbedingungen 
von Arbeitnehmern auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informations- und Kommunikati-
onstechnik 

8. Tarifvertrag über Zusatzurlaub über gesundheitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter der 
Länder vom 17. Dezember 1959  

9. Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der Länder 
(TV EntgO-L) vom 28. März 2015 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 63)  ��Erl. 9 

9.1 Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgelt-
ordnung für die Lehrkräfte der Länder (TV EntgO-L) vom 2. Februar 2016 (Kirchl. Amts-
blatt Hannover S. 70)  ��Erl. 10 
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9.2 Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgelt-
ordnung für die Lehrkräfte der Länder (TV EntgO-L) vom 17. Februar 2017 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. …)  ��Erl. 14 

10 Für den Geltungsbereich gemäß Nummer 1 der Anlage 9: ��Erl. 12  

Nachfolgend aufgeführte Bestimmungen des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) – Allgemeiner Teil – vom 13. September 2005 in der Fassung des Änderungstarif-
vertrages Nr. 11 vom 29. April 2016 und des TVöD – Besonderer Teil Verwaltung (BT-V) 
– vom 13. September 2005  in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 21 vom 
29. April 2016:  

– § 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b TVöD, 

-  § 17 Absatz 4 TVöD, 

– § 20 (VKA) TVöD, 

– § 1 der Anlage zu § 56 TVöD – BT-V –  

10.1 

10.1.1 

Für den Geltungsbereich gemäß Nummer 1 der Anlage 9: ��Erl. 13 

(Änderungen zum 1. Januar 2017) ��Erl. 13 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmungen des Änderungstarifvertrages Nr. 12 vom 
29. April 2016 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. Septem-
ber 2005:  

– § 1 Nr. 7,  

– § 1 Nr. 9, 

– Anhang 2, Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA). 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmungen des Änderungstarifvertrages Nr. 22 vom 29. 
April 2016 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Besonderer Teil Ver-
waltung (BT-V) – vom 13. September 2005: 

– § 1 Nr. 4,  

– § 1 Nr. 6 

10.1.2 (Änderungen zum 1. Februar 2017) ��Erl. 13 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmung des Änderungstarifvertrages Nr. 12 vom 
29. April 2016 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. Septem-
ber 2005:  

– § 2 Nr. 1 

10.1.3 (Änderungen zum 1. März 2017) ��Erl. 13 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmungen des Änderungstarifvertrages Nr. 12 vom 
29. April 2016 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. Septem-
ber 2005:  

– § 3 Nrn. 1 und 2,  

Nachfolgend aufgeführte Bestimmung des Änderungstarifvertrages Nr. 22 vom 
29. April 2016 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Besonderer Teil 
Verwaltung (BT-V) – vom 13. September 2005: 

– § 2 

10.2 Für den Geltungsbereich gemäß Nummer 1 der Anlage 9 

10.2.1 (Änderungen zum 1. März 2018) ��Erl. 15 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmung des Änderungstarifvertrages Nr. 16 vom 18. April 
2018 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005:  

– § 1 Nr. 7. 

Nachfolgend aufgeführte Bestimmungen des Änderungstarifvertrages Nr. 25 vom 18. 
April 2018 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Besonderer Teil Ver-
waltung (BT-V) – vom 13. September 2005 

– § 1 Nr. 6, 

– § 1 Nr. 7. 

10.2.2 (Änderung zum 1. April 2019) ��Erl. 15 
Nachfolgend aufgeführte Bestimmung des Änderungstarifvertrages Nr. 16 vom 18. April 
2018 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005 

- § 1 Nr. 5 
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10.3 Für den Geltungsbereich der Anlage 9: ��Erl. 16 
§ 14 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Allgemeiner Teil – vom 13- 
September 2005 in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 14 vom 7. Februar 
2007  
 

 

Erl. 1: Nr. 1.1 eingefügt  m. W. v. 1.1.2009 durch § 1 Nr. 2 der 63. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Nrn. 1.2.1, 1.2.2, 2.1.1 und 2.1.2 eingefügt  m. W. v. 1.9.2009 durch § 1 Nr. 6 a bis d der 
66. Änderung der DienstVO 

Erl. 3: Nrn. 1.2 und 2.1 eingefügt m. W. v. 1.9.2009 durch § 1 Nr. 5 der 67. Änderung der DienstVO 

Erl. 4: Nrn. 1.3 und 2.2 eingefügt m. W. v. 1.4.2011 durch § 1 Nr. 1 und 2 der 74. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 5: Nr. 1.4 eingefügt m. W. v. 1.1.2012 durch § 1 Nr. 5 der 75. Änderung der DienstVO 

Erl. 6: Nr. 1.5 eingefügt m. W. v. 1.1.2012 durch § 1 Nr. 7 der 76. Änderung der DienstVO 

Erl. 7: Nrn. 1.6, 1.7, 2.3 und 2.4 eingefügt m. W. v. 1.3.2013 durch § 1 Nr. 1 der 77. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 8: Nrn. 1.8 und 2.5 eingefügt m. W. v. 1.3.2015 durch § 1 Nr. 8 Buchst. a und b der 80. Änderung 
der DienstVO 

Erl. 9: Nr. 9 angefügt m. W. v. 1.4.2016 durch § 1 Nr. 8 Buchst. c der 80. Änderung der DienstVO 

Erl. 10: Nr. 9.1 angefügt m. W. v. 1.4.2016 durch § 1 der 81. Änderung der DienstVO 

Erl. 11: bisheriger letzter Halbsatz m. W. v. 1.3.2015 gestrichen durch § 1 Nr. 6 der 82. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 12: Nr. 10 angefügt m. W. v. 1.1.2017 durch § 1 Nr. 7 der 83. Änderung der DienstVO  

Erl. 13: Nr. 10.1 bis Nr. 10.1.3 angefügt durch § 1 Nr. 1 der 84. Änderung der DienstVO  

Erl. 14: Nrn. 1.9 bis 1.9.4, Nr. 2.6 und Nr. 9.2 eingefügt durch § 1 Nr. 4 der 88. Änderung der DienstVO 

Erl. 15: Nr. 10.2-10.2.2 angefügt durch § 1 der 90. Änderung der DienstVO 

Erl. 16. Nr. 10.3 angefügt m. W. v. 01.01.2019 durch die 91. Änderung der DienstVO 
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Anlage 2 

(zu §§ 15 und 15a) 
Entgeltordnung zur DienstVO 

– Kircheneigene Tätigkeitsmerkmale – 
 

A. Mitarbeiterinnen im kirchenmusikalischen Dienst  

B. Sekretärinnen � Erl. 3 

C. Diakoninnen 

D. Küsterinnen, Kirchenvögtinnen, Kirchendienerinnen 

E. Pfarrverwalterinnen/Pfarrdiakoninnen, Pfarrerinnen 

F. Haus- und Wirtschaftspersonal 

G. Hausdamen in Predigerseminaren und ähnlichen Einrichtungen 

H. Sozialsekretärinnen  

I. Mitarbeiterinnen an Familienbildungsstätten 

J. Dozentinnen an landeskirchlichen Aus- und Fortbildungseinrichtungen, Studienleite-
rinnen an der Evangelischen Akademie Loccum 

K. Kirchenkreis-(Propstei-)sozialarbeiterinnen 

L. Sonstige Mitarbeiterinnen im übergemeindlichen Dienst 

M. Mitarbeiterinnen im ambulanten Pflegedienst  

N. Mitarbeiterinnen in der Haus- und Familienpflege 

O. Rechnungsführerinnen in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 

P. Fundraiserinnen 

Erl. 1: Anlage 2 (Abschnitt A) m.W.v. 1.7.2010 eingefügt gem. § 1 Nr. 4 der 68. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Abschnitte B bis P angefügt m.W.v. 1.1.2012 gem. § 1 Nr. 6 der 75. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Angabe zu Abschnitt B. m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. a der 78. Änderung der DienstVO  
 
 

Vorbemerkungen zu allen Tätigkeitsmerkmalen ��Erl. 1 
 
1. Für die kircheneigenen Tätigkeitsmerkmale werden Entgeltgruppen des TV-L zugrunde gelegt. 
 
2. Bei der Eingruppierung nach dieser Entgeltordnung finden die Vorbemerkungen zu allen Teilen 

der Entgeltordnung zum TV-L (Anlage A zum TV-L) und die Protokollerklärungen zum Teil I der 
Entgeltordnung zum TV-L entsprechende Anwendung. 

 
3. (1) Anerkannte Ausbildungsberufe sind die nach dem Berufsbildungsgesetz staatlich aner-

kannten oder als staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsberufe. 

(2) Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung mit einer be-
stimmten Ausbildungsdauer als Anforderung bestimmt, ist als Ausbildungsdauer die in der je-
weiligen Ausbildungsordnung (§ 5 Berufsbildungsgesetz, § 26 Handwerksordnung) festgelegte 
Ausbildungsdauer maßgeblich, ohne dass es auf die tatsächliche Dauer der Ausbildung an-
kommt. ��Erl. 2  

Erl. 1: Die bisher einzige Vorbemerkung wird m.W.v. 1.1.2012 Nr. 1 und Vorbemerkung Nr. 2 wird angefügt 
gem. § 1 Nr. 8 der 76. Änderung der DienstVO   

Erl. 2: Nr. 3 m.W.v. 1.9.2014 angefügt durch § 1 Nr. 5 Buchst. b der 78. Änderung 
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A. Mitarbeiterinnen im kirchenmusikalischen Dienst  ��Erl. 1 

Entgeltgruppe 2 

1. Kirchenmusikerinnen ohne Kirchenmusikprüfung  

Entgeltgruppe 4 

2. Kirchenmusikerinnen mit D-Kirchenmusikprüfung 

Entgeltgruppe 6 

3. Kirchenmusikerinnen mit C-Kirchenmusikprüfung 

4. Kirchenmusikerinnen mit A- oder B-Kirchenmusikprüfung3) auf C-Stellen 1) ��Erl. 2 

Entgeltgruppe 11 

5. Kirchenmusikerinnen mit B-Kirchenmusikprüfung3) auf B-Stellen 1) 4) ��Erl. 2, 3 

6. Kirchenmusikerinnen mit A-Kirchenmusikprüfung3) auf B-Stellen 1) 4) ��Erl. 2, 3  

7. Landesposaunenwartinnen, soweit nicht höher eingruppiert  

Entgeltgruppe 13 

8. Kirchenmusikerinnen mit A-Kirchenmusikprüfung3) auf A-Stellen 1) 2) 4) ��Erl. 2, 3 

9. Landesposaunenwartinnen mit herausgehobener Tätigkeit in der Fachaufsicht 

Entgeltgruppe 14 

10. Kirchenmusikerinnen mit besonderen Funktionen, soweit nicht höher eingruppiert  

Entgeltgruppe 15 

11. Kirchenmusikerinnen mit besonderen Funktionen  

Anmerkungen: ��Erl. 4 

1) Bei der Übertragung von Aufgaben einer Kreis-(Propstei-)kantorin erhält die Kirchenmusi-
kerin eine Funktionszulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Tabellenent-
gelt der Entgeltgruppe 11 Stufe 3 und dem Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 12 Stufe 3.  

2) Kirchenmusikerinnen in Stellen von besonderer Wichtigkeit für die jeweilige beteiligte Kir-
che erhalten eine Funktionszulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Tabel-
lenentgelt der Entgeltgruppe 11 Stufe 3 und dem Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 12 
Stufe 3. Die besondere Wichtigkeit wird durch die zuständige oberste Behörde festgesetzt. 

3) Eine B-Kirchenmusikprüfung liegt auch vor, wenn das Studium der Kirchenmusik mit einer 
Bachelorprüfung beendet worden ist. Eine A-Kirchenmusikprüfung liegt auch vor, wenn 
das Studium der Kirchenmusik mit einer Masterprüfung beendet worden ist. 

4) Diese Kirchenmusikerinnen tragen in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hanno-
vers die Dienstbezeichnung Kantorin. ��Erl. 3 

Erl. 1: Abschnitt A eingefügt m.W.v. 1.7.2010 durch § 1 Nr. 4 der 68. Änderung  

Erl. 2: Fußnotenhinweis „3)” und Fußnote 3 eingefügt m.W.v. 28.06.2013 gem. § 1 Nr. 8 Buchst. b  
der 76. Änderung der DienstVO   

Erl. 3: Fußnotenhinweis „4)” eingefügt und Anmerkung „4)” angefügt m.W.v. 1.9.2014 gem. § 1 Nr. 5 
 Buchst. c) cc)  der 78. Änderung der DienstVO   

Erl. 4: Überschrift m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. c) bb) der 78. Änderung der DienstVO   
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B. Sekretärinnen ��Erl. 1 
 

I. Sekretärinnen in Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Propsteien und Kirchen-
verbänden  

Entgeltgruppe 4  

 1. Gemeindesekretärinnen, Pfarramtssekretärinnen, Sekretärinnen in Kirchenkreisen, 
Kirchenverbänden und deren Einrichtungen  

 2. Sekretärinnen in Kirchenämtern und Kirchenkreisämtern  

Entgeltgruppe 5 

 3. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfor-
dert1)  

 4. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 2, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfor-
dert  

 5. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1 mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem 
einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von min-
destens drei Jahren mit entsprechender Tätigkeit 

6.  Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 2 mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem 
einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von min-
destens drei Jahren mit entsprechender Tätigkeit 

 7. Kirchenbürosekretärinnen in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg  

Entgeltgruppe 6 

 8. Ephoralsekretärinnen, Propsteisekretärinnen, Sekretärinnen der Leitung von Kir-
chenkreisen und Kirchenkreisverbänden  

 9. Kirchenbürosekretärinnen in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg, denen Aufgaben der 
Friedhofsverwaltung übertragen sind 

 10. Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 1, 3 und 5, denen im Umfang von mindestens 
25 v.H. der Gesamttätigkeit Aufgaben in der Friedhofsverwaltung übertragen sind, 
die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordern 

 11. Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 4 und 6, die mindestens im Umfang von 25 v.H. 
der Gesamttätigkeit selbstständig verantwortungsvolle Aufgaben erfüllen  

Entgeltgruppe 7 

 12. Ephoralsekretärinnen,  
Sekretärinnen der Leitung von Kirchenkreisen und Kirchenkreisverbänden2),  

die in erheblichem Umfang selbstständig verantwortungsvolle Aufgaben erfüllen, in 
Vertrauensstellungen von besonderer Bedeutung  

Anmerkungen: 
1) Gründliche Fachkenntnisse sind erforderlich, wenn z.B.  

-  Tätigkeiten der Kirchenbuchführung oder  
-  Tätigkeiten der Verwaltung einer  Zahlstelle, 
übertragen sind.  

2) Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt nicht für die Kirchenkreissekretärinnen in der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg. 

II. Sekretärinnen in anderen Dienststellen 

Entgeltgruppe 4  

1. Sekretärinnen  
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Entgeltgruppe 5 

2. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfor-
dert  

3. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1 mit abgeschlossener Berufsausbildung in einem 
einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindes-
tens drei Jahren mit entsprechender Tätigkeit 

Entgeltgruppe 6 

4. Mitarbeiterinnen der Fallgruppen 2 und 3, die in erheblichem Umfang selbstständig 
verantwortungsvolle Aufgaben erfüllen, in Vertrauensstellungen von besonderer Be-
deutung 

Entgeltgruppe 7 

5. Sekretärinnen, die für Referatsleiter und Referatsleiterinnen im Landeskirchenamt 
Hannover oder für Stelleninhaber und Stelleninhaberinnen mit vergleichbaren Aufga-
ben tätig sind  

Entgeltgruppe 8  

6. Sekretärinnen der Landessuperintendenten und Landessuperintendentinnen, der Ab-
teilungsleiter und Abteilungsleiterinnen im Landeskirchenamt Hannover, der Abtei-
lungsleiter und Abteilungsleiterinnen im Landeskirchenamt Wolfenbüttel, der Dezer-
nenten und Dezernentinnen im Oberkirchenrat Oldenburg,  

Sekretärin der Leiterin oder des Leiters der Geschäftsstelle der Konföderation evan-
gelischer Kirchen in Niedersachsen  

7. Sekretärin des Bischofs oder der Bischöfin der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Entgeltgruppe 9 

8. Sekretärinnen des Landesbischofs oder der Landesbischöfin der Ev.-luth. Landeskir-
che in Braunschweig, des Landesbischofs oder der Landesbischöfin der Ev.-luth. Lan-
deskirche Hannovers, des Präsidenten oder der Präsidentin des Landeskirchenamtes 
Hannover 

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 
und 6) 

Erl. 1: Abschnitt B m.W.v. 1.9.2014 in der Neufassung gem. § 1 Nr. 5 Buchst. d der 78. Änderung  
der DienstVO  

Überleitungsregelungen zur Neufassung des Abschnitts B (§ 2 der 78. Änderung der DienstVO): 

Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis über den 31. August 2014 hinaus fort-
besteht, gilt Folgendes:   

1. 1Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ab dem 1. September 2014 in einer niedrigeren Entgelt-
gruppe als der bisherigen eingruppiert sind, bleibt die bisherige Entgeltgruppe für die Dauer der 
unverändert auszuübenden Tätigkeit erhalten. 2Eine bisher gewährte Funktionszulage wird für die 
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit unverändert weitergezahlt.   

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ab dem 1. September 2014 in derselben Entgeltgruppe ein-
gruppiert bleiben und bisher eine Funktionszulage erhalten haben, erhalten diese Funktionszulage 
für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit unverändert weiter.  

3. 1Sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab dem 1. September 2014 in einer höheren als der bisheri-
gen Entgeltgruppe eingruppiert, entfallen zum Zeitpunkt der Höhergruppierung alle als Besitzstand 
gewährten Zulagen. 2Liegt das neue Tabellenentgelt unter dem bisherigen Entgelt, so erhält der 
Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin eine Besitzstandszulage. 3Die Besitzstandszulage bemisst sich 
nach der Differenz zwischen dem auf Grund der neuen Eingruppierung maßgeblichen neuen Tabel-
lenentgelt gemäß § 17 Abs. 4 TV-L zuzüglich etwaiger Zulagen nach Anlage 2 der Dienstvertrags-
ordnung und dem bisherigen Tabellenentgelt zuzüglich der bislang als Besitzstandszulage gezahlten 
Zulagen. 4Die persönliche Zulage nimmt an den allgemeinen Entgeltanpassungen teil; sie verringert 
sich beim Erreichen einer höheren Entgeltstufe um den entsprechenden Erhöhungsbetrag. 5Ändert 
sich die auszuübende Tätigkeit und entspricht nicht mehr dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal, ent-
fällt die Besitzstandszulage.   

4. Eine Besitzstandszulage nach § 1 ARR-Ü-Konf bleibt unberührt.  
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C. Diakoninnen1) ��Erl. 2 

Entgeltgruppe 6  

1. Diakoninnen im Anerkennungsjahr oder in der Anerkennungszeit ��Erl. 2 

Entgeltgruppe 8  

2. Diakoninnen in der Aufbauausbildung ��Erl. 2 

Entgeltgruppe 9 

3. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstellungsvoraussetzungen erfüllen, 
mit entsprechender Tätigkeit, soweit nicht höher eingruppiert  ��Erl. 1, 2 

4. Sonstige Mitarbeiterinnen mit geeignetem theologischen oder religionspädagogischen 
Abschluss, denen in Vakanz- und Vertretungsfällen Aufgaben der Konfirmandenarbeit 
übertragen sind 5) ��Erl.  2 

Entgeltgruppe 10 

5. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstellungsvoraussetzungen erfüllen 
und über eine Doppelqualifizierung (doppelter Bachelorabschluss oder zwei Bachelorab-
schlüsse) verfügen 2)  ��Erl. 1, 2 

6. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstellungsvoraussetzungen erfüllen, 
mit gemeindeübergreifenden Tätigkeiten 3) 4)  ��Erl. 1, 2 

7. Sonstige Mitarbeiterinnen mit abgeschlossenem theologischem oder pädagogischem 
Hochschulstudium und geeigneter theologischer oder religionspädagogischer Qualifikati-
on, denen in Vakanz- und Vertretungsfällen Aufgaben der Konfirmandenarbeit übertra-
gen sind 5) ��Erl. 2 

Entgeltgruppe 11 ��Erl. 2 

 8. Diakoninnen in der Anstellungsträgerschaft der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg, denen 
vielfältige Koordinierungsaufgaben innerhalb einer Region sowie Schwerpunktaufgaben 
für Jugendarbeit in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg übertragen sind, mit mindestens 
zweijähriger Berufserfahrung  

9. Diakoninnen, die die landeskirchlich festgelegten Anstellungsvoraussetzungen erfüllen, 
denen auf Dauer besonders schwierige, verantwortungsvolle oder vielfältige Koordinie-
rung erfordernde Aufgaben übertragen sind 6) 7) ��Erl.  2 

Entgeltgruppe 12  

10. Diakoninnen der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 9, deren Tätigkeit sich durch das Maß der 
Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 9 heraushebt 8)  

Anmerkungen: 

1) Weiterführende Eingruppierungsmerkmale finden sich in Abschnitt L.  

2) Hierunter fallen nur Bachelorabschlüsse oder entsprechende Abschlüsse in den Studien-
gängen Religionspädagogik, Gemeindepädagogik, Sozialpädagogik und Soziale Arbeit. 
��Erl. 1, 2  

3) 1Gemeindeübergreifende Tätigkeiten sind z. B. ��Erl. 1, 2 

a) Tätigkeiten, die bei mehr als einem Rechtsträger wahrzunehmen sind,  

b) koordinierende Aufgaben, die für mehr als einen Rechtsträger wahrzunehmen sind.  
2Rechtsträger im Sinne des Satzes 1 ist jede kirchliche Körperschaft des öffentlichen 
Rechts.  

4) Werden die für die Eingruppierung maßgeblichen kirchlichen Rechtsträger im Sinne der 
Anmerkung Nr. 3 rechtlich zusammengelegt, bleibt der Diakonin die bisherige Entgelt-
gruppe erhalten, solange das bisherige Tätigkeitsmerkmal ohne Berücksichtigung der Zu-
sammenlegung weiterhin erfüllt wäre. ��Erl. 2 

5) Über das Vorliegen einer geeigneten theologischen oder religionspädagogischen Qualifika-
tion entscheidet die oberste Dienstbehörde. ��Erl. 2 

6) z. B.  
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- Diakoninnen mit Aufgaben für den Bereich eines Sprengels oder mit abgeschlossener 
zusätzlicher Spezialausbildung, sofern ihnen eine entsprechende Tätigkeit übertragen 
ist. Es kommen nur Spezialausbildungen in Betracht, die von der zuständigen obersten 
Behörde anerkannt und durch einen mindestens einjährigen Lehrgang oder in einer 
mindestens zweijährigen berufsbegleitenden Ausbildung vermittelt worden sind,  

- Diakoninnen in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers in der Tätigkeit von Kirchenkreis-
jugendwartinnen, denen die Konzeption und die Geschäftsführung der Jugendarbeit im 
Kirchenkreis übertragen ist, nach Abschluss der Weiterbildung für Kirchenkreisjugend-
wartinnen in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, ��Erl. 2  

- Diakoninnen in der Krankenhausseelsorge oder Gefängnisseelsorge, denen ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag im Sinne des Seelsorgegeheimnisgesetzes der EKD erteilt 
ist, ��Erl. 2 

- Diakoninnen, die durch ausdrückliche Anordnung zur Beauftragten für das 
Ehrenamtlichenmanagement in einem Kirchenkreis oder Kirchenkreisverband bestellt 
sind, nach Abschluss der Weiterbildung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers für das 
Ehrenamtlichenmanagement. ��Erl. 2 

7) Kirchenkreisjugendwartinnen, denen die Geschäftsführung der Ev. Jugend in einem 
Sprengel der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers übertragen ist, erhalten eine monatliche 
Zulage in Höhe von 12 v.H. der Entgeltgruppe 11 Stufe 2. ��Erl. 2 

8) z. B. als Leiterin der Telefonseelsorgeeinrichtung.  

Erl. 1: m.W.v. 1.1.2016  
• bisherige Fallgruppe 2 ersetzt durch Fallgruppe 2a gem. § 1 Nr. 2a,  
• neue Fallgruppen 2b und 2c eingefügt gem. § 1 Nr. 2b, 
• Anmerkungen 5 und 6 angefügt gem. § 1 Nr. 2d,  
der 79. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Neufassung des Abschnitts C m.W.v. 1.1.2016 gem. § 1 Nr. 2 der 85. Änderung der DienstVO 
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D. Küsterinnen, Kirchenvögtinnen, Kirchendienerinnen  

Entgeltgruppe 4  

1. Küsterinnen, Kirchenvögtinnen, Kirchendienerinnen  

Entgeltgruppe 5 

2. Küsterinnen, Kirchenvögtinnen, Kirchendienerinnen, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Vielseitigkeit und Schwierigkeit des Arbeitsbereiches aus der Fallgruppe 1 wesentlich her-
aushebt  

2a. Küsterinnen, Kirchenvögtinnen, Kirchendienerinnen mit erfolgreich abgeschlossener Aus-
bildung in einem einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren, wenn ihnen kleinere Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten 
übertragen sind ��Erl. 1 

Entgeltgruppe 6 

3. Küsterinnen, die in Kirchen von besonderer Bedeutung in kunstgeschichtlicher oder sons-
tiger Hinsicht herausragende Leistungen erbringen. Der Kreis dieser Kirchen wird von der 
zuständigen obersten Behörde abschließend festgelegt 

 

Anmerkung zu Abschnitt D: ��Erl. 2  

Küsterinnen, die von der obersten Behörde als Fachberaterinnen berufen sind, erhalten für die 
Dauer der Fachberatertätigkeit eine monatliche Zulage in Höhe von 7,5 v.H. der Entgeltgruppe 
4 Stufe 2. Die Zulage nimmt an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. § 24 Absatz 2 TV-L fin-
det keine Anwendung. 

Erl. 1: Fallgruppe 2a eingefügt m.W.v. 01.10.2013 gem. § 1 Nr. 2 der 77. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: bisherige Fußnote aufgehoben und Anmerkung eingefügt m.W.v. 28.06.2013 gem. § 1 Nr. 8 Buchst. c 
der 76. Änderung der DienstVO 

 
 
E. Pfarrverwalterinnen/Pfarrdiakoninnen, Pfarrerinnen  
 

I. Pfarrverwalterinnen/Pfarrdiakoninnen 

Entgeltgruppe 10  

1. Pfarrverwalterinnen/Pfarrdiakoninnen während der Probezeit   

Entgeltgruppe 13 

2. Pfarrverwalterinnen/Pfarrdiakoninnen mit entsprechender Tätigkeit nach Abschluss 
der Probezeit   

Anmerkung zu Nummer 2:   ��Erl. 1 

Nach Ablauf von 6 Jahren in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 13 erhält die Mitarbeiterin 
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Entgeltgruppe 13 Stufe 5 
und der Entgeltgruppe 14 Stufe 5. 

II. Pfarrerinnen 

Entgeltgruppe 13 

  Pfarrerinnen mit entsprechender Tätigkeit   

Anmerkung:   ��Erl. 1 

Nach Ablauf von 6 Jahren in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 13 erhält die Mitarbeiterin eine 
Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Entgeltgruppe 13 Stufe 5 und der 
Entgeltgruppe 14 Stufe 5. 

Erl. 1: Anmerkung angefügt m.W.v. 1.1.2016 gem. § 1 Nr. 9 der 80. Änderung der DienstVO 
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F. Haus- und Wirtschaftspersonal  
 

Vorbemerkung 
 

Für Haus- und Wirtschaftspersonal gilt Anlage A Teil II Abschnitt 25.4 zum TV-L, soweit im 
Folgenden nichts anderes geregelt ist.  

 
Entgeltgruppe 4 

1. Wirtschafterinnen mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit  

Entgeltgruppe 5 

2. Wirtschafterinnen der Fallgruppe 1 in Stellen von besonderer Verantwortung, z. B. bei Al-
leinbewirtschaftung eines Heimes 

 

G. Hausdamen in Predigerseminaren und ähnlichen Einrichtungen  
 
Entgeltgruppe 5  

1. Hausdamen  
 

Entgeltgruppe 9 

2. Hausdamen mit einer ihren Aufgaben entsprechenden Vorbildung  

(Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6) 

3. Hausdamen der Fallgruppe 2 in Stellen mit besonderer Verantwortung 
 

H. Sozialsekretärinnen 
 
Entgeltgruppe 6  

1. Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung in der Tätigkeit von Sozialsekretä-
rinnen  

 
Entgeltgruppe 8 

2. Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 nach dem ersten Jahr der berufsbeglei-
tenden Qualifizierung1) ��Erl. 1 

 
Entgeltgruppe 9 

3. Sozialsekretärinnen mit Prüfung als Sozialsekretärin und entsprechender Tätigkeit 

4. Sozialsekretärinnen mit einer anderen als gleichwertig anerkannten Qualifikation2), die 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, sowie Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben 

 
Fußnoten: 

1) Eine der Tätigkeit einer Sozialsekretärin förderliche kirchliche oder gesellschaftspolitische 
berufsbegleitende Qualifizierung liegt vor, wenn sie in anerkannten Seminaren/Lehrgängen 
vermittelt worden ist. Bietet der Anstellungsträger diese Seminare/Lehrgänge nicht inner-
halb von zwei Jahren an, gilt die Qualifizierung als vorhanden.  

2)  Als gleichwertige Qualifikation gilt z. B. der Abschluss der Ausbildung zur Diakonin oder So-
zialarbeiterin. 

Erl. 1: Fgr. 2 m.W.v. 1.1.2012 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. e der 78. Änderung der DienstVO 
 



 
DienstVO  Anlage 2 Abschn. I 
 

 

  - 75 - 91. Änderung der DienstVO 
   (Bearbeitungsstand:  24. Januar 2019) 

I. Mitarbeiterinnen an Familienbildungsstätten 
 
Entgeltgruppe 6  

 1. Pädagogische Mitarbeiterinnen1) mit abgeschlossener Berufsausbildung  
 

Entgeltgruppe 8 

 2. Pädagogische Mitarbeiterinnen1) mit abgeschlossener Fachschulausbildung sowie sonsti-
ge Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent-
sprechende Tätigkeiten ausüben  

 3. Pädagogische Mitarbeiterinnen1) mit Meisterprüfung2) oder einer gleichwertigen Prüfung 
sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Er-
fahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben 

 
Entgeltgruppe 9  

 4. Pädagogische Mitarbeiterinnen1) mit einem ihrer Tätigkeit entsprechenden Fachhoch-
schulabschluss und staatlicher Anerkennung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus-
üben 

 
Entgeltgruppe 10  

 5. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit bis zu 
4.500 Unterrichtsstunden jährlich3)  

 6. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als stellvertretende Leiterinnen von Familienbildungs-
stätten mit mehr als 4.500 bis zu 7.500 Unterrichtsstunden jährlich3) 

 
Entgeltgruppe 11  

 7. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit mehr 
als 4.500 bis zu 7.500 Unterrichtsstunden jährlich3)   

 8. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als stellvertretende Leiterinnen von Familienbildungs-
stätten mit mehr als 7.500 bis zu 10.500 Unterrichtsstunden jährlich3) 

 
Entgeltgruppe 12  

 9. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit mehr 
als 7.500 bis zu 10.500 Unterrichtsstunden jährlich3)  

 10. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als stellvertretende Leiterinnen von Familienbildungs-
stätten mit mehr als 10.500 Unterrichtsstunden jährlich3)  

 
Entgeltgruppe 13  

 11. Pädagogische Mitarbeiterinnen1) mit einer ihrer Tätigkeit entsprechenden abgeschlosse-
nen wissenschaftlichen Hochschulbildung sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben als 
Leiterinnen von Familienbildungsstätten mit mehr als 10.500 Unterrichtsstunden jähr-
lich3)  

 
Fußnoten: 

1) Die Tätigkeit der pädagogischen Mitarbeiterin wird durch lehrende, beratende und planen-
de Funktion bestimmt; Verwaltungsaufgaben können hinzutreten. 

2)  Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3 mit Meisterprüfung oder einer gleichwertigen Prüfung 
erhalten eine Meisterzulage von 38,35 Euro monatlich. 

3. Die Unterrichtsleistung wird bezogen auf die gesamte Familienbildungsstätte einschließlich 
Außenstellen. Die durch Honorarkräfte geleisteten Unterrichtsstunden zählen bei der Un-
terrichtsleistung mit. Die geforderten Stundenzahlen beziehen sich auf den Mittelwert aus 
den im zurückliegenden Jahr geleisteten und nach der Planung für das laufende Jahr vor-
gesehenen Unterrichtsstunden. 
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J. Dozentinnen an landeskirchlichen Aus- und Fortbildungseinrichtungen1), Studienlei-
terinnen an der Evangelischen Akademie Loccum  
 
Entgeltgruppe 12  

1. Dozentinnen und Praxisanleiterinnen mit entsprechender Tätigkeit   
 

Entgeltgruppe 13 

2. (aufgehoben) ��Erl. 1  

3. Dozentinnen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung3), Studienleiterin-
nen��Erl. 5 an der Evangelischen Akademie Loccum mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung3) mit entsprechender Tätigkeit ��Erl. 2, 3   

 
Entgeltgruppe 14 

4. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Fallgruppe 3 heraushebt ��Erl. 2  

 
Entgeltgruppe 15 

5. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3 in besonderen Fällen2)  
 

Anmerkungen: ��Erl. 4  

1) Landeskirchliche Aus- und Fortbildungseinrichtungen im Sinne dieser Tätigkeitsmerkmale 
sind das Religionspädagogische Institut der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, das Evan-
gelische Zentrum für Gottesdienst und Kirchenmusik in Hildesheim und die Evangelische 
Akademie in Rastede.  

2)  Ein besonderer Fall liegt vor, wenn eine Dozentin eine Tätigkeit ausübt, die in der Landes-
kirche üblicherweise Kirchenbeamtinnen oder Pfarrerinnen übertragen wird, und wenn ei-
ne Kirchenbeamtin oder Pfarrerin in dieser Tätigkeit nach Besoldungsgruppe A 15 besol-
det würde.  

3)  Ein abgeschlossenes Studium für das Lehramt an Realschulen ist der abgeschlossenen 
wissenschaftlichen Hochschulbildung gleichgesetzt. ��Erl. 4  

Erl. 1: Fgr. 2 m.W.v. 1.9.2014 aufgehoben durch § 1 Nr. 5 Buchst. f der 78. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: Fgr. 3 und 4 m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. f der 78. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Anm. Nr. 3 m.W.v 1.9.2014 angefügt durch § 1 Nr. 5 Buchst. f der 78. Änderung der DienstVO  

Erl. 4: Überschrift m.W.v 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. f der 78. Änderung der DienstVO 

Erl. 5: Fgr. 3 berichtigt m.W.v. 1.1.2017 gem. § 1 Nr. 8 der 83. Änderung der DienstVO 
 

K. Kirchenkreis-(Propstei-)sozialarbeiterinnen  
 
Entgeltgruppe 10  

Kirchenkreis-(Propstei-)sozialarbeiterinnen   
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L. Sonstige Mitarbeiterinnen im übergemeindlichen Dienst ��Erl. 1 
 
Entgeltgruppe 10  

1. Medienberaterinnen1) mit Aufgaben für den Bereich eines Sprengels oder der Landeskir-
che, Bildungsreferentinnen2), Bildungsreferentinnen in der Evangelischen Erwachsenenbil-
dung3), Diakoninnen und Gemeindepädagoginnen auf landeskirchlicher Ebene2), soweit 
nicht höher eingruppiert ��Erl. 1 

 
Entgeltgruppe 11  

2. Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1 heraushebt ��Erl. 1 

 
 Entgeltgruppe 12  

3. Mitarbeiterinnen der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich durch das Maß 
der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt ��Erl. 1 

 
Entgeltgruppe 13 

4. Landesgeschäftsführerin des Landesjugendpfarramtes, Landesjugendwartin, Beauftragte 
für Diakone und Diakoninnen sowie andere Mitarbeiterinnen mit herausgehobenen Lei-
tungsaufgaben für den Bereich der Landeskirche ��Erl. 1 

 

Anmerkungen: 

1) Gilt nur für Medienberaterinnen, die medienpädagogisch in der Beratung und in der Aus-
bildung von haupt- und nebenberuflichen sowie ehrenamtlichen Mitarbeitern im Bereich 
eines Sprengels oder der Landeskirche eingesetzt sind und die mindestens über eine ab-
geschlossene Fachhochschulausbildung als Medienpädagogin oder über eine vergleichbare 
Ausbildung verfügen.  

2)  in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers und in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg. ��Erl. 1 

3. Gilt nur für Referentinnen mit einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. Diakonin) und 
entsprechender Tätigkeit sowie für sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

Erl. 1: Neufassung des Abschnitts L m.W.v. 1.1.2016 gem. § 1 Nr. 2 der 85. Änderung der DienstVO 
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M. Mitarbeiterinnen im ambulanten Pflegedienst   

Vorbemerkungen  

1. Die Bezeichnung „Gesundheits- und Krankenpflegerin” umfasst auch die Bezeichnungen 
„Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin”.  

2. Die Bezeichnung „Gesundheits- und Krankenpflegehelferin” umfasst auch vergleichbare 
landesrechtlich geregelte Ausbildungen in der Gesundheits- und Krankenpflegehilfe.  

 
Entgeltgruppe KR 3a 

 1. Pflegehelferinnen mit entsprechender Tätigkeit  
 

Entgeltgruppe KR 4a 

 2. Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen sowie Altenpflegehelferinnen mit mindes-
tens einjähriger Ausbildung und Abschlussprüfung mit entsprechender Tätigkeit  

 
Entgeltgruppe KR 8a 

 3. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen sowie Altenpflegerinnen mit entsprechender Tä-
tigkeit  

(keine Stufe 1) 
 

Entgeltgruppe KR 9b  

 4. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3 mit einer Zusatzausbildung in der Gemeindekranken-
pflege/Gemeindealtenpflege als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/Sozialstation  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*))  
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO) ��Erl. 2 

 5. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3 mit mindestens dreijähriger Praxis in der Gemeinde-
krankenpflege/Gemeindealtenpflege als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/So-
zialstation  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*)) 
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO) ��Erl. 2 

 6. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Ver-
tretung von Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 7 oder 8 bestellt sind ��Erl. 2  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*))  
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO)  ��Erl. 2 

 
Entgeltgruppe KR 9c  

 7. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/ Sozialstati-
on mit mindestens sechs ständig unterstellten Pflegepersonen  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*))  
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO)  ��Erl. 2 

 8. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 5 als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/ Sozialstati-
on mit mindestens sechs ständig unterstellten Pflegepersonen  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*))  
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO) ��Erl. 2 
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 9. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 3, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Ver-
tretung von Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 10 oder 11 bestellt sind ��Erl. 1 

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 5 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 5 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*))  ��Erl. 2 
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO)   

 
Entgeltgruppe KR 9d ��Erl. 1 

 10. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 4 als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/ Sozialstati-
on mit mindestens zwölf ständig unterstellten Pflegepersonen  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 4 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 2 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*)) ��Erl. 2 
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO)   

 11. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 5 als Leitende Pflegefachkraft in einer Diakonie-/ Sozialstati-
on mit mindestens zwölf ständig unterstellten Pflegepersonen  

(keine Stufen 1 und 2, Stufe 4 nach 4 Jahren in Stufe 3, Stufe 5 nach 2 Jahren in Stu-
fe 4, keine Stufe 6*)) ��Erl. 2 
*)  „keine Stufe 6” m.W.v. 1.1.2018 gestrichen (§ 1 Nr. 5 der 88. Änderung der 
DienstVO)    

 
Anmerkungen: 

a) Pflegepersonen der Entgeltgruppen KR 3a bis KR 9d, die die Grund- und Behandlungspfle-
ge in Alten- und Pflegeheimen oder Diakonie-/Sozialstationen zeitlich überwiegend aus-
üben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von 46,02 Euro. 
��Erl. 1 

b) Pflegepersonen der Vergütungsgruppen KR 8a bis KR 9d, die als Stationspflegerinnen 
oder Pflegepersonen in anderen Tätigkeiten mit unterstellten Pflegepersonen eingesetzt 
sind, erhalten die Zulage nach Anmerkung a ebenfalls, wenn alle ihnen durch ausdrückli-
che Anordnung ständig unterstellten Pflegepersonen Anspruch auf eine Zulage nach An-
merkung a haben. Die Zulage steht auch Pflegepersonen zu, die durch ausdrückliche An-
ordnung als ständige Vertreterinnen einer nach Satz 1 Anspruchsberechtigten bestellt 
sind. ��Erl. 1  

c) Eine Zulage nach Anmerkung b wird nicht neben einer Zulage nach Anmerkung a ge-
währt. 

d) Der ständigen Unterstellung im Sinne der Tätigkeitsmerkmale ist die Koordination selb-
ständiger Pflegepersonen gleichgestellt.  

e) Die Zusatzausbildung nach Fallgruppe 4 muss mindestens 800 Unterrichtsstunden umfas-
sen. 

f) Ständige Vertreterinnen sind nicht die Vertreterinnen in Urlaubs- oder sonstigen Abwe-
senheitsfällen.  

g) Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Be-
reich beschäftigten Personen abhängt, 

aa) ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- oder Stellenplan 
zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind,  

bb) zählen teilzeitbeschäftigte Personen entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im 
Dienstvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbe-
schäftigten,  

cc) zählen Personen, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil 
ihrer Arbeitszeit in einem Bereich beschäftigt sind, entsprechend dem Verhältnis 
dieses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten, 

dd) bleiben Schülerinnen in der Krankenpflege und Krankenpflegehilfe sowie Personen, 
die sich in einer Ausbildung in der Altenpflege befinden, außer Betracht; für die Be-
rücksichtigung von Stellen, auf die diese Personen angerechnet werden, gilt Dop-
pelbuchstabe aa. 
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Erl. 1: Fallgruppen 6 und 9 sowie Anmerkungen a und b  m.W.v. 1.9.2014 i.d.F. nach § 1 Nr. 5 Buchst. g  
der 78. Änderung der DienstVO  

Erl. 2. Klammerzusatz m.W.v. 1.1.2018 i.d.F. gem. § 1 Nr. 5 der 88. Änderung der DienstVO 
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N. Mitarbeiterinnen in der Haus- und Familienpflege  
 
Entgeltgruppe 2  

1. Haus- und Familienpflegehelferinnen1) mit entsprechender Tätigkeit  
 

Entgeltgruppe 5 

2. Haus- und Familienpflegehelferinnen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die für 
die Tätigkeit förderlich ist2), und entsprechender Tätigkeit  

 
Entgeltgruppe 6 

3. Haus- und Familienpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung3) und entsprechender Tätig-
keit  

 
Fußnoten: 

1) Kenntnisse in Haushaltsführung und Kindererziehung sollen vorhanden sein. 

2) Als für die Tätigkeit förderlich gilt z. B. eine abgeschlossene Berufsausbildung in der Al-
tenpflege, Krankenpflege, Hauswirtschaft oder Sozialpädagogik. 

3) Der staatlichen Anerkennung steht in den Bundesländern, in denen diese nicht erteilt 
wird, die Fachausbildung mit Abschluss des Berufspraktikums gleich.  

 

O. Rechnungsführerinnen in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig  
 
Entgeltgruppe 5  

1. Rechnungsführerinnen  
 

Entgeltgruppe 6 

2. Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 1 mit abgeschlossener kaufmännischer Ausbildung oder 
Verwaltungsausbildung  
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P. Fundraiserinnen  
 
Entgeltgruppe 9  

1. Fundraiserinnen1) 

(Mitarbeiterinnen in dieser Fallgruppe erhalten eine monatliche Entgeltgruppenzulage in 
Höhe von 8,5 v. H. der Entgeltgruppe 9 Stufe 2) 

 
Entgeltgruppe 11 

2. Fundraiserinnen, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe 1 heraushebt 2) 

 
Entgeltgruppe 13 

3. Fundraiserinnen in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, denen z. B. die verantwortliche 
und selbständige Entwicklung, Durchführung und Evaluation für Spenden-, Stiftungs- und 
insbesondere Großspender- und Erbschaftsmarketing obliegt und die Schulungsprogram-
me, Marketingmaterialien, Multichannel-Konzepte (Marketing mit verschiedenen zeitglei-
chen Media-Kanälen) entwickeln; vorausgesetzt wird eine Tätigkeit, die ganz überwiegend 
verantwortungsvoll ist  

 
Fußnoten: 

1) Fundraiserinnen ohne Fundraising-Ausbildung (jedoch mit förderlicher Berufsausbildung) 
in Kirchengemeinde, Kirchenkreis, kirchlichem Förderverein oder Stiftung mit der Aufgabe 
der Beratung und Begleitung oder Durchführung von Fundraising-Aktionen. 

2) Fundraiserinnen mit abgeschlossener Ausbildung an der Fundraising Akademie Frankfurt, 
der Landeskirche Hannovers oder gleichwertiger Ausbildung und über die Aufgaben von 
Nr. 1 hinausgehender Aufgabe der Leitung des Fundraisings in einem Kirchenkreis [im 
Hinblick auf strategische Planung, Marketing, Databasemanagement, Schulung von 
Haupt- und Ehrenamtlichen, Neuspendergewinnung und Spenderbindung (Customer 
Relationship Marketing - CRM)]. 
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Anlage 3 

(zu § 2 Abs. 8) 
Ordnung zur Sicherung von Arbeitsplätzen  

im Bereich von Diakonie- und Sozialstationen 
 

Vorbemerkung 
 
Diakonie ist wesentliche Wesens- und Lebensäußerung der Kirche, Diakonie- und Sozialstationen 
wirken an deren Verwirklichung mit. Um dieses nicht zu gefährden, hat die Arbeits- und Dienst-
rechtliche Kommission mit Rücksicht auf die durch die finanziellen Schwierigkeiten im Bereich der 
kirchlichen ambulanten Pflegedienste notwendigen Einsparungen, verbunden mit der Feststellung, 
dass betriebsbedingte Kündigungen für viele Betroffene angesichts der Arbeitsmarktlage zur Lang-
zeitarbeitslosigkeit führen, die folgende Ordnung zur Ermöglichung der Verhinderung von Kündi-
gungen beschlossen.   
 

Nr. 1 
Dienstvereinbarung zur Arbeitsplatzsicherung 

1Zur Abwehr betriebsbedingter Kündigungen infolge einer festgestellten wirtschaftlichen Notlage 
kann für die Mitarbeiterinnen in Diakonie- und Sozialstationen in einer Dienstvereinbarung gemäß § 
37 des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über Mitarbei-
tervertretungen (Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) zwischen Dienststellenleitung und Mitarbei-
tervertretung festgelegt werden, dass die Personalkosten durch folgende vorübergehende Maß-
nahmen verringert werden:  

a) Absenkung oder Wegfall der Jahressonderzahlungen im Sinne des § 20 TV-L,  

b)  Minderung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bei gleichzeitiger 
Kürzung des Entgelts gemäß § 24 TV-L,  

c) Minderung des Entgelts nach § 15 TV-L sowie eventuell zu zahlender Zulagen und Zuschläge.  
2Durch Maßnahmen nach den Buchstaben a bis c darf die Absenkung der tariflich an sich zustehen-
den jährlichen Bezüge insgesamt eine Höhe von 10 vom Hundert nicht überschreiten.  

3Die Möglichkeit der Kürzung von Arbeitszeiten einzelner Mitarbeiterinnen durch einzelvertragliche 
Regelung bleibt unberührt.  
 

Nr. 2 
Voraussetzungen für den Abschluss  

einer Dienstvereinbarung nach Nummer 1 

(1) 1Voraussetzung für den Abschluss einer Dienstvereinbarung ist, dass die Dienststellenleitung 
der Mitarbeitervertretung vor Abschluss der Dienstvereinbarung die wirtschaftliche Notlage der Di-
akonie- und Sozialstation darlegt. 2Eine wirtschaftliche Notlage ist dann anzunehmen, wenn die 
Diakonie- und Sozialstation nicht in der Lage ist oder kurzfristig nicht in der Lage sein wird, aus 
den zustehenden kirchlichen Zuweisungen und den laufend erwirtschafteten Mitteln die laufenden 
Verpflichtungen einschließlich des Schuldendienstes zu erfüllen, und wenn dieses durch den zu-
ständigen Rechnungsprüfer, der regelmäßig die Einrichtung prüft, oder durch eine Wirtschaftsprü-
fung, auf die sich die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung geeinigt haben, festgestellt 
worden ist. 3Dieser Feststellung bedarf es nicht bei Einigkeit zwischen Dienststellenleitung und Mi-
tarbeitervertretung über das Vorliegen einer Notlage. 4Dienststellenleitung und Mitarbeitervertre-
tung haben vor Abschluss der Dienstvereinbarung unter Zugrundelegung eines Konzepts zur Über-
windung der wirtschaftlichen Notlage zu prüfen, ob die vorübergehende Personalkostenreduzierung 
nach dieser Ordnung vermieden werden kann.  
 
(2) Voraussetzung ist ferner, dass in die Dienstvereinbarung aufgenommen werden  

1. die Gründe, die zu den vereinbarten Maßnahmen nach Nummer 1 geführt haben,  

2. die Bildung eines gemeinsamen Ausschusses zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeiter-
vertretung, in dem laufend die Umsetzung des Konzepts zur Überwindung der wirtschaftlichen 
Notlage beraten wird, 

3. die Laufzeit der vereinbarten Maßnahmen nach Nummer 1; diese darf den Zeitraum von 
24 Monaten nicht überschreiten.  
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(3) 1Der Ausschuss nach Absatz 2 Nr. 2 kann zu den Sitzungen sachkundige Personen nach § 26 
Mitarbeitervertretungsgesetz hinzuziehen. 2Er hat während der Laufzeit zu prüfen, ob die verein-
barten Maßnahmen nach Nummer 1 notwendig bleiben.  
 

Nr. 3 
Kündigungsschutz 

1Für die Dauer der Laufzeit der Dienstvereinbarung sind betriebsbedingte Beendigungs- oder Ände-
rungskündigungen unzulässig. 

2Abweichend von Satz 1 ist eine betriebsbedingte Kündigung zulässig, wenn die Mitarbeiterin einen 
ihr nach Nummer 4 Abs. 2 bis 4 der Anlage 6 der Dienstvertragsordnung angebotenen Arbeitsplatz 
abgelehnt hat.  
 

Nr. 4 
Betriebsübergang 

Im Falle eines Betriebsübergangs nach § 613a BGB verliert die Dienstvereinbarung ihre Gültigkeit. 
 

Nr. 5 
Information der ADK 

Eine Ausfertigung der Dienstvereinbarung ist der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission zur 
Kenntnis zu übersenden. 
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Anlage 4 

(zu § 5 Nr. 1) 
Dienstvertrag 

 
Zwischen  ....................................  vertreten durch ............................. (Anstellungsträger) und 
Frau  ...................................  (im Folgenden Mitarbeiterin genannt), geboren am  ....................  
in ………………..... , ev.-luth. Bekenntnisses23, wird folgender Dienstvertrag geschlossen: 
 

§ 1 

Die Mitarbeiterin wird ab ...............................  

□  als vollbeschäftigte Mitarbeiterin   

□ als nicht vollbeschäftigte Mitarbeiterin mit ........ vom Hundert der regelmäßigen Arbeitszeit 

einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin (zzt.  .....  Stunden wöchentlich)  

□ auf bestimmte Zeit nach § 30 TV-L mit sachlichem Grund 24 

für die Zeit bis zum  .................................   *) 

für die Zeit  ............................................. **)  

□ auf bestimmte Zeit nach § 30 TV-L ohne sachlichen Grund  

für die Zeit bis zum  ........................... *)  

angestellt.  

  *) Datum des letzten Arbeitstages  
**) Bezeichnung des für die Beendigung maßgebenden Ereignisses  
 

§ 2 

(1) Für das Dienstverhältnis gelten das Mitarbeitergesetz vom 11. März 2000 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 92), die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 65) 
und die Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Bereich der 
Konföderation ev. Kirchen in Niedersachsen und der beteiligten Kirchen aufgrund der 61. Änderung 
der Dienstvertragsordnung vom 10. Juni 2008 und zur Regelung des Übergangsrechts vom 10. Juni 
2008 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 70) in der jeweils geltenden Fassung. ��Erl. 1 
 
(2)  Die Mitarbeiterin ist an Bekenntnis und Recht der  ..............................  
 (Landeskirche)  
gebunden.  

Sie ist in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Lebensführung dem Auftrag des Herrn verpflich-
tet, das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen. Den ihr anvertrauten Dienst hat sie treu und 
gewissenhaft zu leisten und sich zu bemühen, ihr fachliches Können zu erweitern. 
 
(3) Die Mitarbeiterin ist auch bei politischer Betätigung ihrem Auftrag verpflichtet; sie ist ihren 
Dienst allen Gemeindegliedern ohne Ansehen ihrer politischen Einstellung schuldig. Sie hat die 
Grenzen zu beachten, die sich hieraus für Art und Maß ihres politischen Handelns ergeben. Die Mit-
arbeiterin darf eine Körperschaft oder Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Wider-
spruch zu ihrem Auftrag tritt oder wenn sie durch die Unterstützung in der Ausübung ihres Dienstes 
wesentlich behindert wird.  
 
(4)  Die Mitarbeiterin hat ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahr-
nehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 
 

                                    
21)  

 Vgl. dazu: G 7/2014 - Kirchenmitgliedschaft als Anstellungsvoraussetzung  
Vgl. dazu:  G 11/1994 - Änderung mitarbeitergesetzlicher Bestimmungen  

22)  
 Vgl. dazu: G 2/2003 - Abschluss von befristeten Dienstverträgen  
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§ 3 

(1) Die Mitarbeiterin wird als  ......................................... 
  (Dienstbezeichnung) 

angestellt. Sie erhält ein Tabellenentgelt nach der Entgeltgruppe ... TV-L1) gemäß ��Erl. 2 

� Anlage 2 zur DienstVO Abschnitt … Unterabschnitt … Fallgruppe …  

� Anlage A zum TV-L Teil … Abschnitt … Unterabschnitt … Fallgruppe … 

------------------ 
1) Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder vom 12. Oktober 2006 
 
(2) Die Dienstobliegenheiten der Mitarbeiterin richten sich nach dem durch den Anstellungsträger 
übertragenen Aufgabenbereich und nach der erforderlichenfalls zu erlassenden Dienstanweisung 
oder Geschäftsanweisung. ��Erl. 2 
 

§ 4 

Die Probezeit beträgt  

□ sechs Monate (§ 2 Abs. 4, § 30 Abs. 4 TV-L) . 

□ sechs Wochen (Befristung des Dienstverhältnisses ohne sachlichen Grund,  

§ 30 Abs. 4 TV-L).  
 

§ 5 

Die zusätzliche Altersversorgung wird nach dem in der  ..............................  
  (Landeskirche) 
geltenden Recht gewährt. 
 

§ 6 

Besondere Vereinbarungen:   ..................................................................................................  
 

§ 7 

Dieser Dienstvertrag wird mit Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung wirksam.  
 
 
 .................................  ................................... 
 (Ort, Datum) (Ort, Datum)   
 
 Der Anstellungsträger: Die Mitarbeiterin:   

 (L.S.)  

 .................................  ...................................  
 (Unterschrift) (Unterschrift)   
 
 
  ..................................  
 (Unterschrift) 

Erl. 1: § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 und 3 m.W.v. 02.06.2010 geändert gem. § 1 Nr. 5 der 68. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 2: § 3 Abs. 1 Satz 2 i.d.F. gem. § 1 Nr. 7 der 75. Änderung der DienstVO, die bisherigen Absätze 2 und 3 
wurden gestrichen, der bisherige Absatz 4 wurde neuer Absatz 2  

Anlage 4a ��Erl. 1 

Erl. 1: Anlage 4a m.W.v. 1.1.2012 aufgehoben gem. § 1 Nr. 9 der 75. Änderung der DienstVO 
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Anlage 5 

(zu § 5 Nr. 1) 
Nachtrag zum Dienstvertrag 

 
Zwischen  …................................  vertreten durch …............................ (Anstellungsträger) und 
Frau ......................................  (im Folgenden Mitarbeiterin genannt), geboren am  ................  
in  ................... , wird mit Wirkung vom  ................  folgender  .....  Nachtrag zum Dienstvertrag 
vom  .........  geschlossen:  

§ 1 

Die Mitarbeiterin erhält ein Tabellenentgelt nach der Entgeltgruppe ... TV-L1) gemäß ��Erl. 1  

� Anlage 2 zur DienstVO Abschnitt … Unterabschnitt … Fallgruppe …  

� Anlage A zum TV-L Teil … Abschnitt … Unterabschnitt … Fallgruppe … 

------------------ 
1) Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder vom 12. Oktober 2006 

Erl. 1: Absatz 1 i.d.F. gem. § 1 Nr. 8 der 75. Änderung der DienstVO, die bisherigen Absätze 2 und 3 wurden 
gestrichen  

 

§ 2 

Sonstige Vertragsänderungen:   ..............................................................................................  
 

§ 3 

Dieser Nachtrag zum Dienstvertrag wird mit Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung wirk-
sam. 
 
 
 .................................  ................................... 
 (Ort, Datum) (Ort, Datum)   
 
 Der Anstellungsträger: Die Mitarbeiterin:   

 (L.S.)  

 .................................  ...................................  
 (Unterschrift) (Unterschrift)   
 
 
  ..................................  
 (Unterschrift) 

Anlage 5a ��Erl. 1 

Erl. 1: Anlage 5a m.W.v. 1.1.2012 aufgehoben gem. § 1 Nr. 9 der 75. Änderung der DienstVO  
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Anlage 6 

(zu § 2 Abs. 5) 
 

Ordnung zur Sicherung der Mitarbeiterinnen bei Rationalisierungsmaßnahmen  
und Einschränkungen von Einrichtungen 25 

Vorbemerkung 

1Bei der Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen und anderen Einschränkungen – insbe-
sondere der Aufgabe von Arbeitsbereichen und Tätigkeitsfeldern sowie Teilen von ihnen – sind die 
sich aus dem Dienstverhältnis ergebenden Belange der Mitarbeiterinnen zu berücksichtigen und 
soziale Härten möglichst zu vermeiden. 2Dabei sind die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Anstel-
lungsträger zu beachten. 3Diesem Ziel dienen die nachstehenden Vorschriften; sie gelten anstelle 
des Tarifvertrages über den Rationalisierungsschutz für Angestellte –Bund, TdL, VKA- und des Ta-
rifvertrages über den Rationalisierungsschutz für Arbeiter des Bundes und der Länder. 
 

Nr. 1 
Geltungsbereich 

1Diese Ordnung gilt für die Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis gemäß § 2 Abs. 1 der Dienst-
vertragsordnung unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Län-
der (TV-L) fällt. 2Sie gilt nicht für die Fälle des Betriebsübergangs nach § 613a BGB. 
 

Nr. 2 
Begriffsbestimmung 

(1) 1Maßnahmen im Sinne dieser Ordnung sind vom Anstellungsträger veranlasste  

a) erhebliche Änderungen von Arbeitstechniken oder wesentliche Änderungen der Arbeitsorganisa-
tion mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise oder  

b) Einschränkungen oder Aufgabe von Arbeitsbereichen und Tätigkeitsfeldern oder Teilen von die-
sen,  

wenn dies zu einem Wechsel der dienstvertraglich vereinbarten Beschäftigung, zu einer Änderung 
der Beschäftigungsbedingungen oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt. 2Satz 1 findet 
auch Anwendung, wenn die Maßnahme durch Entscheidungen im Rahmen der Stellenplanung ver-
anlasst wird. 
 
(2) Als Maßnahmen kommen insbesondere in Betracht:  

a) Stilllegung oder Auflösung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,   

b) Verlegung oder Ausgliederung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen, 

c) Zusammenlegung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen, 

d) Verlagerung von Aufgaben zwischen Dienststellen oder Einrichtungen, 

e) Einführung anderer Arbeitsmethoden und Verfahren, auch soweit sie durch Nutzung technischer 
Veränderungen bedingt sind,  

f) Verringerung des Stellenumfangs und Stellenaufhebung. 
 
Anmerkungen zu Nummer 2: 

1. 1Eine Maßnahme im Sinne der Absätze 1 und 2 liegt auch dann vor, wenn sich aus der begrenz-
ten Anwendung einzelner Änderungen zunächst zwar keine erheblichen bzw. wesentlichen Aus-
wirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung beabsichtigt ist, die erhebliche bzw. wesentliche 
Auswirkungen haben wird. 2Eine wesentliche Änderung, die für die gesamte Dienststelle oder 
Einrichtung nicht erheblich bzw. nicht wesentlich ist, kann jedoch für einen Teil der Dienststelle 
oder Einrichtung erheblich oder wesentlich sein. 3Ist die Änderung erheblich bzw. wesentlich, ist 
es nicht erforderlich, dass sie für mehrere Mitarbeiterinnen zu einer Änderung des Dienstvertra-
ges oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt. 4Eine wesentliche Änderung der Arbeits-
organisation kann auch vorliegen, wenn auf Grund von Dienstverträgen geleistete Arbeiten 
künftig auf Grund von Werkverträgen durchgeführt werden sollen (z.B. bei Privatisierung des 
Reinigungsdienstes).  

2. Maßnahmen im Sinne der Absätze 1 und 2 sind ferner z.B.    

                                    
25

  Vgl. dazu:  G 3/1997 – Erläuterungen zur 31. Änderung der DienstVO 
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–  Gruppenschließung in einem Kindergarten wegen Rückgangs der Kinderzahlen,  

–  Schließung einer Einrichtung auf Grund gesetzgeberischer Veranlassung,  

–  Schließung von Beratungseinrichtungen wegen Wegfall von Mitteln,  

–  Rationalisierungsmaßnahmen im Verwaltungsbereich durch den Einsatz neuer Technik,  

–  Aufgabe von Teilen einer Dienststelle. 
 

Nr. 3 
Informations- und Beteiligungspflichten 

(1) Der Anstellungsträger hat die Mitarbeitervertretung im Rahmen des geltenden Rechts recht-
zeitig und umfassend zu informieren und zu beteiligen.  
 
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 soll der Anstellungsträger die Mitarbeiterinnen, deren Arbeits-
plätze von der vorgesehenen Maßnahme voraussichtlich betroffen werden, rechtzeitig vor deren 
Durchführung unterrichten. 
 

Nr. 4 
Arbeitsplatzsicherung 

(1) 1Der Anstellungsträger führt für die von einer Maßnahme im Sinne der Nummer 2 Abs. 1 be-
troffenen Mitarbeiterinnen ein Arbeitsplatzsicherungsverfahren nach der Reihenfolge der Absätze 2 
bis 4 durch. 2Das Sicherungsverfahren umfasst erforderlichenfalls eine Fortbildung oder Umschu-
lung der Mitarbeiterin (Nummer 5).  
 
(2)  1Der Anstellungsträger ist zunächst verpflichtet zu ermitteln, ob für die Mitarbeiterin ein vor-
handener freier, besetzbarer und gleichwertiger Arbeitsplatz zur Verfügung steht, und der Mitarbei-
terin diesen Arbeitsplatz anzubieten. 2Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig, wenn sich durch die neue 
Tätigkeit die bisherige Eingruppierung bzw. Einreihung nicht ändert und die Mitarbeiterin in der 
neuen Tätigkeit mindestens im bisherigen Umfang beschäftigt bleibt. 3Ein Arbeitsplatz ist auch 
gleichwertig, wenn sich durch die neue Tätigkeit die bisherige Eingruppierung nicht ändert, jedoch 
entgegen der bisherigen Eingruppierung ein Bewährungsaufstieg oder Fallgruppenaufstieg nach § 8 
oder § 9 der Arbeitsrechtsregelung zur Regelung des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf)1) in Verbin-
dung mit § 23a oder § 23b BAT nicht mehr möglich ist. 4Bei der Ermittlung eines gleichwertigen 
Arbeitsplatzes bei demselben Arbeitgeber gilt folgende Reihenfolge:  

a) Arbeitsplatz in derselben Einrichtung bzw. Dienststelle an demselben Ort,  

b) Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle mit demselben Aufgabengebiet an einem 
anderen Ort,  

c) Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle mit einem anderen Aufgabengebiet an dem-
selben Ort,  

d) Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle mit einem anderen Aufgabengebiet an ei-
nem anderen Ort.  

5Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin abgewichen wer-
den. 6Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach Maßgabe des Satzes 4 nicht zur Verfügung, soll die 
Mitarbeiterin entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihr dadurch ein gleichwerti-
ger Arbeitsplatz bei demselben Anstellungsträger zur Verfügung gestellt werden kann. 
 
(3) 1Kann der Mitarbeiterin kein Arbeitsplatz im Sinne des Absatzes 2 zur Verfügung gestellt wer-
den, ist der Anstellungsträger verpflichtet, der Mitarbeiterin eine andere vorhandene freie und 
besetzbare Mitarbeiterstelle anzubieten, für die die Mitarbeiterin die Voraussetzungen erfüllt. 
2Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. 3Die spätere Bewerbung um einen gleichwertigen Ar-
beitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter gleich geeigneten Bewerbungen bevorzugt zu berück-
sichtigen. 
 
(4) 1Kann der Mitarbeiterin kein Arbeitsplatz im Sinne der Absätze 2 und 3 zur Verfügung gestellt 
werden, hat der Anstellungsträger sich um einen Arbeitsplatz bei einem anderen Anstellungsträger 
des kirchlichen oder diakonischen Dienstes in räumlicher Nähe zu bemühen. 2Der Anstellungsträger 
hat bei der Arbeitsplatzsuche die Anstellungsebenen (Kirchengemeinde, Kirchenkreis, Propstei, 
Landeskirche) zu berücksichtigen.  
 
(5) Nimmt die Mitarbeiterin einen ihr nach den Absätzen 2 bis 4 angebotenen Arbeitsplatz nicht 
an, so stehen ihr weitere Ansprüche nach dieser Ordnung nicht zu, es sei denn, dass ihr die An-
nahme des Arbeitsplatzes nach ihren Kenntnissen und Fähigkeiten billigerweise nicht zugemutet 
werden kann. 
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________________ 
1) Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mitarbeiterinnen der Konföderation ev. Kirchen in 

Niedersachsen  und der beteiligten Kirchen aufgrund der 61. Änderung der Dienstvertragsord-
nung vom 10.06.2008 und zur Regelung des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf)  

 
Nr. 5 

Fortbildung, Umschulung 

(1) 1Ist nach Nummer 4 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie der Anstellungs-
träger rechtzeitig zu veranlassen oder selbst durchzuführen, wobei Art und Umfang durch den An-
stellungsträger festgelegt werden. 2Soweit keine Ansprüche gegen andere Kostenträger bestehen, 
trägt der Anstellungsträger die Kosten. 3Die Mitarbeiterin darf ihre Zustimmung zu einer Fortbil-
dungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht ohne triftigen Grund verweigern. 4Gibt eine Mitarbeite-
rin, die das 55. Lebensjahr vollendet hat, ihre Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschu-
lungsmaßnahme nicht, gilt dies nicht als Verweigerung ohne triftigen Grund. 
 
(2)  1Die Mitarbeiterin ist für die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche Zeit von der Arbeit 
freizustellen, soweit die Fortbildung oder Umschulung in die Arbeitszeit fällt. 2Wird durch die Fort-
bildung oder Umschulung die mit der Mitarbeiterin vereinbarte durchschnittliche Arbeitszeit über-
schritten, ist kein entsprechender Freizeitausgleich zu gewähren. 
 
(3)  1Die Mitarbeiterin ist verpflichtet, dem Anstellungsträger die Aufwendungen für eine Fortbil-
dung oder Umschulung nach Maßgabe des Satzes 3 zu ersetzen, wenn das Dienstverhältnis aus 
einem von ihr zu vertretenden Grund endet. 2Satz 1 gilt nicht, wenn die Mitarbeiterin wegen 
Schwangerschaft oder wegen Niederkunft in den letzten drei Monaten gekündigt oder einen Auflö-
sungsvertrag geschlossen hat. 3Zurückzuzahlen sind, wenn das Arbeitsverhältnis endet,  

a) im ersten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Umschulung die vollen Aufwendungen,  

b) im zweiten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Umschulung zwei Drittel der Aufwendun-
gen, 

c) im dritten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Umschulung ein Drittel der Aufwendun-
gen. 

 
Nr. 6 

Besonderer Kündigungsschutz 

(1)  1Ist der Mitarbeiterin eine andere Tätigkeit übertragen worden, darf das Dienstverhältnis wäh-
rend der ersten neun Monate dieser Tätigkeit weder aus betriebsbedingten Gründen noch wegen 
mangelnder Einarbeitung gekündigt werden. 2Wird die andere Tätigkeit bereits während der Fort-
bildung oder Umschulung ausgeübt, verlängert sich die Frist auf zwölf Monate. 
 
(2)  1Eine Kündigung mit dem Ziel der Beendigung des Arbeitsverhältnisses darf nur dann ausge-
sprochen werden, wenn der Mitarbeiterin ein Arbeitsplatz nach Nummer 4 Abs. 2 bis 4 nicht ange-
boten werden kann oder die Mitarbeiterin einen Arbeitsplatz entgegen Nummer 4 Abs. 5 nicht an-
nimmt. 2Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres, soweit 
sich nicht aus § 2 Dienstvertragsordnung i.V.m. § 30 oder § 34 TV-L eine längere Kündigungsfrist 
ergibt. 
 
(3) 1Der Mitarbeiterin, die beim Wechsel der Tätigkeit eine Beschäftigungszeit von mindestens 15 
Jahren zurückgelegt und das 40. Lebensjahr vollendet hat, darf die Kündigung mit dem Ziel der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Zusammenhang mit einer Maßnahme im Sinne der Num-
mer 2 nur dann ausgesprochen werden, wenn sie einen gleichwertigen Arbeitsplatz bei demselben 
Anstellungsträger entgegen Nummer 4 Abs. 5 nicht annimmt. 2Für diese Kündigung aus wichtigem 
Grunde beträgt die Kündigungsfrist sechs Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
 
(4) Die Mitarbeiterin, die auf Veranlassung des Anstellungsträgers im gegenseitigen Einverneh-
men oder auf Grund einer Kündigung durch den Anstellungsträger aus dem Arbeitsverhältnis aus-
geschieden ist, soll auf Antrag bevorzugt wieder eingestellt werden, wenn ein für sie geeigneter 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
 

Nr. 7 
Ausgleichszulage 

(1)  1Ergibt sich in den Fällen der Nummer 4 Abs. 2 bis 4 eine Minderung der Bezüge, erhält die 
Mitarbeiterin für die Dauer des bestehenden Arbeitsverhältnisses eine Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen den Bezügen, die ihr für den ersten vollen Beschäftigungsmonat 
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aus der neuen Tätigkeit zustehen, und den Bezügen, die ihr aus der früheren Tätigkeit zuletzt zu-
standen. 2Bezüge im Sinne von Satz 1 sind das Tabellenentgelt, die in Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen, die Jahressonderzahlung und die kinderbezogenen Entgeltbestandteile.  

3In den Fällen der Nummer 4 Abs. 4 hat der bisherige Anstellungsträger die Ausgleichszulage zu 
zahlen. 
 
(2)  1Die Ausgleichszulage vermindert sich jeweils um die Hälfte des Betrages, um den sich die 
Bezüge nach Absatz 1 Satz 2 bei allgemeinen und persönlichen Entgeltsteigerungen erhöhen. 2Eine 
Verminderung unterbleibt bei der Mitarbeiterin, die am Tage der Aufnahme ihrer neuen Tätigkeit 
eine Beschäftigungszeit von mehr als 15 Jahren zurückgelegt und das 55. Lebensjahr vollendet hat. 
 
(3)  1Die Ausgleichszulage wird neben dem Entgelt aus der neuen Tätigkeit gezahlt. 2§ 24 TV-L gilt 
entsprechend. 3Die Ausgleichszulage wird bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Abs. 3 TV-L) 
berücksichtigt. 
 
(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn die Mitarbeiterin ihre Zustimmung zu einer Fortbil-
dungs- oder Umschulungsmaßnahme verweigert oder die Fortbildung bzw. Umschulung aus einem 
von ihr zu vertretenden Grund abbricht. 
 
(5) 1Die Ausgleichszulage entfällt, wenn die Mitarbeiterin die Übernahme einer höherwertigen 
Tätigkeit ohne triftige Gründe ablehnt. 2Die Ausgleichszulage entfällt ferner, wenn die Mitarbeiterin 
die Möglichkeit des Bezuges einer Altersrente nach §§ 36, 37 oder 39 SGB VI oder einer entspre-
chenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1 SGB VI 
oder der Zusatzversorgung hat. 
 

Nr. 8 
Abfindung 

(1)  1Die Mitarbeiterin, die auf Veranlassung des Anstellungsträgers im gegenseitigen Einverneh-
men oder auf Grund einer Kündigung durch den Anstellungsträger aus dem Arbeitsverhältnis aus-
scheidet, erhält eine Abfindung nach Maßgabe [der Tabelle] der Anlage [zur Sicherungsordnung]. 
2Monatsbezug ist der Betrag, der der Mitarbeiterin als Summe aus dem Entgelt (§ 15 TV-L), den in 
Monatsbeträgen festgelegten Zulagen, der Jahressonderzahlung (§ 20 TV-L) und den kinderbezo-
genen Entgeltbestandteilen (§ 11 ARR-Ü-Konf) im letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden 
zugestanden hat oder zugestanden hätte.  
 
(2) 1Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des Dienstverhältnisses. 
2Hat der Anstellungsträger das Dienstverhältnis gekündigt, wird die Abfindung erst fällig, wenn die 
Frist zur Erhebung der Kündigungsschutzklage abgelaufen ist oder, falls die Mitarbeiterin Kündi-
gungsschutzklage erhoben hat, endgültig feststeht, dass sie ausgeschieden ist. 
 
(3)  Die Abfindung steht der Mitarbeiterin nicht zu, wenn  

a) die Kündigung aus einem von ihr zu vertretenden Grund (z.B. Ablehnung eines angebotenen 
Arbeitsplatzes entgegen Nummer 4 Abs. 5, Ablehnung der Fortbildung oder Umschulung entge-
gen Nummer 5 Abs. 1 Satz 3) erfolgt ist oder  

b) sie aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, weil sie von einem anderen kirchlichen Anstel-
lungsträger übernommen wurde. 

 
Nr. 9 

Persönliche Anspruchsvoraussetzungen 

(1)  1Ansprüche aus dieser Ordnung bestehen nicht, wenn die Mitarbeiterin erwerbsunfähig oder 
berufsunfähig im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist oder die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung vor Vollendung des 
65. Lebensjahres oder einer entsprechenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder der Zusatzversorgung erfüllt. 2Einer Erwerbsunfä-
higkeit oder einer Berufsunfähigkeit steht die Invalidität (Artikel 2 § 7 Abs. 3 RÜG) gleich. 
 
(2)  Besteht ein Anspruch auf Abfindung und wird die Mitarbeiterin das 65. Lebensjahr innerhalb 
eines Zeitraumes vollenden, der kleiner ist als die der Abfindung zugrundeliegende Zahl der Mo-
natsbezüge, oder ist absehbar, dass innerhalb diese Zeitraumes einer der Tatbestände des Absat-
zes 1 eintritt, verringert sich die Abfindung entsprechend. 
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(3)  1Tritt die Mitarbeiterin innerhalb eines Zeitraumes, der kleiner ist als die der Abfindung zu-
grundeliegende Zahl der Monatsbezüge, in ein Arbeitsverhältnis bei einem diakonischen, kirchlichen 
oder öffentlichen Anstellungsträger ein, verringert sich die Abfindung entsprechend. 2Der überzahl-
te Betrag ist zurückzuzahlen. 
 

Nr. 10 
Anrechnung 

(1)  1Leistungen, die der Mitarbeiterin nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken ge-
währt werden, sind auf die Ansprüche nach dieser Ordnung anzurechnen. 2Dies gilt insbesondere 
für gesetzliche oder durch Vertrag vereinbarte Abfindungsansprüche gegen den Anstellungsträger 
(z.B. §§ 9, 10 Kündigungsschutzgesetz). 
 
(2) 1Die Mitarbeiterin ist verpflichtet, die ihr nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwe-
cken zustehenden Leistungen Dritter zu beantragen. 2Sie hat den Anstellungsträger von der An-
tragstellung und von den hierauf beruhenden Entscheidungen sowie von allen ihr gewährten Leis-
tungen im Sinne des Absatzes 1 sowie von der Aufnahme einer neuen Beschäftigung unverzüglich 
zu unterrichten. 3Kommt die Mitarbeiterin ihren Verpflichtungen nach Satz 1 trotz Belehrung nicht 
nach, stehen ihr Ansprüche nach dieser Ordnung nicht zu.  
 

Anlage zur Sicherungsordnung 

Beschäftigungszeit Anzahl der Monatsbezüge 

(§ 25 DienstVO, bis zum nach vollendetem 

 § 13 ARR-Ü-Konf) vollendeten 40. 45. 50. 55. 

mindestens 40. Lebensjahr Lebensjahr 

3 Jahre - 2,00 2,00 3,00 3,00 

5 Jahre 2,00 3,00 3,00 4,00 5,00 

7 Jahre 3,00 4,00 5,00 6,00 7,00 

9 Jahre 4,00 5,00 6,00 7,00 9,00 

11 Jahre 5,00 6,00 7,00 9,00 11,00 

13 Jahre 6,00 7,00 8,00 10,00 12,00 

15 Jahre 7,00 8,00 9,00 11,00 13,00 

17 Jahre 8,00 9,00 10,00 12,00 14,00 

19 Jahre 9,00 10,00 11,00 13,00 15,00 

21 Jahre 10,00 11,00 12,00 14,00 16,00 

23 Jahre - 12,00 13,00 15,00 17,00 

25 Jahre - 13,00 14,00 16,00 18,00 
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Anlage 7 

(zu § 2 Abs. 6) 

 

Regelung über die Arbeitsbedingungen auf Arbeitsplätzen mit Geräten  
der Informations- und Kommunikationstechnik 

Nr. 1 

Bei dem Einsatz von Geräten der Informations- und Kommunikationstechnik sollen Möglichkeiten 
genutzt werden, die insbesondere geeignet sind, 

a) die Handlungs- und Entscheidungsspielräume der an den Geräten eingesetzten Mitarbeiterin-
nen zu erweitern,  

b) den Anteil an schematischen Arbeitsabläufen zu verringern, 

c) die Fähigkeiten der an den Geräten eingesetzten Mitarbeiterinnen weiterzuentwickeln und ihre 
Kenntnisse zu erweitern und zu vertiefen,  

d) die Zusammenarbeit zu verbessern,  

e) Möglichkeiten zu sozialen Kontakten zu erhalten. 
 

Nr. 2 

Der Tarifvertrag des Landes Niedersachsen vom 25. Januar 1990 über die Arbeitsbedingungen von 
Arbeitnehmern auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informations- und Kommunikationstechnik ist 
auch auf Mitarbeiterinnen, deren arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit weniger als 18 Stunden beträgt, mit Ausnahme der §§ 1 bis 3, § 6 Abs. 1, 2 
und 5 und § 9 anzuwenden, wenn die Teilzeitarbeit ganztägig abgeleistet wird und die Mitarbeite-
rinnen überwiegend am Bildschirmarbeitsplatz eingesetzt sind. 
 

Nr. 3 

Der Tarifvertrag des Landes Niedersachsen vom 25. Januar 1990 über die Arbeitsbedingungen von 
Arbeitnehmern auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informations- und Kommunikationstechnik ist 
mit folgenden Maßgaben anzuwenden:  
 
a) Anstelle der Protokollnotiz zu § 4 wird bestimmt:  

Als notwendig gelten in der Regel die Kosten, die aufgrund der ärztlichen Untersuchung nach 
Absatz 3 entstehen.  

 
b) Anstelle des § 6 Abs. 2, 3 und 4 wird bestimmt:  

(2) Die Umstellung der Tätigkeit einer Mitarbeiterin auf eine Tätigkeit an einem Gerät der 
Informations- und Kommunikationstechnik ist so vorzunehmen, dass die bisherige Eingruppie-
rung nicht beeinträchtigt wird.   

(3) Kann eine Mitarbeiterin aufgrund einer erneuten Untersuchung nach § 4 Abs. 2 nicht 
mehr auf einem Bildschirmarbeitsplatz oder einem Arbeitsplatz mit Bildschirmunterstützung 
oder aufgrund eines Widerrufs nach Absatz 1 Satz 2 eingesetzt werden, ist sie auf einen ande-
ren, grundsätzlich gleichwertigen Arbeitsplatz umzusetzen. Der Mitarbeiterin ist ausreichend 
Zeit und Gelegenheit zur Einarbeitung auf dem neuen Arbeitsplatz zu geben; Maßnahmen der 
Fort- oder Weiterbildung sind durchzuführen. Umschulungen sind auf Kosten des Anstellungs-
trägers durchzuführen und sollen während der Arbeitszeit stattfinden. Finden die Umschulun-
gen ausnahmsweise außerhalb der Arbeitszeit statt, ist die erforderliche Zeit auf die Arbeitszeit 
anzurechnen.  

(4) An Bildschirmarbeitsplätzen dürfen werdende Mütter nur mit ihrem Einverständnis be-
schäftigt werden. Sie dürfen an Bildschirmgeräten nicht beschäftigt werden, soweit nach ärztli-
chem Zeugnis eine Gesundheitsgefährdung besteht. Nach Beendigung der Schutzfristen nach 
dem Mutterschutzgesetz oder nach Ablauf der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz (BEEG) sollen sie die Möglichkeit erhalten, auf einen vergleichbaren Bildschir-
marbeitsplatz zurückzukehren.   
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Anlage 8 

(zu § 2 Abs. 7) 

Regelung für Mitarbeiterinnen, die auf Grund ihrer Dienstanweisung  
oder auf Grund einer Anweisung des Anstellungsträgers im Einzelfall  

als Aufsichts- oder Betreuungsperson Freizeiten, Seminare, Heim-  
und Lageraufenthalte durchführen 

Nr. 1 
Geltungsbereich 

1Diese Regelung gilt für Mitarbeiterinnen, die auf Grund ihrer Dienstanweisung oder auf Grund ei-
ner Anweisung des Anstellungsträgers im Einzelfall als Aufsichts- oder Betreuungsperson Freizei-
ten, Seminare, Heim- und Lageraufenthalte durchzuführen haben. 2Freizeiten, Seminare, Heim- 
und Lageraufenthalte im Sinne dieser Regelung sind Maßnahmen, die für bestimmte Zielgruppen 
planmäßig für einen bestimmten Zeitraum in der Regel außerhalb des örtlichen Bereichs der 
Dienststelle durchgeführt werden. 
 

Nr. 2 
Arbeitszeit, Überstunden, nicht Vollbeschäftigte, Zeitzuschläge, Überstundenvergütung, 

Zusatzurlaub für Schicht- und Nachtarbeit 

(1) Die §§ 6, 7, 8, 9 und 27 TV-L finden für die Dauer der Durchführung einer Maßnahme nach 
Nummer 1 keine Anwendung.  
 
(2) 1Als Arbeitszeit werden für jeden Tag der Teilnahme an einer Maßnahme nach Nummer 1 
zehn Stunden berechnet, soweit sich nicht aus der Planung für den Ablauf der Maßnahme eine ge-
ringere Arbeitszeit ergibt. 2An den Tagen der An- und Abreise, an denen die Mitarbeiterin auch Auf-
sichts- und Betreuungsfunktionen während der Reisezeit wahrzunehmen hat, wird die tatsächlich 
erbrachte Arbeitszeit im vollen Umfang berücksichtigt.  
 
(3) 1Ergibt sich aus der Arbeitszeitberechnung nach Absatz 2 eine höhere wöchentliche Arbeits-
zeit, als von der Mitarbeiterin sonst nach ihrem Dienstvertrag zu leisten ist, so ist spätestens bis 
zum Ende des zwölften Kalendermonats nach Abschluss der Maßnahme entsprechende Arbeitsbe-
freiung zu gewähren. 2Über die zeitliche Lage dieser Arbeitsbefreiung soll bereits bei der Planung 
der Maßnahme das Benehmen zwischen der Mitarbeiterin und dem Anstellungsträger hergestellt 
werden. 
 
(4) 1Soweit der Arbeitsbefreiung nach Absatz 3 dienstliche Interessen entgegenstehen, kann der 
Anstellungsträger die Arbeitsbefreiung bis zur Hälfte durch die Zahlung von Entgelt ersetzen. 2Die 
Arbeitsbefreiung kann im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin bis zum vollen Umfang durch die 
Zahlung von Entgelt ersetzt werden. Für jede nicht durch Arbeitsbefreiung ausgeglichene Stunde 
ist das Stundenentgelt nach dem jeweils geltenden Entgelttarifvertrag zuzüglich des Zeitzuschlages 
nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a TV-L zu zahlen. 
 

Nr. 3 
Reisekostenvergütung, Trennungsentschädigung 

(1) § 23 Abs. 4 TV-L findet für die Zeit der Durchführung einer Maßnahme keine Anwendung.  
 
(2) Die Mitarbeiterin erhält für die Dauer und im Rahmen der Maßnahme freie Fahrt, freie Unter-
kunft und freie Verpflegung. 
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Anlage 9  ��Erl. 1 

(zu § 2 Abs. 9) 

 

Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen, die im Sozial- und  
Erziehungsdienst eingesetzt sind  ��Erl.  2 

Erl. 1: Anlage 9 angefügt m. W .v. 1.1.2017 gem. § 1 Nr. 9 der 83. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: Überschrift m. W. v. 1.1.2019 in der Fassung des Beschlusses der Schlichtungskommission vom 
3.11.2017 (89. Änderung der DienstVO) 

Nr. 1 
Geltungsbereich 

Die folgenden Sonderregelungen gelten für Mitarbeiterinnen, die im Sozial- und Erziehungsdienst 
eingesetzt sind. ��Erl. 1 

Erl. 1: § 1 m. W. v. 1.1.2019 in der Fassung des Beschlusses der Schlichtungskommission vom 3.11.2017 
(89. Änderung der DienstVO) 

Nr. 2 
Anwendung tariflicher Bestimmungen 

(1) Auf die Dienstverhältnisse nach Nummer 1 sind die im Folgenden genannten Bestimmungen 
des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Allgemeiner Teil – vom 13. September 
2005 und des TVöD – Besonderer Teil Verwaltung (BT-V) – vom 13. September 2005  in den je-
weils geltenden Fassungen für den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
entsprechend anzuwenden, sofern sie in der Anlage 1 zur DienstVO aufgeführt sind und im Folgen-
den nicht etwas anderes bestimmt ist.  
 
(2) 1Der TVöD – Allgemeiner Teil – und der Besondere Teil Verwaltung (BT-V) bilden im Zusam-
menhang das Tarifrecht für den Dienstleistungsbereich Verwaltung. 2Zur besseren Übersicht und 
Lesbarkeit erstellen die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes aus dem Allgemeinen Teil 
des TVöD und dem Besonderen Teil Verwaltung entsprechend einer Prozessvereinbarung eine 
durchgeschriebene Fassung für den Dienstleistungsbereich Verwaltung. 3Im Folgenden wird Bezug 
auf die jeweilige durchgeschriebene Fassung (TVöD-V (VKA)) genommen.  

Nr. 3 
Arbeitszeit 

Anstelle des § 11 Absatz 1 DienstVO wird bestimmt: 

Anstelle des § 6 Absatz 1 Satz 1 TV-L richtet sich die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 Buchstabe b TVöD-V (VKA). 

Nr. 4 
Eingruppierung 

Abweichend von § 12 Absatz 1 Satz 1 TV-L richtet sich die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen 
nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVöD-V (VKA). ��Erl. 1 

Erl. 1: Nr. 4 m. W. v. 1.1.2017 i. d. F. gem. § 1 Nr. 2 Buchst. a der 84. Änderung der DienstVO  

Nr. 4a 
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ��Erl. 3 

Anstelle des § 14 TV-L ist § 14 TVöD-V(VKA) anzuwenden. 

Erl. 3: § 4 a m. W. v. 01.01.2019 geändert durch die 9. Änderung der DienstVO  
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Nr. 5 
Tabellenentgelt 

Abweichend von § 15 Absatz 2 TV-L ist die Höhe der Tabellenentgelte in der Anlage C zum TVöD-V 
(VKA) festgelegt. 

Nr. 6 
Stufen der Entgelttabelle 

(1) Anstelle des § 16 Absätze 1, 2 und 4 DienstVO und des § 16 Absätze 1 bis 4 TV-L findet Num-
mer 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) Anwendung.  

(2) Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den: 

a) Ein Arbeitsverhältnis zu einem kirchlichen Arbeitgeber (§ 4 DienstVO), der die DienstVO, die 
ARR-Ü-Konf, den Tarifvertrag Diakonie Niedersachsen (TV DN), einen Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst oder eine vergleichbare Arbeitsrechtsregelung anwendet, steht dem Arbeits-
verhältnis zu einem der in Nummer 3 Absatz 2 Satz 5 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V 
(VKA) genannten Arbeitgeber gleich.  

b) Ein Berufspraktikum nach der Arbeitsrechtsregelung für Auszubildende und Praktikantinnen 
(ARR-Azubi/Prakt) vom 10. Juni 2008 steht dem in der Protokollerklärung zu Nummer 3 Ab-
satz 2 Satz 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) genannten Berufspraktikum 
gleich.  

(3) 1Auf die Arbeitsverhältnisse, die auf nicht mehr als sechs Wochen befristet sind, findet die 
Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) keine Anwendung. 2Die Mitarbeiterinnen 
erhalten ein Entgelt nach der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. ��Erl. 1 

Erl. 1: Absatz 3 m. W. v. 1.5.2017 angefügt gem. § 1 der 86. Änderung der DienstVO  

Nr. 7 
Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

Anstelle des § 17 Absatz 4 TV-L findet § 17 Absätze 4 und 4a.1 TVöD-V (VKA) Anwendung. ��Erl. 1 

Erl. 1: Nr. 7 m. W. v. 1.1.2017 i. d. F. gem. § 1 Nr. 2 Buchst. b der 84. Änderung der DienstVO  

 Nr. 8 
Jahressonderzahlung 

(1)  Anstelle des § 19 DienstVO und des § 20 TV-L findet § 20 TVöD-V (VKA) Anwendung.  
 
(2)  1Bei der Anwendung des § 20 Abs. 4 TVöD-V (VKA) gelten Zeiten, die in einem unmittelbar 
vorhergehenden Dienstverhältnis im Geltungsbereich der Dienstvertragsordnung verbracht wurden, 
als Zeit des am 1. Dezember bestehenden Arbeitsverhältnisses (§ 20 Abs. 1 TVöD-V [VKA]). 
2Mehrere Dienstverhältnisse im Sinne des Satzes 1 sind zusammenzurechnen, sofern sie jeweils 
ohne Unterbrechung vorhergegangen sind. 

 

Nr. 9 
Regelungen für die Überleitung am 1. Januar 2017 ��Erl. 1 

Erl. 1: Überschrift m. W. v. 1.1.2019 in der Fassung des Beschlusses der Schlichtungskommission vom 
3.11.2017 (89. Änderung der DienstVO) 

 
Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die  

a) als pädagogische Fachkräfte in Tageseinrichtungen für Kinder,  

b) als pädagogische Leitungen bei überregionalen Trägern von Tageseinrichtungen für Kinder 
oder  

c) als Fachberaterinnen für Tageseinrichtungen  
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eingesetzt sind und deren Dienstverhältnis über den 31. Dezember 2016 hinaus fortbesteht, gilt 
Folgendes: ��Erl. 1  

Erl. 1: Einleitungssatz m. W .v. 1.1.2019 in der Fassung des Beschlusses der Schlichtungskommission vom 
3.11.2017 (89. Änderung der DienstVO)  

1. Die Mitarbeiterinnen sind ab dem 1. Januar 2017 nach den Tätigkeitsmerkmalen des Anhangs 
zur Anlage C zum TVöD-V (VKA) eingruppiert.  

2. 1Die Mitarbeiterinnen werden am 1. Januar 2017 der Stufe der Entgeltgruppe gemäß der Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet, die ihrer am 31. Dezember 2016 nach den Regelungen 
des TV-L erreichten Entgeltgruppenstufe entspricht (stufengleiche Zuordnung). 2Die am 
31. Dezember 2016 in dieser Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 
nach Nummer 3 Absatz 2 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) angerechnet. 
3Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die nach den Regelungen des TV-L 
im Dezember 2016 der Endstufe ihrer Entgeltgruppe (Stufe 5) zugeordnet waren und mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2016 eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren vollendet hatten, 
am 1. Januar 2017 der Stufe 6 der Entgeltgruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V (VKA) zu-
geordnet. 4Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die im Dezember 2016 nach den 
Regelungen des TV-L in der sog. kleinen Entgeltgruppe 9 TV-L der Endstufe (Stufe 4) zuge-
ordnet waren und mit Ablauf des 31. Dezember 2016 eine Stufenlaufzeit von mindestens vier 
Jahren vollendet hatten, am 1. Januar 2017 der Stufe 5 der Entgeltgruppe gemäß der Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet. 5Die Stufenlaufzeit beginnt in der Stufe 5 von neuem.  

3. Mit dem Eingruppierungsvorgang nach Nummer 1 entfallen bisher gezahlte Entgeltgruppenzu-
lagen sowie alle als Besitzstand nach den Bestimmungen der ARR-Ü-Konf gewährten Zulagen; 
dies gilt nicht für die Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf.  

4. 1Ist das ab dem 1. Januar 2017 gemäß Anlage C zum TVöD-V (VKA) zustehende Tabellenent-
gelt allein infolge der Überleitung niedriger als das bisherige Entgelt, so erhält die Mitarbeiterin 
für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit eine persönliche Besitzstandszulage. 
2Die persönliche Besitzstandszulage bemisst sich nach der Differenz zwischen dem auf Grund 
der neuen Eingruppierung maßgeblichen Tabellenentgelt und dem bisherigen Tabellenentgelt 
zuzüglich einer bisher zustehenden Entgeltgruppenzulage oder zuzüglich bisher gezahlter 
Besitzstandszulagen. 3Eine Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf bleibt bei der Anwen-
dung des Satzes 2 unberücksichtigt. 4Die persönliche Besitzstandszulage nach Satz 1 nimmt 
an den allgemeinen Entgeltanpassungen teil; sie verringert sich beim Erreichen einer höheren 
Entgeltstufe um den entsprechenden Erhöhungsbetrag. 5Ändert sich die auszuübende Tätigkeit 
und entspricht sie nicht mehr dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal, entfällt die persönliche 
Besitzstandszulage. 

 
 

Nr. 10 
Regelungen für die Überleitung am 1. Januar 2019 ��Erl. 1 

Erl. 1: Nr. 10 m. W. v. 1.1.2019 angefügt gemäß Beschluss der Schlichtungskommission vom 3.11.2017 
(89. Änderung der DienstVO) 

 
Für die Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis  

- am 31. Dezember 2018 nicht unter den Geltungsbereich der Anlage 9 fiel und 

- über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbesteht,  

gilt Folgendes: 

1. Die Mitarbeiterinnen sind ab dem 1. Januar 2019 nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils B 
Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVöD-V (VKA) eingruppiert.  

2. 1Die Mitarbeiterinnen werden am 1. Januar 2019 der Stufe der Entgeltgruppe gemäß der Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet, die ihrer am 31. Dezember 2018 nach den Regelungen 
des TV-L erreichten Entgeltgruppenstufe entspricht (stufengleiche Zuordnung). 2Die am 
31. Dezember 2018 in dieser Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 
nach Nummer 3 Absatz 2 der Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) angerechnet. 
3Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die nach den Regelungen des TV-L 
im Dezember 2018 der Endstufe ihrer Entgeltgruppe (Stufe 5) zugeordnet waren und mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2018 eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren vollendet hatten, 
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am 1. Januar 2019 der Stufe 6 der Entgeltgruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V (VKA) zu-
geordnet. 4Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die im Dezember 2018 nach den 
Regelungen des TV-L in der sog. kleinen Entgeltgruppe 9 TV-L der Endstufe (Stufe 4) zuge-
ordnet waren und mit Ablauf des 31. Dezember 2018 eine Stufenlaufzeit von mindestens vier 
Jahren vollendet hatten, am 1. Januar 2019 der Stufe 5 der Entgeltgruppe gemäß der Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet. 5Die Stufenlaufzeit beginnt in der Stufe 5 von neuem.  

3. Mit dem Eingruppierungsvorgang nach Nummer 1 entfallen bisher gezahlte Entgeltgruppenzu-
lagen sowie alle als Besitzstand nach den Bestimmungen der ARR-Ü-Konf gewährten Zulagen; 
dies gilt nicht für die Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf.  

4. 1Ist das ab dem 1. Januar 2019 gemäß Anlage C zum TVöD-V (VKA) zustehende Tabellenent-
gelt allein infolge der Überleitung niedriger als das bisherige Entgelt, so erhält die Mitarbeiterin 
für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit eine persönliche Besitzstandszulage. 
2Die persönliche Besitzstandszulage bemisst sich nach der Differenz zwischen dem auf Grund 
der neuen Eingruppierung maßgeblichen Tabellenentgelt und dem bisherigen Tabellenentgelt 
zuzüglich einer bisher zustehenden Entgeltgruppenzulage oder zuzüglich bisher gezahlter 
Besitzstandszulagen. 3Eine Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf bleibt bei der Anwen-
dung des Satzes 2 unberücksichtigt. 4Die persönliche Besitzstandszulage nach Satz 1 nimmt 
an den allgemeinen Entgeltanpassungen teil; sie verringert sich beim Erreichen einer höheren 
Entgeltstufe um den entsprechenden Erhöhungsbetrag. 5Ändert sich die auszuübende Tätigkeit 
und entspricht sie nicht mehr dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal, entfällt die persönliche 
Besitzstandszulage. 
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Übersicht über die Änderungen  
der DienstVO 

Übersicht über die Änderungen  
des TV-L 

Die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. 65) ist am 1. August 1983 in 
Kraft getreten. Mit Verweis auf den TV-L und den Pkw-
Fahrer TV-L wurde sie zum 1. Januar 2009 neu ge-
fasst.  

Der TV-L vom 12. Oktober 2006 und der Pkw-Fahrer-
TV-L vom 12. Oktober 2006 sind für den Geltungsbe-
reich der DienstVO am 1. Januar 2009 in Kraft getre-
ten (61. Änderung der DienstVO).  

Die DienstVO wurde geändert und ergänzt durch: Die folgenden Änderungstarifverträge zum TV-L und 
zum Pkw-Fahrer-TV-L wurden für den Geltungsbereich 
der DienstVO übernommen:  

61. Änderung vom 10. Juni 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 5/2008 S. 70)  
– Neufassung der DienstVO zum 1.1.2009  
  mit Verweis auf den TV-L – 

• TV-L vom 12. Okt. 2006 und  
• Pkw-Fahrer-TV-L vom 12. Okt. 2006  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 5/2008 S. 109) 

(Die 62. Änderung betraf die DienstVO in der  
 bis zum 31.12.2008 geltenden Fassung.) 

 

63. Änderung vom 22. Sept. 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 9/2008 S. 217) 

Änd.-TV Nr. 1 zum TV-L vom 13. März  2008 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 1/2009 S. 8) 

(Die 64. Änderung betraf die DienstVO in der  
 bis zum 31.12.2008 geltenden Fassung.) 

 

65. Änderung vom 26. Jan. 2009 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2009 S. 56)  

 

66. Änderung vom 26. August 2009 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 6/2009 S. 170)  

• Änd.-TV Nr. 2 zum TV-L vom 1. März  2009 – nur 
Entgelttabellen – und  

• Änd.-TV Nr. 1 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 1. März  
2009 – nur Entgelttabelle –  

(Kirchl. Amtsbl. Hannover 6/2009 S. 179)  

67. Änderung vom 4. November 2009 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 7/2009 S. 223) 

• Änd.-TV Nr. 2 zum TV-L vom 1. März  2009 und  
• Änd.-TV Nr. 1 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 1. März  

2009  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 7/2009 S. 242) 

68. Änderung vom 1. März 2010 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2010 S. 39) 

 

69. Änderung vom 8. Juni 2010 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2010 S. 67) 

 

70. Änderung vom 20. September 2010 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 6/2010 S. 135) 

 

71. Änderung vom 7. April 2011 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2011 S. 138) 

 

72. Änderung vom 8. Juni 2011 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2011 S. 139) 

 

73. Änderung vom 10. Oktober 2011 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 7/2011 S. 253) 

 

74. Änderung vom 10. November 2011 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 7/2011 S. 253) 

• Änd.-TV Nr. 3 zum TV-L vom 10. März  2011 und 
• Änd.-TV Nr. 2 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 10. März  

2011 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 7/2011 S. 278) 

75. Änderung vom 8. Mai 2012 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2012 S. 123,  
Berichtigung 6/2012 S. 278) 

Änd.-TV Nr. 4 zum TV-L vom 2. Jan. 2012 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 4/2012 S. 138) 

76. Änderung vom 22. April 2013 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2013 S. 75,  

Berichtigung 4/2013 S. 122) 

Änd.-TV Nr. 5 zum TV-L vom 23. Aug. 2012  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 3/2013 S. 98) 
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Übersicht über die Änderungen  
der DienstVO 

Übersicht über die Änderungen  
des TV-L 

77. Änderung vom 23. September 2013 (Kirchl. 

Amtsbl. Hannover 6/2013 S. 179)   

• Änd.-TV Nr. 6 zum TV-L vom 12. Dez. 2012,  
• Änd.-TV Nr. 7 zum TV-L vom 9. März 2013,  
• Änd.-TV Nr. 3 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 12. Dez. 

2012 und  
• Änd.-TV Nr. 4 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 9. März 

2013  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 6/2013 S. 199) 

78. Änderung vom 23. Juli 2014 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 5/2014 S. 122)  

 

79. Änderung vom 25. Februar 2016 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 47)  

 

80. Änderung vom 25. Februar 2016 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 47)  

• Änd.-TV Nr. 8 zum TV-L vom 28. März 2015,  

für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche Hanno-
vers mit Ausnahme der ab 1. März 2016 geltenden 
Entgelttabellen und Entgeltsätze der Anlagen B bis F 

(letzter Halbsatz gestrichen durch 82. Änderung der 
DienstVO) 

• Änd.-TV Nr. 5 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 28. März. 
2015,  

für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche Hanno-
vers mit Ausnahme der ab 1. März 2016 geltenden 
Entgelttabellen und Entgeltsätze der Anlagen 1 bis 3 

(letzter Halbsatz gestrichen durch 82. Änderung der 
DienstVO) 

• TV EntgO-L vom 28. März 2015   

(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 63) 

81. Änderung vom 28. April 2016 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 2/2016 S. 54)  

Änd.-TV Nr. 1 zum TV EntgO-L vom 2. Febr. 2016  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 70) 

82. Änderung vom 9. Juni 2016 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2016 S. 90)  

Ergänzungen zu folgenden Änderungstarifverträgen  

• Änd.-TV Nr. 8 zum TV-L vom 28. März 2015,  

• Änd.-TV Nr. 5 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 28. März. 
2015,  

(Kirchl. Amtsbl. Hannover 3/2016 S. 97)  

83. Änderung vom 8. Sept. 2016 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2016 S. 119)  

Übernahme von einzelnen Regelungen des TVöD-V 
(VKA) für pädagogische Fachkräfte in KiTa i.d.F. 
der Änderungstarifverträge  
• Nr. 11 zum TVöD vom 29. April 2016 und 
• Nr. 21 zum TVöD – BT-V – 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 4/2016 S. 146)  

84. Änderung vom 9. Febr. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 2/2017 S. 30)  

Übernahme von einzelnen Regelungen der Änderungs-
tarifverträge  
• Nr. 12 zum TVöD vom 29. April 2016 und 
• Nr. 22 zum TVöD – BT-V – vom 29. April 2016 
für pädagogische Fachkräfte in Kindertageseinrichtun-
gen 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2/2017 S. 31)  

85. Änderung vom 8. Mai 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2017 S. 47)  

 

86. Änderung vom 8. Mai 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 3/2017 S. 47)  

 

87. Änderung vom 10. August 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 4/2017 S. 118)  
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Übersicht über die Änderungen  
der DienstVO 

Übersicht über die Änderungen  
des TV-L 

88. Änderung vom 18. Sept. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 

Hannover 05/2017 S. 152)  

• Änd.-TV Nr. 9 zum TV-L vom 17. Febr. 2017,  
• Änd.-TV Nr. 6 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 

17. Febr. 2017,  
• Änd.-TV Nr. 2 zum TV EntgO-L vom 17. Febr. 2017,  

(Kirchl. Amtsbl. Hannover 05/2017 S. 165) 

89. Änderung durch Beschluss der Schlichtungs-
kommission vom 3. Nov. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 01/2018 S. 2)  
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Dienstvertragsordnung 

–  DienstVO – 

Tarifvertrag  
über die Eingruppierung  

und die Entgeltordnung für  
die Lehrkräfte der Länder 

TV EntgO-L 

vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl.  
Hannover 1983 S. 65) 

zuletzt geändert (bezogen auf den TV 
EntgO-L) durch die 88. Änderung der 
DienstVO vom 18. Sept. 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 54) 

vom 28. März 2015 (Kirchl. Amtsbl.  
Hannover 2016 S. …)  

geändert durch den Änderungstarif-
vertrag Nr. 2 zum TV EntgO-L vom 
17. Februar 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. …) 

nach den Maßgaben der  
Dienstvertragsordnung 
 

 Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 28a 

 TV EntgO-L � Erl. 1 
§ 1  

Geltungsbereich 

Der Tarifvertrag über die Eingruppierung und 
die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der Länder 
(TV EntgO-L) vom 28. März 2015 ist mit folgen-
den Maßgaben anzuwenden: 

Erl. 1: § 28a eingefügt  m.W.v. 1.4.2016 durch 
§ 1 Nr. 7 der 80. Änderung der DienstVO 

 

Dieser Tarifvertrag gilt für Lehrkräfte an allge-
meinbildenden und berufsbildenden Schulen, die 
unter den Geltungsbereich des § 44 Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
fallen. 
 

 § 2  
Maßgaben zum TV-L und zum TVÜ-Länder 

 (1) Für die Eingruppierung der Lehrkräfte gilt 
der TV-L mit den Maßgaben in Abschnitt II.  
 

(1) Anstelle des § 2 Absatz 2 TV EntgO-L wird 
bestimmt:    

Für die Überleitung der am 31. März 2016 vor-
handenen Lehrkräfte in die Entgeltordnung 
Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt die 
Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen und zur Regelung 
des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf).   

(vgl. § 15 Abs. 1a, Abs. 3 Satz 3 und Abs. 7a 
sowie § 22b ARR-Ü-Konf) 

(2) …  
 

 Abschnitt II 
Maßgaben zum TV-L 

 
 § 3  

Maßgaben zu § 12 TV-L  
– Eingruppierung – 

 § 12 TV-L gilt in folgender Fassung: 
 

 „§ 12 
Eingruppierung 

 (1) 1Die Eingruppierung der Lehrkraft richtet 
sich nach den Eingruppierungsregelungen der 
Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV 



 

 DienstVO i.d.F. der 88. Änderung | TV EntgO-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 2 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 
     

 

  - 103 - 91. Änderung der DienstVO 
   (Bearbeitungsstand:  24. Januar 2019) 

EntgO-L). 2Die Lehrkraft erhält Entgelt nach der 
Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert ist. 3Die 
Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, 
die sich für die gesamte von ihr nicht nur vorü-
bergehend auszuübende Tätigkeit aus den Ein-
gruppierungsregelungen ergibt.  
 
(2) Die Entgeltgruppe der Lehrkraft ist im Ar-
beitsvertrag anzugeben.”  
 

 § 4  
Maßgaben zu § 13 TV-L  

– Eingruppierung in besonderen Fällen – 

 § 13 TV-L findet keine Anwendung. 
 

 § 5  
Maßgaben zu § 14 TV-L  

– Vorübergehende Übertragung einer  
höherwertigen Tätigkeit – 

 § 14 TV-L gilt in folgender Fassung: 
 

 „§ 14 
Vorübergehende Übertragung einer  

höherwertigen Tätigkeit 

 (1) Wird einer unter Abschnitt 1, Abschnitt 2 
Ziffer 1 oder Abschnitt 5 Ziffer 1 der Entgeltord-
nung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) fal-
lenden Lehrkraft vorübergehend eine Tätigkeit 
übertragen, die einer höheren Entgeltgruppe 
zugeordnet ist, erhält sie eine persönliche Zula-
ge, wenn die Voraussetzungen – stünde sie im 
Beamtenverhältnis – für die Zahlung einer Zula-
ge nach dem beim Arbeitgeber geltenden Besol-
dungsrecht bei vorübergehender Übertragung 
der Aufgaben eines höherwertigen Amtes erfüllt 
wären.  
 
(2) Die persönliche Zulage bemisst sich aus 
dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der 
sich für die Lehrkraft bei dauerhafter Übertra-
gung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergeben 
hätte.”  
 

 § 6  
Maßgaben zu § 16 TV-L  

– Stufen der Entgelttabelle – 

 (1) § 16 Absatz 1 Satz 2 TV-L und § 16 Ab-
satz 3 Satz 2 TV-L gelten mit der Maßgabe, dass 
Entgeltordnung im Sinne der Vorschrift die Ent-
geltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-
L) ist. 
 

 
(2) § 16 Absätze 2 und 3 gelten mit folgenden 
Maßgaben:  

 1. Bei Anwendung des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-
L gilt:  
1Für ab 1. April 2011 neu zu begründende 
Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften werden 
im Rahmen des § 16 Absatz 2 Satz 2 TV-L 
Zeiten einschlägiger Berufserfahrung aus 
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mehreren Arbeitsverhältnissen zum selben 
Arbeitgeber, zuzüglich einer einmaligen Be-
rücksichtigung der nach Ziffer 4 Satz 1 ange-
rechneten Zeit des Referendariats oder Vor-
bereitungsdienstes, zusammengerechnet. 
2Die Nr. 3 der Protokollerklärungen zu § 16 
Absatz 2 TV-L bleibt unberührt. 

 

noch § 28a DienstVO: 

(2) § 6 Absatz 2 TV EntgO-L ist mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden:  

a) Die Nummern 2  und 3 sind mit folgender 
Maßgabe anzuwenden:  

Das Datum „1. August 2015” wird jeweils 
durch das Datum „1. April 2016” ersetzt.   
 

2. (gestrichen)  

3. Für ab 1. August 2015 neu zu begründende 
Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften im Sinne 
von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung 
Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt § 16 
Absatz 2 Satz 3 TV-L in folgender Fassung: 

„Ist die einschlägige Berufserfahrung von 
mindestens zwei Jahren in einem Arbeitsver-
hältnis zu einem anderen Arbeitgeber erwor-
ben worden, erfolgt die Einstellung in die 
Stufe 2, beziehungsweise – bei Vorliegen ei-
ner einschlägigen Berufserfahrung von min-
destens sieben Jahren – in Stufe 3.” 
 

b) Nummer 4 TV EntgO-L ist mit folgender 
Maßgabe anzuwenden:  

Das Datum „1. März 2009” wird durch das 
Datum „1. September 2009” ersetzt und 
das Datum „1. August 2015” durch das Da-
tum „1. April 2016”.  

 

4. Bei Anwendung des § 16 Absatz 3 Satz 1 TV-
L gilt:  
1Für ab 1. März 2009 neu zu begründende 
Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften wird die 
zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abge-
leistete Zeit des Referendariats oder des 
Vorbereitungsdienstes im Umfang von sechs 
Monaten auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1 
angerechnet. 2Für ab 1. August 2015 neu zu 
begründende Arbeitsverhältnisse von Lehr-
kräften im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der 
Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV 
EntgO-L) beträgt die Stufenlaufzeit in Stufe 1 
zwei Jahre und in Stufe 2 fünf Jahre.  

 
 § 7  

Maßgaben zu § 17 TV-L  
– Allgemeine Regelungen zu den Stufen – 

Die Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 
2. Halbsatz TV-L gilt in folgender Fassung:  

„Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 
2. Halbsatz:  

 1Für nachstehend aufgeführte Lehrkräfte im 
Sinne der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage 
zum TV EntgO-L) gelten folgende Höhergruppie-
rungen nicht als „Höhergruppierungen über 
mehr als eine Entgeltgruppe“:  

- Lehrkräfte nach Abschnitt 1 von der Entgelt-
gruppe 11 in die Entgeltgruppe 13, 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 1 von der 
Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13,  

- Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 2 von der 
Entgeltgruppe 10 in die Entgeltgruppe 12,  

- Lehrkräfte nach Abschnitt 5 Ziffer 1 von der 
Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13 und 

- Lehrkräfte nach Abschnitt 6 von der Entgelt-
gruppe 11 in die Entgeltgruppe 13.” 
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2Satz 1 findet keine Anwendung bei einer 
Höhergruppierung, die aufgrund des Inkrafttre-
tens der Entgeltordnung Lehrkräfte auf Antrag 
gemäß § 29a Absatz 3 und 4 TVÜ-Länder (im 
Geltungsbereich der DienstVO: § 22b Absatz 3 
und 4 ARR-Ü-Konf) in der Fassung des § 11 TV 
EntgO-L erfolgt. 3Hat die Lehrkraft nach der 
Überleitung in die Entgeltordnung Lehrkräfte ei-
nen Antrag nach § 29a Absatz 3 TVÜ-Länder in 
der Fassung des § 11 TV EntgO-L (im Geltungs-
bereich der DienstVO: § 22b Absatz 3 ARR-Ü-
Konf) nicht gestellt, gilt im Falle einer späteren 
Höhergruppierung die bisherige Entgeltgruppe 
(Protokollerklärung zu § 29a Absatz 2 Satz 1 
und 2 TVÜ-Länder in der Fassung des § 11 TV 
EntgO-L) (im Geltungsbereich der DienstVO:
Anmerkung zu § 22b Absatz 2 Satz 1 und 2 ARR-
Ü-Konf) als Entgeltgruppe nach Satz 1, von der 
aus die Höhergruppierung erfolgt 

 
 § 8  

– (gestrichen) 
  

 Abschnitt III 
Maßgaben zum TVÜ-Länder 

(vgl. § 15 Abs. 1a, Abs. 3 Satz 3 und Abs. 7a  
 sowie § 22b ARR-Ü-Konf)  

…  
 

 Abschnitt IV 
Schlussvorschriften 

 … 
 

 
 

Übersicht über die jeweiligen Änderungen 
der DienstVO zum TV EntgO-L 

Übersicht über die Änderungen 
des TV EntgO-L 

 80. Änderung vom 25. Februar 2016 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 47) 

Übernahme des TV EntgO-L zum 1. April 2016 für 
den Geltungsbereich der Dienstvertragsordnung;  
TV EntgO-L vom 28. März 2015 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 63) 

 81. Änderung vom 28. April 2016 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover 2/2016 S. 54) 

Änd.-TV Nr. 1 zum TV EntgO-L vom 2. Febr. 2016 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2/2016 2016 S. 70) 

 88. Änderung vom 18. Sept. 2017 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover …/2017 S. …) 

Änd.-TV Nr. 2 zum TV EntgO-L vom 17. Febr. 2017 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover …/2017 S. …) 
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Dienstvertragsordnung 

–  DienstVO – 

Durchgeschriebene Fassung  
des TVöD für den Bereich  

der Verwaltung (VKA) 

TVöD-V (VKA) 

– Auszug – 
 

vom 16. Mai 1983 (Kirchl. Amtsbl.  
Hannover 1983 S. 65) 

zuletzt geändert (bezogen auf den 
TVöD-V) durch die 91. Änderung der 
DienstVO vom 8. November 2018 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. …) 

TVöD-V (VKA) vom 7. Februar 2006 in 
der Fassung der Änderungsvereinbarung 
Nr. 13 vom 18. April 20108 

zuletzt geändert durch den Änderungsta-
rifvertrag Nr. 16 zum TVöD vom 18. April 
2018 und den Änderungstarifvertrag 
Nr. 25 zum TVöD – Besonderer Teil Ver-
waltung (BT-V) – vom 18. April 2018 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2018 S. 124) 

nach den Maßgaben der  
Dienstvertragsordnung 

 
Anlage 9 zur DienstVO � Erl. 1 

bis 31. Dez. 2018 geltende Fassung: 

Sonderregelungen für Mitarbeiterin- 
nen, die als pädagogische Fachkräfte  

in Tageseinrichtungen für Kinder  
eingesetzt sind  

 

 

ab 1. Jan. 2019 geltende Fassung: 

Anlage 9 zur DienstVO 

Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen,  
die im Sozial- und Erziehungsdienst  

eingesetzt sind � Erl.  2 

 

Erl. 1: Anl. 9 angefügt  m.W.v. 1.1.2017 durch 
§ 1 Nr. 9 der 83. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Überschrift m.W.v. 1.1.2019 in der Fas-
sung des Beschlusses der Schlichtungs-
kommission vom 3.11.2017 
(89. Änderung der DienstVO) 

 

– A u s z u g – 

…  

…  

Nr. 3  
Arbeitszeit 

§ 6  
Regelmäßige Arbeitszeit 

Anstelle des § 11 Absatz 1 DienstVO wird be-
stimmt: 

Anstelle des § 6 Absatz 1 Satz 1 TV-L richtet 
sich die durchschnittliche regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 Buchstabe b 
TVöD-V (VKA).  
 

(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt aus-
schließlich der Pausen für  
…  

b) die Beschäftigten im Tarifgebiet West durch-
schnittlich 39 Stunden wöchentlich, ...  

2…  
 

Nr. 4  
Eingruppierung 

 

Abweichend von § 12 Absatz 1 Satz 1 TV-L rich-
tet sich die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen 

(Anlage 1 zum TVöD-V (VKA)  
– Entgeltordnung – 
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nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils B Ab-
schnitt XXIV der Anlage 1 zum TVöD-V (VKA). 
� Erl. 1 

Erl. 1: Nr. 4 m.W.v. 1.1.2017 i.d.F. gem. § 1 
Nr. 2 Buchst. a der 84. Änderung der 
DienstVO 

 

 hier nicht abgedruckt) 

Nr. 4a  
Vorübergehende Übertragung einer  

höherwertigen Tätigkeit � Erl. 1 

 

 

Anstelle des § 14 TV-L ist § 14 TVöD-V (VKA) 
anzuwenden. 

Erl. 3: § 4 a m. W. v. 01.01.2019 geändert durch die 
9. Änderung der DienstVO  

 

§ 14  
Vorübergehende Übertragung einer hö-

herwertigen Tätigkeit 
 

(1) Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend 
eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig-
keitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner 
Eingruppierung entspricht, und hat sie/er diese 
mindestens einen Monat ausgeübt, erhält sie/er 
für die Dauer der Ausübung eine persönliche 
Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der 
Übertragung der Tätigkeit. 
 
(2) Durch landesbezirklichen Tarifvertrag wird 
im Rahmen eines Kataloges, der die hierfür in 
Frage kommenden Tätigkeiten aufführt, be-
stimmt, dass die Voraussetzung für die Zahlung 
einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist, 
wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit 
mindestens drei Arbeitstage angedauert hat und 
die/der Beschäftigte ab dem ersten Tag der Ver-
tretung in Anspruch genommen worden ist.  
 
(3) Die persönliche Zulage bemisst sich nach 
dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu dem Ta-
bellenentgelt, das sich bei dauerhafter Übertra-
gung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 ergeben hätte. 

 
Nr. 5  

Tabellenentgelt 
 

Abweichend von § 15 Absatz 2 TV-L ist die Höhe 
der Tabellenentgelte in der Anlage C zum TVöD-
V (VKA) festgelegt.  
 

(Anlage C zum TVöD-V (VKA)  
– Entgelttabelle – 

 hier nicht abgedruckt) 

Nr. 6  
Stufen der Entgelttabelle 

Nr. 3 der Anlage D Abschn. 12  
zum TVöD-V (VKA) 

(= § 1 des Anhangs zur Anlage  
zu § 56 TVöD – BT-V –) 

(1) Anstelle des § 16 Absätze 1, 2 und 4 
DienstVO und des § 16 Absätze 1 bis 4 TV-L 
findet Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 
zum TVöD-V (VKA) Anwendung.  
 

(1) 1Bis zum Inkrafttreten der Eingruppie-
rungsvorschriften einschließlich Entgeltordnung 
richtet sich die Eingruppierung der Beschäftigten 
im Sozial- und Erziehungsdienst nach den 
Merkmalen des Anhangs zur Anlage C. 2Sie er-
halten abweichend von § 15 Abs. 2 Entgelt nach 
der Anlage C.  
 
(2) Anstelle des § 16 gilt folgendes:  

1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen 
sechs Stufen. 2Bei Einstellung werden die Be-
schäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine 
einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 3Verfügt 
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die/der Beschäftigte über eine einschlägige Be-
rufserfahrung von mindestens einem Jahr, er-
folgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt 
sie/er über eine einschlägige Berufserfahrung 
von mindestens vier Jahren, erfolgt in der Regel 
eine Zuordnung zur Stufe 3. 4Unabhängig davon 
kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur 
Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vor-
herigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise 
für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn 
diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist.  

(2) Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum 
TVöD-V (VKA) ist mit folgender Maßgabe anzu-
wenden:  

a) Ein Arbeitsverhältnis zu einem kirchlichen 
Arbeitgeber (§ 4 DienstVO), der die 
DienstVO, die ARR-Ü-Konf, den Tarifvertrag 
Diakonie Niedersachsen (TV DN), einen Ta-
rifvertrag für den öffentlichen Dienst oder ei-
ne vergleichbare Arbeitsrechtsregelung an-
wendet, steht dem Arbeitsverhältnis zu ei-
nem der in Nummer 3 Absatz 2 Satz 5 der 
Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) 
genannten Arbeitgeber gleich.  

 

5Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittel-
barem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im 
öffentlichen Dienst (§ 34 Abs. 3 Satz 3 und 4) 
oder zu einem Arbeitgeber, der einen dem TVöD 
vergleichbaren Tarifvertrag anwendet, kann die 
in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis er-
worbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz 
oder teilweise berücksichtigt werden; Satz 4 
bleibt unberührt. 6Die Beschäftigten erreichen 
die jeweils nächste Stufe – … – nach folgenden 
Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit inner-
halb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeit-
geber (Stufenlaufzeit):  

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,  

- Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,  

- Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,  

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und  

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.  
7Abweichend von Satz 1 ist Endstufe die Stufe 4 

a) in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der 
Fallgruppe 3 und  

b) in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der 
Fallgruppe 3.  

8Abweichend von Satz 6 erreichen Beschäftigte, 
die nach den Tätigkeitsmerk-malen des Anhangs 
zu der Anlage C (VKA) in der Entgeltgruppe 
S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 oder 2 
eingruppiert sind, die Stufe 5 nach sechs Jahren 
in Stufe 4 und die Stufe 6 nach acht Jahren in 
Stufe 5.  

 

b) Ein Berufspraktikum nach der Arbeitsrechts-
regelung für Auszubildende und Praktikan-
tinnen (ARR-Azubi/Prakt) vom 10. Juni 2008 
steht dem in der Protokollerklärung zu Num-
mer 3 Absatz 2 Satz 3 der Anlage D Ab-
schnitt 12 zum TVöD-V (VKA) genannten Be-
rufspraktikum gleich.  

 
(3) 1Auf die Arbeitsverhältnisse, die auf nicht 
mehr als sechs Wochen befristet sind, findet die 
Nummer 3 der Anlage D Abschnitt 12 zum 
TVöD-V (VKA) keine Anwendung. 2Die Mitarbei-
terinnen erhalten ein Entgelt nach der Stufe 3 
der jeweiligen Entgeltgruppe. ��Erl. 1 

Erl. 1: Absatz 3 m.W.v. 1.5.2017 angefügt gem.  
§ 1 der 86. Änderung der DienstVO  

 

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:  

Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag für 
Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen 
Dienstes (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 gilt 
grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufs-
erfahrung.  
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(3) Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte 
Entgeltgruppen Bezug genommen wird, ent-
spricht  

 die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe  
 S 2  2  
 S 3  4 
 S 4  5 
 S 5  6 
 S 6 bis S 8b  8 
 S 9 bis S 11a  9a 
 S 11b bis S 13 9b 
 S 14  9c 
 S 15 und S 16  10 
 S 17  11 
 S 18  12. 
 
(4) Auf Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 
findet der in § 20 Abs. 2 Satz 1 für die Entgelt-
gruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz An-
wendung. 
 

Nr. 7  
Allgemeine Regelungen zu den Stufen  

§ 17  
Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

Anstelle des § 17 Absatz 4 TV-L findet § 17 Ab-
sätze 4 und 4a.1 TVöD-V (VKA) Anwendung. 
� Erl. 1 

Erl. 1: Nr. 7 m.W.v. 1.1.2017 i.d.F. gem. § 1 
Nr. 2 Buchst. b der 84. Änderung der 
DienstVO 

 

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Ent-
geltgruppe aus den Entgeltgruppen 2 bis 14 der 
Anlage A [= S 2 bis S 18 der Anlage C] werden 
die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, 
die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht 
haben, mindestens jedoch der Stufe 2. 2Die Stu-
fenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt 
mit dem Tag der Höhergruppierung. 3Bei einer 
Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe 
ist die/der Beschäftige der in der höheren Ent-
geltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. 
5Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des 
Monats an, in dem die Veränderung wirksam 
wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der 
in Satz 1 oder Satz 3 festgelegten Stufe der 
betreffenden Entgeltgruppe. 
 
(4a.1) 1Beträgt bei Höhergruppierungen inner-
halb der Anlage C der Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach § 17 Abs. 4 Satz 1  

- in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b  

- vom 1. März 2018 bis 31. März 2019 weniger 
als 60,86 Euro,  

- vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 
weniger als 62,74 Euro und 

- ab 1. März 2020 weniger als 63,41 Euro, 

- in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18  

- vom 1. März 2018 bis 31. März 2019 weniger 

als 97,40 Euro,  

- vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 

weniger als 100,41 Euro und 

- ab 1. März 2020 weniger als 101,48 Euro, 
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erhält die/der Beschäftigte während der betref-
fenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschieds-
betrages den vorgenannten jeweils zustehenden 
Garantiebetrag. 2Wird die/der Beschäftigte nicht 
in die nächsthöhere, sondern in eine darüber 
liegende Entgeltgruppe höhergruppiert, ist das 
Tabellenentgelt für jede dazwischen liegende 
Entgeltgruppe zu berechnen; Satz 1 gilt mit der 
Maßgabe, dass auf das derzeitige Tabellenent-
gelt und das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 
abzustellen ist, in die die/der Beschäftigte 
höhergruppiert wird.  

Protokollerklärung zu Absatz 4.1 Satz 1: 

Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen 
Entgeltanpassungen teil. 
 

 
Nr. 8 

Jahressonderzahlung 
§ 20 (VKA) 

Jahressonderzahlung 

(1) Anstelle des § 19 DienstVO und des § 20 
TV-L findet § 20 TVöD-V (VKA) Anwendung.  
 

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Ar-
beitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung.  
 
(2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Be-
schäftigten, für die die Regelungen des Tarifge-
biets West Anwendung finden,  

 
in den Entgeltgruppen 1 bis 8    79,51 v. H. 

in den Entgeltgruppen 9a bis 12    70,28 v. H. 

 in den Entgeltgruppen 13 bis 15    51,78 v. H. 

 [vgl. ergänzende Regelung gem. Nr. 3  
Abs. 3 und 4 der Anl. D Abschn. 12  
zum TVöD-V (VKA): 

S 2 bis S 9  = EG 2 bis 8 

S 10 bis S 18 = EG 9 bis 12] 
des der/dem Beschäftigten in den Kalendermo-
naten Juli, August und September durchschnitt-
lich gezahlten monatlichen Entgelts; unberück-
sichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Über-
stunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit 
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Überstunden und Mehrarbeit), Leistungszula-
gen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 2Der Be-
messungssatz bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe am 1. September. 3Bei Beschäftigten, 
deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. Septem-
ber begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemes-
sungszeitraums der erste volle Kalendermonat 
des Arbeitsverhältnisses. 4In den Fällen, in de-
nen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes 
während des Bemessungszeitraums eine eltern-
geldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt 
wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach 
dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem 
Beginn der Elternzeit.  

Protokollerklärung zu Absatz 2: 

1Bei der Berechnung des durchschnittlich ge-
zahlten monatlichen Entgelts werden die ge-
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zahlten Entgelte der drei Monate addiert und 
durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Ände-
rung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Be-
messungszeitraum nicht für alle Kalendertage 
Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten 
Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl 
der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann 
mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die 
Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, blei-
ben hierbei unberücksichtigt. 4Besteht während 
des Bemessungszeitraums an weniger als 
30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der 
letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalender-
tage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 

(noch Nr. 8) 
 

(3) … (Tarifgebiet Ost) 
 

(2) 1Bei der Anwendung des § 20 Abs. 4 TVöD-V 
(VKA) gelten Zeiten, die in einem unmittelbar 
vorhergehenden Dienstverhältnis im Geltungs-
bereich der Dienstvertragsordnung verbracht 
wurden, als Zeit des am 1. Dezember bestehen-
den Arbeitsverhältnisses (§ 20 Abs. 1 TVöD-V 
(VKA)). 2Mehrere Dienstverhältnisse im Sinne 
des Satzes 1 sind zusammenzurechnen, sofern 
sie jeweils ohne Unterbrechung vorhergegangen 
sind. 
 

(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 
vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Ka-
lendermonat, in dem Beschäftigte keinen An-
spruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Ent-
gelts nach § 21 haben. 2Die Verminderung un-
terbleibt für Kalendermonate,  

1. für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt 
erhalten haben wegen  

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder 
Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 
1. Dezember beendet und die Beschäf-
tigung unverzüglich wieder aufgenom-
men haben,  

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 
und § 6 Abs. 1 MuSchG,  

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach 
dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz bis zum Ende des Kalenderjah-
res, in dem das Kind geboren ist, wenn 
am Tag vor Antritt der Elternzeit Ent-
geltanspruch bestanden hat;  

2. in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss 
gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des 
zustehenden Krankengelds ein Krankengeld-
zuschuss nicht gezahlt worden ist.  

 
(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ta-
bellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu 
einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.  
 
(6) 1Beschäftigte, die bis zum 31. März 2005 
Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten 
die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das 
Arbeitsverhältnis wegen Rentenbezugs vor dem 
1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an 
die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß 
Absatz 2 die letzten drei Kalendermonate vor 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses.  

   

Nr. 9 
Regelungen für die Überleitungen  

am 1. Januar 2017 � Erl. 1  

 

Erl. 1: Überschrift m.W.v. 1.1.2019 in der Fas-
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sung des Beschlusses der Schlichtungs-
kommission vom 3.11.2017 
(89. Änderung der DienstVO) 

 
Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die  

a) als pädagogische Fachkräfte in Tagesein-
richtungen für Kinder,  

b) als pädagogische Leitungen bei überregio-
nalen Trägern von Tageseinrichtungen für 
Kinder oder  

c) als Fachberaterinnen für Tageseinrichtun-
gen  

eingesetzt sind und deren Dienstverhältnis über 
den 31. Dezember 2016 hinaus fortbesteht, gilt 
Folgendes: ��Erl. 1  

Erl. 1: Einleitungssatz m.W.v. 1.1.2019 in der Fas-
sung des Beschlusses der Schlichtungskom-
mission vom 3.11.2017 (89. Änderung der 
DienstVO)  

 

 

1. Die Mitarbeiterinnen sind ab dem 1. Januar 
2017 nach den Tätigkeitsmerkmalen des An-
hangs zur Anlage C zum TVöD-V (VKA) eingrup-
piert. 

 

2. 1Die Mitarbeiterinnen werden am 1. Januar 
2017 der Stufe der Entgeltgruppe gemäß der 
Anlage C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet, die 
ihrer am 31. Dezember 2016 nach den Rege-
lungen des TV-L erreichten Entgeltgruppen-
stufe entspricht (stufengleiche Zuordnung). 
2Die am 31. Dezember 2016 in dieser Stufe 
zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die 
Stufenlaufzeit nach Nummer 3 Absatz 2 der 
Anlage D Abschnitt 12 zum TVöD-V (VKA) 
angerechnet. 3Abweichend von Satz 1 wer-
den Mitarbeiterinnen, die nach den Regelun-
gen des TV-L im Dezember 2016 der Endstu-
fe ihrer Entgeltgruppe (Stufe 5) zugeordnet 
waren und mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf 
Jahren vollendet hatten, am 1. Januar 2017 
der Stufe 6 der Entgeltgruppe gemäß der An-
lage C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet. 4Ab-
weichend von Satz 1 werden Mitarbeiterin-
nen, die im Dezember 2016 nach den Rege-
lungen des TV-L in der sog. kleinen Entgelt-
gruppe 9 TV-L der Endstufe (Stufe 4) zuge-
ordnet waren und mit Ablauf des 31. De-
zember 2016 eine Stufenlaufzeit von mindes-
tens vier Jahren vollendet hatten, am 1. Ja-
nuar 2017 der Stufe 5 der Entgeltgruppe 
gemäß der Anlage C zum TVöD-V (VKA) zu-
geordnet. 5Die Stufenlaufzeit beginnt in der 
Stufe 5 von neuem. 

 

3. Mit dem Eingruppierungsvorgang nach Num-
mer 1 entfallen bisher gezahlte Entgeltgrup-
penzulagen sowie alle als Besitzstand nach 
den Bestimmungen der ARR-Ü-Konf gewähr-
ten Zulagen; dies gilt nicht für die 
Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf. 
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4. 1Ist das ab dem 1. Januar 2017 gemäß Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zustehende Tabel-
lenentgelt allein infolge der Überleitung nied-
riger als das bisherige Entgelt, so erhält die 
Mitarbeiterin für die Dauer der unverändert 
auszuübenden Tätigkeit eine persönliche 
Besitzstandszulage. 2Die persönliche 
Besitzstandszulage bemisst sich nach der 
Differenz zwischen dem auf Grund der neuen 
Eingruppierung maßgeblichen Tabellenent-
gelt und dem bisherigen Tabellenentgelt zu-
züglich einer bisher zustehenden Entgelt-
gruppenzulage oder zuzüglich bisher gezahl-
ter Besitzstandszulagen. 3Eine 
Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf 
bleibt bei der Anwendung des Satzes 2 unbe-
rücksichtigt. 4Die persönliche 
Besitzstandszulage nach Satz 1 nimmt an 
den allgemeinen Entgeltanpassungen teil; sie 
verringert sich beim Erreichen einer höheren 
Entgeltstufe um den entsprechenden Erhö-
hungsbetrag. 5Ändert sich die auszuübende 
Tätigkeit und entspricht sie nicht mehr dem 
bisherigen Tätigkeitsmerkmal, entfällt die 
persönliche Besitzstandszulage. 

 

Nr. 10 
Regelungen für die Überleitungen  

am 1. Januar 2019 � Erl. 1 

 

Erl. 1: Nr. 9 m.W.v. 1.1.2019 in der Fassung 
des Beschlusses der Schlichtungskom-
mission vom 3.11.2017 (89. Änderung 
der DienstVO) 

 

 

Für die Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis  

- am 31. Dezember 2018 nicht unter den Gel-
tungsbereich der Anlage 9 fiel und 

- über den 31. Dezember 2018 hinaus fortbe-
steht,  

gilt Folgendes: 

1. Die Mitarbeiterinnen sind ab dem 1. Januar 
2019 nach den Tätigkeitsmerkmalen des 
Teils B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum 
TVöD-V (VKA) eingruppiert.  

2. 1Die Mitarbeiterinnen werden am 1. Januar 
2019 der Stufe der Entgeltgruppe gemäß 
der Anlage C zum TVöD-V (VKA) zugeord-
net, die ihrer am 31. Dezember 2018 nach 
den Regelungen des TV-L erreichten Ent-
geltgruppenstufe entspricht (stufengleiche 
Zuordnung). 2Die am 31. Dezember 2018 
in dieser Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit 
wird auf die Stufenlaufzeit nach Nummer 3 
Absatz 2 der Anlage D Abschnitt 12 zum 
TVöD-V (VKA) angerechnet. 3Abweichend 
von Satz 1 werden Mitarbeiterinnen, die 
nach den Regelungen des TV-L 
im Dezember 2018 der Endstufe ihrer Ent-
geltgruppe (Stufe 5) zugeordnet waren und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2018 eine 
Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren 
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vollendet hatten, am 1. Januar 2019 der 
Stufe 6 der Entgeltgruppe gemäß der Anla-
ge C zum TVöD-V (VKA) zugeordnet. 
4Abweichend von Satz 1 werden Mitarbeite-
rinnen, die im Dezember 2018 nach den 
Regelungen des TV-L in der sog. kleinen 
Entgeltgruppe 9 TV-L der Endstufe (Stu-
fe 4) zugeordnet waren und mit Ablauf des 
31. Dezember 2018 eine Stufenlaufzeit von 
mindestens vier Jahren vollendet hatten, 
am 1. Januar 2019 der Stufe 5 der Entgelt-
gruppe gemäß der Anlage C zum TVöD-V 
(VKA) zugeordnet. 5Die Stufenlaufzeit be-
ginnt in der Stufe 5 von neuem.  

3. Mit dem Eingruppierungsvorgang nach 
Nummer 1 entfallen bisher gezahlte Ent-
geltgruppenzulagen sowie alle als Besitz-
stand nach den Bestimmungen der ARR-Ü-
Konf gewährten Zulagen; dies gilt nicht für 
die Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-
Konf.  

4. 1Ist das ab dem 1. Januar 2019 gemäß 
Anlage C zum TVöD-V (VKA) zustehende 
Tabellenentgelt allein infolge der Überlei-
tung niedriger als das bisherige Entgelt, so 
erhält die Mitarbeiterin für die Dauer der 
unverändert auszuübenden Tätigkeit eine 
persönliche Besitzstandszulage. 2Die per-
sönliche Besitzstandszulage bemisst sich 
nach der Differenz zwischen dem auf Grund 
der neuen Eingruppierung maßgeblichen 
Tabellenentgelt und dem bisherigen Tabel-
lenentgelt zuzüglich einer bisher zustehen-
den Entgeltgruppenzulage oder zuzüglich 
bisher gezahlter Besitzstandszulagen. 3Eine 
Besitzstandszulage nach § 11 ARR-Ü-Konf 
bleibt bei der Anwendung des Satzes 2 un-
berücksichtigt. 4Die persönliche 
Besitzstandszulage nach Satz 1 nimmt an 
den allgemeinen Entgeltanpassungen teil; 
sie verringert sich beim Erreichen einer hö-
heren Entgeltstufe um den entsprechenden 
Erhöhungsbetrag. 5Ändert sich die auszu-
übende Tätigkeit und entspricht sie nicht 
mehr dem bisherigen Tätigkeitsmerkmal, 
entfällt die persönliche Besitzstandszulage. 
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Übersicht über die jeweiligen Änderungen 
der DienstVO zum TVöD-V 

Übersicht über die Änderungen 
des TVöD-V 

 83. Änderung vom 8. Sept. 2016 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2016 S. 119) 

Übernahme von Einzel-Regelungen des TVöD-V (VKA) 
für pädagogische Fachkräfte in KiTa i.d.F. der 
Änderungstarifverträge  
• Nr. 11 zum TVöD vom 29. April 2016 und 
• Nr. 21 zum TVöD – BT-V – 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 4/2016 S. 146) 

 84. Änderung vom 9. Febr. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 2/2017 S. 30) 

Übernahme von Einzel-Regelungen der Änderungsta-
rifverträge  
• Nr. 12 zum TVöD vom 29. April 2016 und 
• Nr. 22 zum TVöD – BT-V – vom 29. April 2016 
für pädagogische Fachkräfte in Kindertageseinrich-
tungen 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2/2017 S. 31) 

 86. Änderung vom 8. Mai 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 2/2017 S. 47) 

 

 87. Änderung vom 10. Aug. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 4/2017 S. 118) 

 

 89. Änderung durch Beschluss der Schlichtungs-
kommission vom 3. Nov. 2017 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 01/2018 S. 2) 

 

90. Änderung vom 8. Nov. 2018 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 05/2018 S. 95) 

 
Arbeitsrechtsregelung über eine einmalige Son-
derzahlung 2018 vom 8. Nov. 2018 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 05/2018 S. S. 96 

Übernahme von Einzelregelungen der Änderungstarif-
verträge  
• Nr. 16 zum TVöD vom 18. April 2018 
• Nr. 25 zum TVöD-BT-V – vom 18. April 2018 für 

den Sozial- und Erziehungsdienst 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 05/2018 S. 124) 

 

91. Änderung vom 8. Nov. 2018 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 01/2019 S. … 

Übernahme des § 14 TVöD in der Fassung des Ände-
rungstarifvertrages Nr. 14 vom 07.02.2017 

  

 
 



Verband der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Hannover e.V. 
 

VkM Hannover e.V. 
Geschäftsstelle 
Osterstraße 1 
30159 Hannover 
 

�  Beitrittserklärung                �  Änderungsmitteilung 
 
Die nachfolgenden Daten werden ausschließlich verbandsintern verwendet. Bitte deutlich schreiben und Zutreffendes unterstreichen 
oder ankreuzen. Geänderte Daten bitte deutlich markieren. 

 
____________________________________ _____________ 
Vorname und Name     Geburtsdatum 
 

____________________________________         ___________________________________ 
Straße und Hausnummer     Postleitzahl und Ort 
 

____________________________________  ___________________________________ 
Telefon (bitte Anmerken ob privat oder dienstlich)  email 
 

____________________________________ ___________________________________ 
Beruf/Dienstbezeichnung    Dienststelle 
 

____________________________________ ___________________________________ 
Datum des Eintrittes in den kirchlichen/diakonischen Dienst Zugehörig zum Kirchenkreis 

  
Ich bin seit/ab ___________ mit _____ Wochenstunden im kirchlichen bzw. diakonischen Dienst 

beschäftigt und derzeit eingeordnet in der Entgeltgruppe ______ des TV-L / SuE TVöD / TV-DN 

bzw. in der Besoldungsgruppe _______. 

� Mein monatlicher Brutto-Verdienst liegt unter 650,00 

 

Bemerkungen zu besonderen Veränderungen (z.B. Sonderurlaub, Elternzeit, Eintrittsdatum in den Ruhestand) 
 

Ich wünsche die VkM-Infos      � per E-Mail    oder     � per Briefpost. 
 
 

Ort, Datum und Unterschrift   
 

Angaben zur Einzugsermächtigung für das SEPA-Lastschriftverfahren 
 

Gläubiger-Identifikationsnummer des VkM lautet: DE43VKM00000845132 
Mandatsreferenz: WIRD SEPARAT MITGETEILT 

 
Ich ermächtige den Verband der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Hannover e.V. (nachfolgend 
VkM genannt), Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein 
Kreditinstitut an, die vom VkM auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
 

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 

 _____________________________________________________________ 
Vorname und Name (Kontoinhaber) 
 

__________________________________________  _ _ _ _ _ _ _ _ | _ _ _ 
Kreditinstitut (Name und BIC) 
 

IBAN:  D E _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ _ _ | _ _ 
 
 

Ort, Datum und Unterschrift 

 
Fon   0511 / 270 215 60 
Fax 0511 / 270 215 61 
E-Mail vkm@evlka.de 
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Anlage C (VKA) 

 

 

 

Entgelt- 

gruppe 
Grundentgelt Entwicklungsstufen 

 1 2 3 4 5 6 

S 18 3.856,63 3.963,34 4.474,77 4.858,30 5.433,63 5.785,20 

S 17 3.531,38 3.803,54 4.219,03 4.474,77 4.986,13 5.286,59 

S 16 3.452,63 3.720,44 4.001,70 4.346,89 4.730,45 4.960,57 

S 15 3.322,52 3.579,77 3.835,51 4.129,57 4.602,60 4.807,14 

S 14 3.292,62 3.543,07 3.827,24 4.116,32 4.435,96 4.659,68 

S 13 3.216,63 3.454,00 3.771,57 4.027,25 4.346,89 4.506,69 

S 12 3.198,66 3.444,22 3.748,71 4.017,18 4.349,61 4.490,25 

S 11b 3.143,77 3.395,24 3.557,62 3.966,75 4.286,38 4.478,16 

S 11a 3.082,25 3.329,88 3.491,23 3.899,43 4.219,03 4.410,81 

S 9 2.848,64 3.072,64 3.317,55 3.673,81 4.007,79 4.263,85 

S 8b 2.848,64 3.072,64 3.317,55 3.673,81 4.007,79 4.263,85 

S 8a 2.792,04 3.005,83 3.217,36 3.417,76 3.612,57 3.815,74 

S 7 2.719,99 2.926,47 3.125,09 3.323,66 3.472,64 3.694,86 

S 4 2.592,92 2.796,13 2.969,92 3.087,85 3.199,56 3.373,59 

S 3 2.436,27 2.631,05 2.798,00 2.951,30 3.021,43 3.105,22 

S 2 2.258,49 2.369,54 2.451,65 2.541,48 2.640,77 2.740,09 

 

  

Tabelle TVöD VKA 

Anlage C (Sozial- und Erziehungsdienst) 

gültig ab 1. April 2019 bis 29. Februar 2020 

(monatlich in Euro) 
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Anlage B

Anlage B zum TV-L

Entgelttabelle für die Entgeltgruppen 1 bis 15

- gültig ab 1. Oktober 2018 -

Entgelt-
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 4.398,75 4.877,05 5.057,19 5.696,99 6.181,49 6.366,93

14 3.982,60 4.417,39 4.672,07 5.057,19 5.647,28 5.816,70

13 3.672,02 4.075,76 4.293,17 4.715,55 5.299,43 5.458,41

12 3.309,47 3.653,37 4.162,72 4.609,96 5.187,62 5.343,25

11 3.202,32 3.522,94 3.777,60 4.162,72 4.721,77 4.863,42

10 3.089,22 3.400,58 3.653,37 3.908,04 4.392,57 4.524,35

9 2.749,89 3.029,67 3.172,55 3.560,20 3.883,21 3.999,71

8 2.583,21 2.845,15 2.964,19 3.077,31 3.202,32 3.279,70

7 2.428,44 2.672,50 2.833,23 2.952,29 3.047,55 3.130,87

6 2.386,77 2.624,88 2.743,94 2.863,01 2.940,38 3.023,72

5 2.291,51 2.517,73 2.636,79 2.749,89 2.839,19 2.898,72

4 2.184,36 2.404,64 2.553,45 2.636,79 2.720,14 2.773,70

3 2.154,60 2.368,91 2.428,44 2.523,68 2.601,07 2.666,55

2 1.999,83 2.196,27 2.255,81 2.315,33 2.452,24 2.595,13

1 Je 4 Jahre 1.797,44 1.827,18 1.862,90 1.898,63 1.987,92

In der Entgeltgruppe 9 mit besonderer Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stufe 2 oder 
von sieben Jahren in Stufe 3 erhöht sich der Tabellenwert nach fünf Jahren in Stufe 
4 um 106,81 Euro.



 

Wir sind...  
 

� ein Verband kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Diakonie 

 

� ein unabhängiger Verband, der ausschließlich dem Willen der Mitglieder verpflichtet ist 
 

� die Arbeitnehmerorganisation, der ausschließlich kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
angehören 

 

� Gesprächs- und Verhandlungspartner für Arbeits-, Dienst- und Sozialrecht in der 
Landeskirche und in der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

 

� ein Verband, der für Wahrnehmung von Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Kirche und Diakonie unentbehrlich ist 

 

Wir …  

 

� setzen uns ein für die Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst der Kirche 
und ihrer Diakonie in ihrem Dienst-, Arbeits- und Versorgungsrecht   

 

� machen deutlich, dass die Arbeit des Verbandes kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Teil des Auftrages der Kirche ist, und dass die Arbeit kirchlicher Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter als Teil der Verkündung des Wortes Gottes in Wort und Tat verstanden wird 

 

� wollen erreichen, dass das Dienst- und Arbeitsrecht in Kirche und Diakonie übereinstimmt, 
und dass kirchliche Ausbildungen und ihre Abschlüsse in allen Gliedkirchen und im Bereich 
der Diakonie anerkannt werden 

 

� achten darauf, dass sich das Dienst- und Arbeitsrecht in Kirche und Diakonie wegen der 
Vergleichbarkeit kirchlichen und öffentlichen Dienstes am Recht des öffentlichen Dienstes 
orientiert 

 

Wir arbeiten mit …  
 

• bei der Gestaltung des Dienst- und Arbeitsrechts sowie des Mitarbeitervertretungsrechts. 
 

� bei der Gestaltung des Dienst- und Arbeitsrechts in der paritätisch besetzen Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission für den Bereich der verfassten Kirche in der Konföderation 

 

� in der Schiedsstelle für den Bereich der verfassten Kirchen der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen 

 

Als Mitglied im VkM erhalten Sie 

Informationen, Rat und Hilfe 
 

Wir beraten Sie und helfen Ihnen in Fragen des Dienst-, Arbeits-, Sozial- und 
Versorgungsrechts. 
 

Wir gewähren Ihnen Rechtsschutz bei Streitigkeiten im Dienst- und Arbeitsrecht und helfen bei 
Auseinandersetzungen mit Leitungs- und Aufsichtsorganen. 

 

 


